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109. Sitzung 

Bonn, den 7. Dezember 1984 

Beginn: 8.00 Uhr 

Vizepräsident Stücklen: Die Sitzung ist eröffnet. 

Nach einer Vereinbarung im Ältestenrat soll die 
heutige Tagesordnung um die Zusatzpunkte 
„Zweite und dritte Beratung des von der Bundesre-
gierung eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur 
Neuordnung der Krankenhausfinanzierung" und 
„Zweite und dritte Beratung des vom Bundesrat 
eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes zur Neuord-
nung der Krankenhausfinanzierung", Drucksachen 
10/2095, 10/2096, 10/2565, 10/2566, erweitert werden. 
Ist das Haus damit einverstanden? — Ich sehe und 
höre keinen Widerspruch. Es ist so beschlossen. 

Ich rufe den Zusatzpunkt 2 zur Tagesordnung 
auf: 

Aktuelle Stunde 
Verhalten der Bundesregierung zur Zeich-
nung des Seerechtsübereinkommens der 
Vereinten Nationen 

Meine Damen und Herren, die Fraktion der SPD 
hat gemäß Nummer 1 c der Anlage 5 unserer Ge-
schäftsordnung eine Aktuelle Stunde zu dem 
Thema „Verhalten der Bundesregierung zur Zeich-
nung des Seerechtsübereinkommens der Vereinten 
Nationen" verlangt. 

Ich eröffne die Aussprache. Das Wort hat der 
Herr Abgeordnete Brandt. 

Brandt (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Diese Aktuelle Stunde handelt von der Ge-
fahr der Selbstisolierung und davon, daß wesentli-
che außenpolitische und wirtschaftliche Interessen 
Schaden leiden können. Bis heute haben 156 Staa-
ten die Seerechtskonvention unterzeichnet. Anfang 
dieser Woche waren es 140. Das bedeutet, die 
überwältigende Mehrheit der Staatengemeinschaft 
ist für dieses wichtige internationale Vertragswerk. 
Fast alle unsere europäischen Partner sind dafür. 
Unsere Regierung ist dagegen, wie oder weil die der 
Vereinigten Staaten dagegen ist. Aber niemand 
dürfte doch übersehen, daß unsere Interessen auf 
diesen Gebieten nicht automatisch mit dem über-
einstimmen, was dazu gegenwärtig in Washington 
vertreten wird. Das gilt übrigens auch für andere 
Gebiete. 

(Beifall bei der SPD) 

Bei diesem während vieler Jahre ausgehandelten 
Übereinkommen zum Seerecht geht es um die Be-
stätigung alter und die Festlegung neuer Bestim-
mungen über Schiffahrt und Fischerei, Umwelt und 
Forschung. Hinzu kommen Regeln für den Tiefsee-
bergbau, d. h. die im nächsten Jahrzehnt begin-
nende Förderung von Metallknollen — Kupfer, Nik-
kel, Kobalt, Mangan —, die auf dem Meeresboden 
lagern. Ich fürchte, die Bundesrepublik wird teuer 
zu stehen kommen, was die Regierung gegen den 
ihr zur Verfügung stehenden außenpolitischen 
Sachverstand entschieden hat. 

(Beifall bei der SPD) 

Erstens. Eine Reihe von Staaten der Dritten Welt 
wird uns bei der meereswirtschaftlichen Zusam-
menarbeit nicht so zum Zuge kommen lassen, wie 
es sonst möglich wäre. Das ist schon wichtig. 

Zweitens. Unsere Wirtschaft wird jetzt nicht 
mehr zum kleinen Kreis von Pionierinvestoren in 
dem von unserer Industrie angepeilten Meeresbo-
denabschnitt gehören. 

Drittens. Man verschenkt, daß der Internationale 
Seegerichtshof nach Hamburg kommt. 

(Beifall bei der SPD) 

Jetzt komme man nicht mit dem bewußt irrefüh-
renden Hinweis, wir würden durch die EG dabei 
sein. Wir werden es nicht sein; denn die EG wird 
nur begrenzt zuständig sein. Sie kann uns gerade 
beim Tiefseebergbau nicht vertreten. Warum begibt 
sich die Mehrheit der Koalition in eine Lage, in der 
als ihr Vorbild der kleine Seeräuber erscheint, dem 
es nicht nur an Offenheit, sondern auch an Mut 
fehlt? 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, mit dem Schreckge-
spenst vom Dirigismus wird unsere Öffentlichkeit 
ein weiteres mal hinters Licht geführt. Oder will 
man damit ein Faustrechtdenken, das doch mit dem 
Kolonialismus überwunden sein sollte, oder eine ge-
wisse Goldgräbermentalität außerhalb der heute 
gegebenen Realitäten verschleiern? Wem anders 
gehören die Schätze auf dem Meeresboden, wenn 
nicht der Menschheit? 

(Beifall bei der SPD) 
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Brandt 
Da das so ist, wird man zu begrüßen haben, daß ein 
Teil der Erträge den Entwicklungsländern zugute 
kommt. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber nichts ist für unsere Bundesrepublik 
schlechter als Isolierung innerhalb der Staatenge-
meinschaft. So war es beim Nichtverbreitungsver-
trag, so war es beim Beitritt zu den Vereinten Natio-
nen, so war es bei der Akte über Sicherheit und 
Zusammenarbeit in Europa, so ist es auch hier. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sind die ewigen 
Neinsager!) 

Herr Präsident, da eine angemessene parlamen-
tarische Erörterung nicht möglich war, appelliere 
ich hier an die Bundesregierung, ihre falsche Ent-
scheidung zu revidieren. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sonst wird eine neue Regierung dies zu tun haben 
und hoffentlich zu tun wissen. 

(Anhaltender Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Kittelmann (CDU/CSU). 

Kittelmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Die CDU/CSU begrüßt die Ent-
scheidung der Bundesregierung, die Seerechtskon-
vention nicht zu zeichnen, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

und zwar nicht deshalb, Herr Kollege Brandt, weil 
wir damit den Interessen der USA dienen wollen, 
sondern weil unsere ureigensten nationalen Inter-
essen davon berührt sind. Dies ist kein Nein zur 
Konvention, sondern eine Aufforderung zu ihrer 
Verbesserung. 

(Dr. Vogel [SPD]: Aha!) 

Und, um dies von vornherein klarzustellen: Die Ent-
scheidung der Bundesregierung ist 

(Bindig [SPD]: Eine Fehlentscheidung!) 

eine Entscheidung aus ureigenstem Recht; das Par-
lament ist zur Ratifizierung gefordert. Herr Brandt, 
wenn Sie diese Konvention hätten ratifizieren wol-
len, dann hätte es Ihnen bzw. Ihrer Fraktion gut 
angestanden, hier einen Antrag zur Ratifikation zu 
stellen. Dies haben Sie nicht gemacht. Daraus ist zu 
schließen, daß auch Sie nicht für eine Ratifikation 
der Konvention sind, und ausschließlich um diese 
Frage geht es im Endeffekt bei der Zuständigkeit 
im Parlament. 

(Zurufe von der SPD) 

Meine Damen und Herren, die CDU/CSU ist vor 
allen Dingen im Hinblick auf die dirigistischen und 
protektionistischen Regelungen des Tiefseeberg-
baus, die weder unsere nationalen Mindestvoraus-
setzungen erfüllen noch den wohlverstandenen In-
teressen der Dritten Welt nutzen, gegen eine Zeich-
nung. Die Länder der Dritten Welt haben die Konfe-
renz von Anfang an als einen wirksamen Hebel zur 
Änderung der Weltwirtschaftsordnung verstanden, 

einer Weltwirtschaftsordnung mit neuen dirigisti-
schen und protektionistischen Regelungen, die un-
seren nationalen Interessen nicht entsprechen. 

Die vorliegende Seerechtskonvention entspricht 
darüber hinaus nicht dem Ziel einer vernünftigen 
Meerespolitik. Die CDU/CSU fordert die Bundesre-
gierung auf, gemeinsam mit anderen Nichtzeich-
nerstaaten bei den zuständigen UN-Gremien Neu-
verhandlungen mit dem Ziel — vor allen Dingen  — 
der  Verbesserung des Teils XI, Abbau der Meeres-
bodenschätze, durchzusetzen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es muß darauf hingewiesen werden — auch dies 
ging in dem kurzen Beitrag von Herrn Brandt sehr 
durcheinander —, daß die Vorbereitungskommis-
sion kein Mandat zur qualitativen Änderung des 
Tiefseebergbaus hat. Ich habe mit Genugtuung zur 
Kenntnis genommen, Herr Brandt, daß Ihr wesent-
licher Beitrag in den fünf Minuten das Behandeln 
des Teils XI, Tiefseebergbau, war. Daraus schließe 
ich, daß auch Sie dort Veränderungen wollen, damit 
sich die deutsche Industrie am Tiefseebergbau be-
teiligen kann. Wenn Sie einmal Zeit haben sollten, 
die dort gefundenen Regelungen durchzulesen und 
nicht nur allgemein darüber hinwegzugehen, wer-
den Sie feststellen, daß weder die Industrieländer 
noch die Entwicklungsländer Tiefseebergbau unter 
den dort gefundenen Regelungen betreiben werden. 
Es nützt also weder uns noch der Dritten Welt, was 
dort gefunden worden ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zuruf von der SPD: Quatsch ist das!) 

Wir haben positiv zur Kenntnis genommen, daß 
alle relevanten politischen und gesellschaftlichen 
Gruppen gegen eine Ratifizierung der Konvention 
sind, wenn nicht wesentliche Verbesserungen 
durchgeführt werden. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Welche gesell-
schaftlichen Gruppen?) 

Dann ist es aber auch ehrlicher und glaubwürdiger, 
dies durch eine Nichtzeichnung zu verdeutlichen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Koalitionsparteien waren sich von vornherein 
in diesem Ziel einig, differenziert zum Teil in der 
Methode, wie dieses Ziel erreichbar ist. Die CDU/ 
CSU ist dafür dankbar, daß die Bundesregierung 
national nicht den auch diskutierten Weg der Zeich-
nung mit einem Ratifikationsvorbehalt gegangen 
ist. Dieser Vorbehalt wäre völkerrechtlich ohne Be-
lang geblieben und für die Länder der Dritten Welt 
ein Signal in die falsche Richtung gewesen. Die 
CDU/CSU stellt nochmals fest, daß die Vorberei-
tungskommission den ausschließlichen Auftrag hat, 
die verabschiedete Konvention umzusetzen; ein 
Mandat zur Veränderung besteht nicht. 

Abschließend darf ich in der ersten Runde sagen, 
wir gehen davon aus, meine Damen und Herren, 
daß sich schon in Kürze herausstellen wird, daß wir 
den erfolgreicheren Weg gehen werden, durch ge-
zieltes Draußenbleiben einen Nachdenkensprozeß 
über die Konvention in Gang zu setzen, um sehr 
bald zu erreichen, daß durch Neuverhandlungen ein 
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besseres, für uns umsetzbares, qualitatives System 
des „gemeinsamen Erbes der Menschheit" gefun-
den wird, wie es die Dritte Welt nennt, oder aber es 
bleibt bei der Enterbung aller, wie es Ideologen vor-
haben. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schwenninger. 

Schwenninger (GRÜNE): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Bei der letzten Bundestagsde-
batte hatten wir die Unterzeichnung des Seerechts-
abkommens noch abgelehnt, weil grundsätzliche 
Bedenken gegen die Aufteilung der Weltmeere in 
Einflußzonen bestanden hatten, was wir gerade 
beim 100. Jahrestag der Aufteilung Afrikas noch-
mals bekräftigen. Trotzdem fordern wir GRÜNEN 
jetzt eine Unterzeichnung dieses Abkommens 
durch die Bundesregierung, weil wir darin einen 
Fortschritt gegenüber einem vertragslosen Zustand 
sehen. Wir möchten den Ländern der Dritten Welt 
gegen die sonst drohende Übermacht der Konzerne 
aus den USA und auch aus der Bundesrepublik 
beim Meeresbergbau und gegen den kapitalisti-
schen Wildwuchs des Status quo helfen. Daß der 
Bundesregierung offensichtlich Loyalitäten gegen-
über der Reagan-Regierung und den bundesdeut-
schen Industrieinteressen wichtiger sind als eine 
Solidarität mit der Dritten Welt, mit denen z. B. die 
CDU in Baden-Württemberg immer hausieren geht, 
zeigt sich hier ganz deutlich. 

(Beifall der Abg. Frau Reetz [GRÜNE]) 

— Danke, wichtiger Beifall! 

(Heiterkeit) 

Durch das Abkommen ist eine gewisse Besser-
stellung einer Reihe von Ländern der Dritten Welt, 
eine etwas größere Verteilungsgerechtigkeit der 
Meeresressourcen zu erhoffen. Ich bin sicher, daß 
Herr Warnke nicht mehr so über Tansania herzie-
hen kann, wenn Tansania z. B. ermächtigt wird; wo-
möglich stellt sich heraus, daß man jetzt off shore 
Erdöl herausholen kann. Dann wird nämlich die 
Entwicklung von Tansania im Hinblick auf eine 
Eigenständigkeit wesentlich besser bewerkstelligt. 
Dann brauchen Sie nicht mehr so über den Mwa-
limu Nyerere herzuziehen, er habe das Land nicht 
im Griff. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Wie ist es denn 
in Tansania?) 

Mit Erdöl geht es dann wesentlich besser. Ebenso 
ist eine Entmilitarisierung des Meeresbodens und 
ein gewisser Schutz der Meeresökologie vorgese-
hen. Das alles muß in Zukunft gestützt und erwei-
tert werden. Dafür wollen wir eintreten. 

Wir sehen jedoch noch gravierende Mängel in 
dem Seerechtsabkommen. Gerade die ärmsten 
Länder der Dritten Welt sind oft Binnenstaaten, die 
durch die Aufteilung der Meere benachteiligt wur-
den. In der Seerechtsbehörde dominieren die Ver

-

treter der Industriestaaten. Beim Meeresboden-
bergbau sind nachteilige ökologische Auswirkun-
gen zu befürchten. 

Außerdem sehen wir uns mit einem allgemeinen 
Problem bei Verhandlungen im Rahmen einer 
neuen Weltwirtschaftsordnung konfrontiert: Von 
den Abkommen profitieren die Regierungen der 
Dritten Welt, und diese vertreten leider oft nicht die 
Interessen der Bevölkerung, insbesondere der är-
meren Menschen. Doch uns geht es hier darum, 
wenigstens die Möglichkeit offenzuhalten, daß sich 
die Menschen und Länder in der Dritten Welt aus 
der Abhängigkeit von den Industrieländern und von 
der Übermacht der Konzerne befreien können. Wir 
werden weiterhin alle fortschrittlichen Kräfte in 
den Ländern der Dritten Welt unterstützen, ge-
nauso wie wir eine Stärkung der Position der Län-
der der Dritten Welt gegenüber den Industrielän-
dern wollen. 

Wir wenden uns deshalb auch gegen die Argu-
mentation mit dem nationalen Interesse der Bun-
desrepublik oder dem Interesse der Unternehmen 
der Bundesrepublik, wie sie sowohl von der Koali-
tion als auch von der SPD vorgebracht wird. Das 
gemeinsame Erbe der Menschheit, wie im Vertrags-
text der Seerechtskonvention die Meeresressourcen 
bezeichnet werden, darf nicht den nationalen Inter-
essen der US-Regierung, die die Unterzeichnung 
ablehnt, geopfert werden. Genausowenig darf das 
gemeinsame Erbe der Menschheit den nationalen 
Interessen der bundesdeutschen Wirtschaft unter-
geordnet werden. 

Wir setzen uns also für die Unterzeichnung dieses 
UN-Seerechtsabkommens ein, um die moderne See-
räuberei kapitalistischer Interessen zum Wohle der 
Menschen in der Dritten Welt einzudämmen, damit 
nicht mehr die Devise bei der Bundesregierung gilt, 
die ich einmal in einem Lied gelernt habe: Hoch 
lebe die See und das brausende Meer, hoch lebe die 
Seeräuberei! 

Danke schön. 

(Beifall der Abg. Frau Reetz [GRÜNE]) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Schäfer (Mainz). 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Schäfer (Mainz) (FDP): Ich bekomme Zurufe von 
der CDU; das überrascht mich etwas. 

Herr Präsident! Meine Damen und Herren! Ich 
glaube, es muß hier noch einmal auf einige Fakten 
hingewiesen werden, die in dieser Debatte vielleicht 
doch etwas untergehen. Erstens. Keine der Bundes-
tagsfraktionen, die hier versammelt sind, war je-
mals, Herr Kollege Brandt, voll mit den Ergebnis-
sen der Seerechtskonvention einverstanden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zurufe von der SPD) 

Es muß zweitens gesagt werden: Es gab von An-
fang an in diesem Hause sehr starke Befürworter 
der Konvention in ihren wesentlichen Teilen und 
sehr starke Gegner, deren Meinungen sich im Ver- 
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lauf der Debatte nicht geändert haben. Das können 
Sie in den Protokollen über mehrere Debatten, die 
wir hier geführt haben, nachlesen. 

Die SPD erklärt in ihrem ersten Antrag vom 22. 
Juni 1983, daß es sich beim Tiefseebergbau um 
zweifellos dirigistische und protektionistische Re-
gelungen handelt, die sie sehr kritisiert. Ich glaube, 
Sie sollten heute nicht so tun, als sei bei Ihnen von 
Anfang an die Bereitschaft zu einer Zeichnung so 
stark gewesen, daß Sie im vergangenen Jahr einen 
Druck auf die Bundesregierung ausgeübt hätten, 
der vielleicht zu einer anderen Entwicklung hätte 
führen können. Sehr spät kommen Sie jetzt mit der 
Vorstellung, nur eine Zeichnung sei richtig. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Zu spät!) 

Herr Schwenninger, Sie haben dasselbe Lied 
zweimal zitiert. Sie haben bei Ihrer ersten Rede 
hervorragende Argumente gegen die Zeichnung der 
Seerechtskonvention vorgetragen. Ich habe das ge-
stern abend noch einmal nachgelesen. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So schnell zieht 
die Welt dahin, Herr Schwenninger!) 

Jetzt sagen Sie allerdings, das sei ein Irrtum gewe-
sen. Aber Sie sind lernfähig. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Wir lernen! Das 
geben wir zu!) 

— Ich habe gerade gesagt: Sie sind lernfähig. Das 
spricht ja für Sie. 

Ich darf nun zu meiner Fraktion kommen. Ich 
will uns in gar keiner Weise schonen. Ich habe mit 
Interesse in der deutschen Presse gelesen, wir seien 
in dieser Frage zerstritten, es gebe einen ungeheu-
ren Streit und Kontroversen. Eigentlich hätte der 
Außenminister zurücktreten sollen. 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 

Meine Damen und Herren, wenn es in einer De-
mokratie nicht möglich ist, daß man in einer so 
wichtigen Frage verschiedene Meinungen hat und 
diese Meinungen auch gut begründen kann — das 
war wohl bei dieser Konvention der Fall —, dann 
sind wir allerdings in einem außerordentlich 
schlimmen Stadium unserer Entwicklung. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf der Abg. Frau Dr. Timm [SPD]) 

Ich kann nur sagen: Ich bin dankbar, daß wir kon-
trovers diskutiert haben und — das sage ich ganz 
offen, liebe Frau Timm — am Ende dieser Diskus-
sion die Mehrheit der Fraktion für eine Zeichnung 
war. Ich sage Ihnen: Ich persönlich bedauere, daß es 
nicht zu einer Zeichnung gekommen ist. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD und der 
FDP) 

Das ändert aber nichts daran, daß wir zu respektie-
ren haben, daß diese Entscheidung ja nicht im Par-
lament getroffen wird, sondern daß dies eine Ange-
legenheit der Bundesregierung ist, die ihre Ent-
scheidung getroffen hat. 

(Zuruf des Abg. Bindig [SPD] — Weitere 
Zurufe von der SPD) 

— Herr Bindig, entschuldigen Sie, auch bei Ihnen 
mußten wir manches zugestehen. Ich glaube, Sie 
sollten nicht so tun, als seien Sie ganz unhisto-
risch. 

(Beifall bei der FDP) 

Umgekehrt kann ich nur sagen: Auch Sie mußten 
manches von uns schlucken — das wissen wir —, 
was Ihnen weh getan hat. Sie sollten nicht so tun, 
als wären wir heute in der Lage, alle Vorstellungen 
durchzusetzen. 

Ich möchte aber zum Schluß sagen: Das, was am 
Ende dieser langen Debatte steht, ist ja nicht die 
Isolierung der Bundesrepublik Deutschland, Herr 
Kollege Brandt. Vielmehr hat die Bundesregierung 
im Rahmen der Europäischen Gemeinschaft — ich 
weiß: in verminderter Zuständigkeit der EG — im-
merhin noch den Fuß in der Tür. Ich kann nur 
sagen: Wir werden in den nächsten Jahren außen-
politisch dafür zu sorgen haben — das wird unser 
Bundesaußenminister tun müssen —, daß aus die-
ser Nichtzeichnung kein Schaden in der Dritten 
Welt erwächst. Wir werden allerdings auch um Ver-
ständnis in der Dritten Welt dafür werben müssen, 
daß wir nicht mit Vorstellungen zur Schaffung in-
ternationaler Überbürokratien einverstanden sein 
können. Ich bin der Auffassung, das wird auch in 
der Dritten Welt verstanden. Graf Lambsdorff war 
es, der in seinem Artikel im „Handelsblatt" darauf 
hingewiesen hat, daß wir weiterhin der Dritten Welt 
unsere Kooperation in Form von Joint-ventures an-
bieten. 

Wir sollten deshalb diese Angelegenheit nicht 
hochstilisieren zu einer gewaltigen Affäre. Wir soll-
ten vielmehr die Entscheidung zur Kenntnis neh-
men und versuchen, das Beste daraus zu machen. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat Herr Sena-
tor Lange, Präses der Behörde für Wirtschaft, Ver-
kehr und Landwirtschaft der Freien und Hanse-
stadt Hamburg. 

Senator Lange (Hamburg): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Ein Hamburger 
Vertreter wird oft genug in den Verdacht gestellt, 
hier nur für das Seerecht zu argumentieren, weil 
der Seegerichtshof nach Hamburg kommen sollte. 

(Rühe [CDU/CSU]: Völlig abwegig!) 

— Völlig richtig, Herr Kollege Rühe. 

Ich will sehr deutlich machen, daß ich den Verlust 
des Seegerichtshofes für Hamburg für erheblich 
halte hinsichtlich des Ansehens und der Möglich-
keit zur Werbung. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Aber insbesondere beklage ich, daß es nicht mög-
lich sein wird, die erste UN-Institution auf bundes-
deutschem Boden zu installieren. Das ist für mich 
wesentlich wichtiger, als daß Hamburg in den Ge-
nuß dieser Institution kommen könnte. 

(Beifall bei der SPD) 
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Ich fühle mich als Sprecher einer Region — und 

fühle mich darin unterstützt durch Ministerpräsi-
dent Barschel, der der Bundesregierung gestern im 
Norddeutschen Rundfunk wegen der Nichtzeich-
nung mit sehr viel Kritik entgegengetreten ist —, 
die seit Jahrhunderten traditionell von Handel, 
Schiffahrt und Schiffbau lebt und deshalb auf freie 
und vertrauensvolle Zusammenarbeit mit der gan-
zen Welt angewiesen ist. Dabei wissen wir, daß es 
Freiheit und Vertrauen heute ohne eine von allen 
anerkannte Rechtsgarantie nicht geben kann und 
aus unserer Sicht auch nicht geben wird. 

Hamburg hat nie Zweifel daran gelassen — und 
insofern waren wir mit Sicherheit nicht blauäu-
gig —, daß es durch die Zeichnung der Seerechts-
konvention und dann auch durch die endgültige Ra-
tifizierung Nachteile geben werde. Das haben wir 
nicht übersehen. Aber interessant ist doch, daß all 
diejenigen, die in den letzten Jahren die Nachteile 
herausgestellt und Negativeinstellungen signali-
siert haben, um so energischer für die Zeichnung 
gekämpft haben, je näher wir an den Endzeich-
nungstermin gekommen sind. Ich erinnere an den 
Brief der Preussag vom Juli dieses Jahres an den 
Bundeswirtschaftsminister. Ich erinnere an andere 
Stellungnahmen, z. B. auch der norddeutschen 
Kammern, in denen die Bundesregierung letztend-
lich zum Zeichnen aufgefordert worden ist. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: So ist das nicht 
richtig!) 

Die Nachteile sehend Herr Kittelmann, sind wir 
sehr wohl der Meinung, daß wir nur durch aktives 
Handeln von innen die Seerechtskonvention ver-
bessern können in den Punkten, in denen wir Nach-
teile sehen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Zweifelsohne können wir Verbesserungswünsche, 
die auch wir Sozialdemokraten haben — dazu ha-
ben wir ja unsere Argumentation in den 70er Jah-
ren vorgetragen —, nur von innen einbringen. Der 
Beobachterstandort und der Beobachterstandpunkt 
haben sich bisher in der Vorbereitungskommission 
als nicht ausreichend erwiesen. Die Möglichkeiten 
zur Einflußnahme werden sich künftig noch we-
sentlich mehr einengen, wie die UN das auch mitge-
teilt hat. 

Herr Kittelmann, gestatten Sie mir eine Bemer-
kung zu Ihrer Formulierung, die Bundesregierung 
sei für ein gezieltes Draußenbleiben. Was ist denn 
das für eine Argumentation? 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Sie erinnern mich an einen Fußballspieler, der noch 
nicht einmal auf der Ersatzbank Platz nimmt, aber 
meint, er könne von der Tribüne aus in das Spiel 
eingreifen. Das ist doch völlig unsinnig. 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Nun weiß ja jeder, daß Hertha BSC inzwischen in 
der zweiten Bundesliga spielt. Insofern ist das 
wahrscheinlich als Kenntnis nicht mehr so vorhan-
den. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung hat aus unserer Sicht die politi

-

sche Führungsrolle in Europa mit ihrer Entschei-
dung aufgegeben. Dadurch, daß kein Veto eingelegt 
wird, wird diese Entscheidung nicht plausibler. 
Denn — und Herr Brandt hat darauf hingewiesen 
— die EG kann eben nicht das ersetzen, was die 
Bundesregierung durch Nichtzeichnung ausgelöst 
hat und auslösen wird. Die EG hat keine Kompe-
tenz zum Beispiel im Bereich des Meeresbergbaus. 
Die EG hat keine Kompetenz, kein Mandat, um die 
Interessen der deutschen Industrie in diesem Be-
reich durchzusetzen. Die Bundesregierung schädigt 
aus unserer Sicht mit ihrer Entscheidung das Anse-
hen gegenüber Drittländern. Die Bundesregierung 
beeinträchtigt mit ihrer Entscheidung aus unserer 
Sicht die Wettbewerbsfähigkeit gegenüber anderen 
EG- und Industriestaaten und schwächt damit ins-
besondere die norddeutsche Region. 

Meine sehr verehrten Damen und Herren, die 
Bundesregierung sollte in sich gehen und sollte sich 
ein Beispiel an einer Aufforderung nehmen, die am 
30. November in einem Artikel der „Financial Ti-
mes" stand: „Obgleich schwierig zu praktizieren, 
sollte die Seerechtskonvention lieber aufgebaut als 
zerstört oder ignoriert werden." Sie haben jetzt zu 
handeln. 

(Lebhafter Beifall bei der SPD und den 
GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Mi-
nister für Wirtschaft und Verkehr des Landes 
Schleswig-Holstein, Dr. Westphal. 

Minister Dr. Westphal (Schleswig-Holstein): Herr 
Präsident! Meine sehr geehrten Damen und Her-
ren! Die Entscheidung der Bundesregierung ist ge-
fallen. Ich halte diese Entscheidung für richtig. Das 
möchte ich an den Anfang stellen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Es ist eine lange Diskussion vorangegangen. Ich 
selber, meine Damen und Herren von der Opposi-
tion, habe mich, wie mancher weiß, seit über zehn 
Jahren an dieser Diskussion mit kritischen Beiträ-
gen beteiligt. Wir alle wissen, daß es Argumente pro 
und kontra gegeben hat. Eine Regierung muß ent-
scheiden, auch dann, wenn es starke Argumente für 
die andere Meinung gibt. Und sie hat sich hier ent-
schieden. Ich halte das für richtig. Ich will die 
Gründe noch einmal ausdrücklich sagen, weil dies 
hier nicht genügend zum Ausdruck gekommen ist. 

Das Kapitel XI — Meeresbergbau — ist nicht 
etwa nur ein zu kritisierendes Kapitel, sondern ein 
Instrument zur Verhinderung des Meeresbergbaus. 
Dies halten wir für einen Fehler. Der Herr Kollege 
Lange hat geglaubt, für die norddeutsche Region 
sprechen zu können, zu der ich mich mit Verlaub, 
Herr Kollege Lange, auch zähle. Schleswig-Holstein 
ist erstens ein Land und zweitens ein norddeut-
sches; das kann man ja nicht bestreiten. Da das so 
ist, möchte ich ausdrücklich sagen, auch in Nord-
deutschland sind die Meinungen hierüber durchaus 
geteilt, weil es eben in beiden Richtungen Argu-
mente gibt. Ich möchte hinzufügen, gerade für die 
Küstenregion mit ihren starken außenwirtschaftli-
chen Bindungen ist ein Ja zu einem liberalen Welt- 
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handel wichtig und entscheidend. Auch das sollten 
Sie als Meinung aus Norddeutschland hier deutlich 
hören, meine Damen und Herren. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Mit der Entscheidung der Nichtzeichnung ist die 
Diskussion nicht beendet. Ich warne davor, hier zu 
resignieren. Zum ersten gibt es — und wir sollten es 
intensiv mit den anderen wichtigen Ländern, auch 
Großbritannien gehört dazu, die nicht gezeichnet 
haben, nutzen — Möglichkeiten, insbesondere im 
Meeresbergbau die ordnungspolitischen Vorstel-
lungen zu verbessern. Ob wir das innerhalb oder 
außerhalb der Vorbereitungskommission machen, 
wird eine Frage der politischen Möglichkeiten und 
der politischen Taktik sein. 

Ich halte es auch für einen Fehler, hier die Auf-
fassung zu vertreten, die Kandidatur Hamburgs für 
den Internationalen Seegerichtshof sei erledigt. Er-
stens einmal wird dieser Seegerichtshof, wie jeder, 
der die Unterlagen kennt, weiß, erst wirksam, wenn 
das Abkommen von 60 Staaten ratifiziert ist. Bisher 
sind es meines Wissens 15. Zum zweiten, meine Da-
men und Herren von der Opposition, darf ich viel-
leicht darauf hinweisen, daß es seit vielen Jahren in 
einem Land bedeutende UNO-Institutionen gibt, 
das selber nicht der UNO angehört. Warum resi-
gnieren Sie so? Ich sehe dafür keine Veranlassung. 
Wir norddeutschen Länder werden jedenfalls in 
voller Übereinstimmung mit Hamburg weiter für 
die Installierung des Seegerichtshofs in Hamburg 
eintreten. 

Punkt 3. Die Bundesregierung, aber auch die 
deutsche Wirtschaft sollten sich intensiv darum be-
mühen, daß bilaterale Joint-venture-Beziehungen 
mit anderen Ländern, insbesondere mit Ländern 
der Dritten Welt, zur Nutzung der 200-Seemeilen-
Wirtschaftszone aufgebaut werden. Hier sind wir 
allerdings im Wort, so meine ich. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Ja!) 

Gerade unsere Entscheidung, nicht zu zeichnen, 
sollte Ausgangspunkt für eine aktive Politik sein, 
bilaterale Beziehungen mit diesen Ländern zu 
knüpfen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das ist ein Stück aktiver Entwicklungspolitik und 
besser als die großen Grundsätze vom gemeinsa-
men Erbe der Menschheit. Wer sich diese Konven-
tion einmal angesehen hat, kann doch nicht mehr 
davon sprechen, daß das die Verwirklichung des ge-
meinsamen Erbes der Menschheit wäre. Das ist 
doch ein Widerspruch in sich. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich denke weiter, daß sich die Bundesregierung 
darum bemühen sollte — dies ist ein wichtiger eu-
ropapolitischer Akzent —, die Verwirklichung des 
europäischen Meeres durchzusetzen und nicht nur 
zu warten, bis es zu Fällen kommt, in denen die 
Frage nach dem geltenden Recht aufgeworfen wird. 
Ich habe dies mehrfach angesprochen. 

Ich denke, daß die Realisierung des EG-Meeres 
gerade im Zusammenhang mit der Erweiterung der 

Europäischen Gemeinschaft ein wichtiges Thema 
ist, das auch ideell deutlich macht, daß Europa nicht 
nur eine terrestrische, sondern auch eine maritime 
Gemeinschaft ist. 

Lassen Sie mich zusammenfassend sagen: Diese 
Debatten der letzten Monate sollten nicht das Ende, 
sondern der Anfang einer aktiven Meereswirt-
schaftspolitik sein, die alle Wirtschaftsbereiche, ins-
besondere auch unsere internationalen Beziehun-
gen mit einbezieht. Nicht Resignation, sondern das 
Gegenteil, diese Situation zu einer aktiven Meeres-
wirtschaftspolitik nutzen, ist das, was meines Er-
achtens jetzt vonnöten ist. 

Ich danke Ihnen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Schwenninger [GRÜNE]: Unter ungleichen 

Bedingungen!) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Grunenberg. 

Grunenberg (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Die SPD stellt fest, daß der Wirt-
schaftsminister zu einem wichtigen Wirtschafts-
thema vor dem Plenum des Deutschen Bundestages 
kneift. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Wissen Sie eigentlich, wo er ist?) 

Hauptsächlich auf Betreiben der USA kam es 
1973 zur Einberufung der dritten UN-Seerechts-
konferenz mit dem Ziel, alle die Ozeane betreffen-
den Nutzungen zu regeln und eine Behörde für die 
Regelung des Tiefseebergbaues einzusetzen. 

Völker unterschiedlicher politischer, wirtschaftli-
cher, kultureller und rechtlicher Auffassungen 
brachten in diesem neunjährigen Rechtsschöp-
fungsakt eine Konvention zu Papier, die Rechte 
gibt, Pflichten auferlegt und Frieden sichert. 156 
Staaten unterzeichneten bisher. 21 haben bis ge-
stern ratifziert. Die Bundesrepublik und die USA 
sind zur Zeit die einzigen offiziellen Zeichnungsver-
weigerer. 

Bis auf das Segment Tiefseebergbau ist die Kon-
vention — Herrn Boenisch zufolge — lobenswert. 
Zwei Jahre Regierungsprüfzeit! In der FDP zwei 
Seelen in einer Brust: Wirtschafts- und Außenmini-
ster. Und der Stummelschwanz AMR, bestehend 
aus Preussag und Metallgesellschaft, wackelte fröh-
lich zwei Jahre mit dem Hund Bundesregierung. 

Bemerkenswertes aus der Chronologie seit 1982. 
April 1982: Ende der Seerechtskonferenz; AMR 
lehnt nationales Abbaufeld ab. Juli 1984: AMR will 
nationales Abbaufeld. September 1984: Vorberei-
tungskommission eröffnet uns die Chance für ein 
nationales Abbaufeld. Bedingung: Zeichnung der 
Konvention und gleichbleibende Zahl der Pionierin-
vestoren. 4. Oktober 1984: Minister Bangemann be-
fragt zwei Vorstandsmitglieder der AMR, ob sie am 
Tiefseebergbau unter deutscher Flagge teilnehmen 
wollen. AMR-Vertreter lehnen ab. Sie schlagen den 
deutschen Verhandlungserfolg in der Vorberei-
tungskommission in den Wind. Fast gleichzeitig: 
Graf Lambsdorff kommt vom US-Besuch zurück 
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und warnt AMR und Wirtschaftsminister dringend 
vor deutschem Unterzeichnungsalleingang. Gruß 
von United Steel? Oktober 1984: Präsident Reagan 
fordert Kanzler Kohl brieflich auf, die Zeichnung 
der Konvention zu unterlassen. 

(Schwenninger [GRÜNE]: Aha! — Weitere 
Zurufe von den GRÜNEN und der SPD) 

November 1984: Der CDU/CSU-Fraktionsvorstand 
beschließt darauf, die Seerechtskonvention nicht zu 
zeichen und die Unterschrift der EG zu verhin-
dern. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

SPD-Anträge, die die Regierung auffordern, die 
Konvention zu zeichnen, werden mit Geschäftsord-
nungsstricks oder Mehrheitsbeschluß im Wirt-
schafts- und Auswärtigen Ausschuß in der Bera-
tung hinausgezögert. 27. November 1984: Das Kabi-
nett beschließt gegen den Außen- und den Justizmi-
nister die Nichtzeichnung der Konvention. Der da-
nach tagende Auswärtige Ausschuß nimmt den Ka-
binettsbeschluß zur Kenntnis und erklärt die SPD

-Anträge mehrheitlich für erledigt. Ein drohender 
Mehrheitsbeschluß des Bundestages wird verhin-
dert. Ein erneuter SPD-Antrag auf Drucksache 
10/2531 kommt durch Mehrheitsbeschluß im Älte-
stenrat nicht auf die Tagesordnung des Hauses. 

Fazit: Auf dem Schlachtfeld Vorbereitungskom-
mission gibt es kein deutsches Truppenkontingent, 
das gegen die befürchtete neue Weltwirtschaftsord-
nung zu Felde zieht. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Sehr kriege

-

risch!) 

Eine große Chance ist vertan. Tiefseebergbau unter 
deutscher Flagge findet nicht mehr statt. Die AMR 
begnügt sich als Trittbrettfahrer bei anderen Unter-
nehmen. Unsere nicht patentierte Tiefseebergbau-
technik — bisher die erfolgreichste in der Welt, mit 
135 Millionen DM aus öffentlicher Hand gefördert 
— steht AMR-Konsortialpartnern — USA, Kanada, 
Japan — zur beliebigen Verfügung. Das bedeutet 
Technologietransfer zum Nulltarif an die größte 
Konkurrenz, nicht an die Entwicklungsländer. 

In der Völkergemeinschaft gilt die Bundesrepu-
blik nunmehr als bissiger Hund mit „außen" Zäh-
nen und „abber" Zunge. 

(Heiterkeit bei der SPD) 

Denn AMR, Wirtschaftsminister und Bundeskanz-
ler haben mit Kabinettsmehrheit bundesdeutsche 
Interessen den amerikanischen Interessen unterge-
ordnet. 

(Beifall bei der SPD) 

Freund, so du einen Riesen siehst, prüfe den Stand 
der Sonne, ob es nicht der Schatten eines Zwerges 
ist! 

(Heiterkeit und Beifall bei der SPD) 

Die SPD wird nicht müde werden, dies zu korri-
gieren und nach dem 9. Dezember 1984 für den Bei-
tritt der Bundesrepublik zur Seerechtskonvention, 
um den Seerechtsgerichtshof und für das Ansehen 

der Bundesrepublik in der Völkergemeinschaft zu 
kämpfen. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr 
Bundesminister des Auswärtigen. 

Genscher, Bundesminister des Auswärtigen: Herr 
Präsident! Meine sehr verehrten Damen und Her-
ren! Es ist eine große Freude, die Fraktion der SPD 
um diese Zeit in so heiterer Stimmung anzutref-
fen. 

Die Bundesregierung hatte am 27. November 1984 
zwei Entscheidungen zu treffen. Das betrifft einmal 
die Frage der nationalen Zeichnung und zweitens 
unser Verhalten in der Europäischen Gemeinschaft. 
Wir haben uns einstimmig dafür entschieden, die 
Zeichnung durch die Europäische Gemeinschaft 
möglich zu machen, und uns mit Mehrheit gegen 
eine nationale Zeichnung ausgesprochen. Die Tat-
sache, daß der Außenminister für eine Zeichnung 
war, ist bekannt. Ich kann vielen Argumenten, Herr 
Kollege Brandt, die Sie vorgetragen haben, zustim-
men. Es waren — das muß ich ergänzend sagen — 
nicht nur außenpolitische, sondern auch wirtschaft-
liche und technologische Gründe, die mich für eine 
Befürwortung eingenommen haben. 

(Beifall bei der FDP und der SPD) 

Die Bundesregierung hat sich diese Frage nicht 
leichtgemacht; übrigens nicht nur diese Bundesre-
gierung, sondern auch frühere, worauf ich noch zu 
sprechen kommen werde. 

Wir haben von Anfang an die tiefgreifenden Ver-
änderungen der rechtlichen Verhältnisse auf See 
erkannt. Wir haben auch zeitig erkannt, daß für ein 
hochindustrialisiertes Land wie die Bundesrepublik 
Deutschland mit kurzen Küsten — hier besteht ein 
Interessenunterschied zu anderen westlichen Indu-
striestaaten, die ausnahmslos Langküstenstaaten 
sind —, aber mit ausgedehnten Interessen zur See 
neue Probleme aus neuen Seerechtsentwicklungen 
erwachsen können. Wir haben aus diesem Grunde 
darauf geachtet, daß die meeresorientierten Inter-
essengruppen und Vertreter des öffentlichen Le-
bens Zugang zu unserer Delegation erhielten und 
daß wir auch mit der Wissenschaft während der 
Verhandlungen engen Kontakt gehalten haben. 

Von Anfang an waren für unsere seerechtliche 
Position wichtig: unsere geographische Lage, un-
sere starken Interessen vor allem auf den Gebieten 
der Sicherheitspolitik, der Schiffahrt und der Fi-
scherei, unser Wunsch nach größtmöglicher Frei-
heit der Meeresforschung, unser Interesse an um-
fassendem Meeresumweltschutz und unser Inter-
esse an einem möglichst unbehinderten Zugang zu 
den Rohstoffen des Meeresbodens. 

In vier Entschließungen des Deutschen Bundes-
tages finden sich übereinstimmende Positionen zu 
allen diesen Fragen. Schon daraus wird deutlich, 
daß es in den Substanzfragen jedenfalls in der Ver-
gangenheit im Deutschen Bundestag Meinungsver-
schiedenheiten nicht gegeben hat. Für uns waren 
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diese Entschließungen bei den Verhandlungen eine 
wertvolle Orientierungshilfe. 

Wir haben, meine Damen und Herren, auch die 
Bemühungen der neuen amerikanischen Regie-
rung, der Regierung Reagan, zu einer Verbesserung 
in den Fragen des Meeresbodenregimes begrüßt  — 
es  war die damalige Bundesregierung —, weil wir 
erkannt hatten, daß sich diese Vorstellungen mit 
unseren Vorstellungen deckten. 

Ich glaube, meine Kollegen von der SPD, daß Sie 
der Mehrheit der Bundesregierung und den Kolle-
gen der Regierungskoalition, die diese Auffassung 
unterstützen, Unrecht tun, wenn Sie der Auffassung 
sind, daß gegen deutschen Interessen, sozusagen 
auf amerikanischen Auftrag, gehandelt würde. 

(Grunenberg [SPD]: Natürlich!) 

Ich darf daran erinnern, was die Sozialdemokrati-
sche Partei selber am 6. April 1982 erklärt hat: 

Der Deutsche Bundestag hat in einer von allen 
Fraktionen getragenen Entschließung eine po-
sitive Haltung zu den amerikanischen Ände-
rungswünschen eingenommen, da diese weitge-
hend den über Jahre von der Bundesrepublik 
Deutschland vorgetragenen Vorstellungen ent-
sprechen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Das war damals richtig, und das ist natürlich auch 
heute richtig. 

Wir hatten doch in Wahrheit in der Vergangen-
heit dagegen zu kämpfen, daß die Regierung Carter 
eher dirigistische Vorstellungen unterstützte. Da-
mals befanden wir uns im Gegensatz zu den Ameri-
kanern. Unsere Sachposition ist dann von der jetzi-
gen Regierung der Vereinigten Staaten unterstützt 
worden. 

Wir haben uns noch im Frühjahr 1982 bei der 
Verabschiedung des Seerechtsübereinkommens der 
Stimme enthalten, genauso wie Italien und Großbri-
tannien, und wir haben damals unsere Haltung in 
der Frage der Zeichnung ausdrücklich offengehal-
ten, weil wir uns bewußt waren, daß hier schwer-
wiegende Fragen abzuwägen sind. 

Wenn ich mir einmal ansehe, was der Kollege 
Wischnewski gesagt hat, als er am 30. September 
1982 für die SPD-Minderheitsregierung vor den 
Vereinten Nationen sprach, dann stelle ich fest, daß 
man die Probleme damals auch in der SPD sehr 
wohl erkannt hatte. Es heißt dort: 

Befriedigenden Regelungen stehen Vereinba-
rungen zum künftigen Tiefseebergbau gegen-
über, die uns eine positive Entscheidung zur 
Zeichnung der Konvention schwermachen. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Aha!) 

Wir bedauern es sehr, daß die Konferenz nicht 
in der Lage war, insgesamt konsensfähige Er-
gebnisse vorzulegen. Die Bundesregierung 
wird ihre Entscheidung über die Zeichnung der 
Konventionen nach sorgfältiger Abwägung und 

in enger Abstimmung mit anderen Konferenz-
teilnehmern treffen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das ist es!) 

Das heißt, keine Regierung hat sich die Sache 
leichtgemacht. 

Meine Damen und Herren, für uns war natürlich 
wichtig, daß die Europäische Gemeinschaft würde 
zeichnen können, einmal aus europapolitischen 
Gründen, weil diejenigen Länder in der europäi-
schen Gemeinschaft, die sich national zur Zeich-
nung entschlossen hatten, nicht mehr über die volle 
Kompetenz für alle Sachgebiete des Seerechtsüber-
einkommens verfügten. Sie hätten gar nicht vollgül-
tig national zeichnen können, wenn sich die Euro-
päische Gemeinschaft verweigert hätte. Deshalb 
entsprach es durchaus europapolitischen Gesichts-
punkten, aber auch der Erwägung, daß die Teile des 
Seerechtsübereinkommens, die in die Kompetenz 
der Europäischen Gemeinschaft fallen, nicht dieje-
nigen sind, die zu Beanstandungen Anlaß geben, 
sondern im Gegenteil diejenigen, denen alle Teile 
des Hauses, glaube ich, ohne Einschränkung zu-
stimmen können. Das war der Grund dafür, warum 
wir uns dafür eingesetzt haben. Wir werden die 
Möglichkeit haben, als Teil der Europäischen Ge-
meinschaft einen wesentlichen Beitrag dazu zu lei-
sten, daß Verbesserungen möglich werden. 

In Wahrheit hat sich am Ende die Meinungsver-
schiedenheit in der Bundesregierung und, wie ich 
finde, auch hier auf die Frage reduziert, ob man zu 
einer Verbesserung der gegenwärtigen Regelungen 
besser von außen oder von innen beitragen könne. 
Das können wir nicht als eine prinzipielle Frage 
ansehen, das ist eine Erwägung, in der man sich 
sehr wohl auch Mehrheitsentscheidungen anschlie-

ßen kann. 

Daß das Regime selber beanstandungswürdig ist, 
hat niemand so vollendet zum Ausdruck gebracht 
wie der Kollege Grunenberg am 11. Februar 1982, 
als er sagte: 

Wir sollten aber alles tun, um zu verhindern ..., 
daß im Bereich des gemeinsamen Erbes der 
Menschheit der Dirigismus und die damit ver-
bundene kostenträchtige Überbürokratisierung 
so gut wie nichts für die besonders benachtei-
ligten Entwicklungsländer übriglassen. Das ist 
eigentlich meine größte Befürchtung. Hier be-
darf es noch einiger Überzeugungsarbeit. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Das hat er alles 
schon wieder vergessen!) 

Meine Damen und Herren, es ist auch nicht rich-
tig, so sehr ich mich für die Zeichnung eingesetzt 
habe, zu sagen, daß wir uns nun völliger Isolierung 
aussetzten. 

Die frühere Bundesregierung hat sich im April 
1982 mit dieser Frage auseinandergesetzt. Der da-
malige Bundeskanzler hat festgestellt, daß die weit-
reichende Bedeutung dieser Konvention zu sehen 
ist, und er hat auf die klare Interessenübereinstim-
mung mit den Vereinigten Staaten von Amerika 
beim Meeresbodenregime hingewiesen. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 
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Er hat dann festgestelt, daß das Kabinett an dem 
Grundsatz der Verhandlungslinie vom Februar 1982 
festhält, d. h. ein Widerspruch gegen die Zeichnung 
zusammen mit den USA kam nur dann in Frage, 
wenn auch ein weiterer großer EG-Staat die gleiche 
Haltung einnimmt. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Genau zuhören!) 

Man hat sich also auch damals schon ernsthaft mit 
der Frage der Nichtzeichnung befaßt. Man wollte in 
der EG nicht allein sein, sondern machte es davon 
abhängig, ob auch ein anderer großer Staat nicht 
zeichnet, wie es jetzt das Vereinigte Königreich 
tut. 

Das, meine Damen und Herren, ist die damalige 
Lage gewesen. Ich habe immer — auch damals — 
für eine Zeichnung plädiert, ich habe aber auch im-
mer die Erfahrung machen müssen, daß starke 
Kräfte mit guten Argumenten für die andere Posi-
tion eingetreten sind. 

Lassen Sie mich ein letztes Wort sagen. Was uns 
die GRÜNEN in dieser Frage bieten, ist nach der 
offenbar nicht mehr beabsichtigten körperlichen 
Rotation die geistige Rotation. 

(Heiterkeit bei der FDP und der CDU/ 
CSU) 

Der Herr Kollege Schwenninger hat noch am 
27. Oktober 1983 mit denselben Argumenten, die er 
heute für die Zeichnung vorgetragen hat, vehement 
dagegen Stellung genommen und gesagt, er lehne 
den Antrag der SPD ab. Zitat: 

Das moderne Freibeutertum, das in der bisheri-
gen Haltung der Industrieländer und der Kon-
zerne zum Ausdruck kommt, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Das habe ich 
doch heute wieder gesagt!) 

möchte ich mit dem Refrain eines Ihnen sicher-
lich bekannten Liedes wiedergeben: „Ja, hoch 
lebe die See und das brausende Meer, hoch lebe 
die Seeräuberei." 

Meine Damen und Herren, wir sollten sagen: Hoch 
leben die Bemühungen, wenigstens über die Euro-
päische Gemeinschaft eine Verbessserung des See-
rechtsübereinkommens hinzuwirken! 

(Beifall bei der FDP und bei der CDU/ 
CSU) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Höffkes. 

Höffkes (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Es ist kein Geheim-
nis: Außenminister Genscher — er hat es soeben 
noch betont — ist für, Graf Lambsdorff und Wirt-
schaftsminister Bangemann sind gegen die Zeich-
nung. Die FDP-Fraktion als solche ist gespalten. 
Aber die CDU/CSU-Bundestagsfraktion ist einstim-
mig gegen eine Zeichnung. Das Kabinett hat ent-
schieden: Die Bundesrepublik Deutschland zeich-
net nicht, und eine eventuelle Zeichnung durch die 
EG wird toleriert. 

Hier wäre festzuhalten: Für das Parlament be-
steht kein Handlungsbedarf, weil die Frage, ob ge

-

zeichnet werden soll oder nicht, in die Entschei-
dungskompetenz der Bundesregierung gehört. Nur 
bei Ratifizierung ist das Parlament zur Entschei-
dung aufgerufen. 

Ich möchte hier betonen: Die Nichtzeichnung be-
deutet noch keine Entscheidung über die Ratifizie-
rung. Aber, meine Damen und Herren, man muß 
davon ausgehen, daß die CDU/CSU-Fraktion einer 
späteren Ratifizierung nur dann zustimmen kann, 
wenn Vereinbarungen erfolgen, die einer freien 
Weltwirtschaftsordnung entsprechen. Für den Vor-
schlag des Außenministers — Zeichnung mit Vorbe-
halten — kann sich die Fraktion nicht entschließen, 
weil ein wie immer formulierter Vorbehalt völker-
rechtlich bedeutungslos ist. 

Die Tiefseebergbauregelung ist für fast alle west-
lichen Industrieländer in der vorliegenden Form 
nicht akzeptabel. Das, was in neunjähriger Mam-
mutkonferenz erarbeitet worden ist, würde die  wirt-
schaftliche  Gewinnung der Meeresbodenschätze 
verhindern und für andere internationale Streitfra-
gen — z. B. Antarktis, Weltraum, UNCTAD — ge-
fährliche Signale setzen und am Ende eine freiheit-
liche Weltwirtschaftsordnung als Ganzes in Frage 
stellen. 

Auch den Eigeninteressen von Entwicklungslän-
dern läuft die Regelung zuwider. Hiergegen spricht 
auch nicht, daß eine Reihe von Ländern die Rege-
lung zeichneten. Denn sie sehen hier erstmals zen-
trale Elemente einer protektionistisch angelegten 
neuen Weltwirtschaftsordnung international als 
vereinbart an. Einstieg in die sogenannte neue 
Weltwirtschaftsordnung bedeutet letztlich welt-
weite Plan- und Zwangswirtschaft. 

In aller Deutlichkeit: Mit den Regelungen über 
den Tiefseebergbau setzt die Konvention neues in-
ternationales Recht. Die Behörde soll das Recht er-
halten, alle Tätigkeiten zu kontrollieren, Flächen 
zuzuteilen, Quoten festzusetzen, Preise zu bestim-
men, über Beteiligung am Gewinn von drei Vierteln 
bis vier Fünfteln des Ertrags zu befinden, ferner 
über Auslieferung aller technischen Kenntnisse 
und Patente, das letzte bereits ab Zeichnung. 

Meine Frage: Welcher Industriestaat kann wün-
schen, eine internationale Tief seebergbauunter-
drückungsbehörde in der Hand der UN-Mehrheit zu 
finanzieren? 

(Zurufe von der SPD: Ja, ja!) 

Die nichtzeichnenden Staaten: USA, England und 
die Bundesrepublik, hätten 40% der Kosten zu tra-
gen. Bei Ausfall dieser Finanzierung ist man viel-
leicht doch bereit, neu über die Konstruktion des 
Meeresbodenrechts im Sinne einer freien Weltwirt-
schaftsordnung nachzudenken. 

(Grunenberg [SPD]: Zuckerbrot und Peit

-

sche!) 

Dirigismus, Bürokratismus und Protektionismus 
sind die ärgsten Feinde des Wohlstands auch in der 
Dritten Welt. Die SPD bitte ich, zur gemeinsamen 
Entschließung des Bundestags von 1977 zurückzu-
kehren, in der es heißt: Eine institutionelle Kon-
trolle des Meeresbodenbergbaus darf nicht zu diri- 
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gistischer, bürokratischer oder im Ergebnis mono-
polistischer Ausrichtung des Meeresbodenregimes 
führen. — Das war die übereinstimmende Meinung 
aller damals in diesem Haus vertretenen Fraktio-
nen. Ich bitte die SPD erneut, zu dieser Einstellung 
zurückzukommen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir bitten, den vorliegenden Anträgen auf Erle-
digterklärung zuzustimmen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Wie ist das mit den Anträ

-

gen?) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Dr. Holtz. 

Dr. Holtz (SPD): Herr Präsident! Meine sehr ge-
ehrten Damen und Herren! Die Schlußfolgerung Ih-
res Beitrags, Herr Bundesaußenminister, muß ei-
gentlich lauten: Das Nein zum UN-Seerecht ist ein 
schwerer politischer Fehler. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Die Bundesregierung gegen den Rest der Welt? 
Diese Entscheidung verstößt gegen die wohlver-
standenen außenpolitischen und wirtschaftlichen 
Interessen der Bundesrepublik Deutschland. 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Sie ist auch entwicklungspolitisch besonders schäd-
lich und versetzt dem Nord-Süd-Dialog einen 
schweren Schlag. Ihr nationales Nein und Ihre To-
leranz gegenüber einem europäischen Ja: Das ist 
politische Schizophrenie, das ist potenzierte Un-
glaubwürdigkeit. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Er hat die Kanonen aber geladen!) 

An Ihrem Nein läßt sich auch ablesen, was Sie von 
internationaler Solidarität wirklich halten. Letztlich 
setzt sich bei Ihnen immer nationaler Egoismus 
durch. Leider! 

(Beifall bei Abgeordneten der SPD) 

Wir Sozialdemokraten sind für eine Zeichnung, 
auch weil wir in der Konvention einen Beitrag zu 
einem fairen Nord-Süd-Ausgleich sehen. Revision, 
Neuverhandlung — wie hat Herr Genscher an die 
FDP-Mandatsträger dazu geschrieben ? : Durch 
Nichtzeichnung würden wir die Tür vorzeitig und 
endgültig zuschlagen. Leider wahr! 

Die Union ist untertänigst dem US-Wunsch ge-
folgt. Aber Untertanen sind Verschwender. Sie ver-
schwenden ihren Einfluß. Herr Bundesaußenmini-
ster, wo ist eigentlich Ihr Einfluß geblieben? 

(Beifall bei der SPD) 

In der CDU/CSU wurde eine Vordergrunddiskus-
sion geführt. Man meinte, das Seerecht ablehnen zu 
können, weil ja jeder in der Union etwas von der 
angeblich so freien Marktwirtschaft versteht. 

Wir sind für eine vernünftige, internationale Kon-
trolle und dafür, daß aus dem, was man Gemeinei-
gentum der Menschheit nennen könnte, ein stattli-
cher Anteil für Zwecke der wirtschaftlichen Ent- 

wicklung abgezweigt wird. Wer aus der Kolonialge-
schichte lernen will, weiß: Das Erbe der Menschheit 
kann man heute nicht mehr einer ungezügelten, 
monopolartigen Ausbeutung überlassen. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Kittelmann [CDU/CSU]: Da ist ja Klassen-

kampf!) 

Die Zuspitzung der Diskussion auf fehlende 
marktwirtschaftliche Elemente reicht zur Beurtei-
lung dieser Konvention doch allein gar nicht aus. 
Das gewaltige Werk der Konvention wird von vielen 
von Ihnen als Steinbruch behandelt, aus dem sich 
jeder die passenden Steine des Anstoßes heraus-
sucht, oftmals ohne den Text richtig zu kennen. Nir-
gends in der Konvention wird beispielsweise ein 
kostenloser Technologietransfer im Meeresbergbau 
verlangt, wie immer falsch behauptet wurde und 
wird. Weil in den Nachfolgejahren die Konvention 
wesentlich verändert und verbessert worden ist, ist 
es Unsinn, zu sagen: Kehren wir zurück zur gemein-
samen Entschließung von 1977. Die Konvention 
spricht klar und deutlich von fairen, vernünftigen 
und wirtschaftlichen Bedingungen, zu denen das 
Bergbauunternehmen „Enterprise" und die Ent-
wicklungsländer Technologiewissen erhalten sol-
len. Das Wort „wirtschaftlich" wurde auf Wunsch 
der deutschen Delegation hinzugefügt. 

Die ordnungspolitischen Leithammel setzten sich 
in der Union an die Spitze der Verweigerungsherde. 
Sie leiten sich und andere in den Abgrund. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Lachen bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Nicht so verbissen, Herr 

Holtz!) 

Legen Sie endlich Ihre ideologischen Scheuklappen 
ab, 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN — 
Lachen bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Spieglein, Spieglein an der 
Wand! — Weiterer Zuruf von der CDU/ 

CSU: Da muß er ja selber lachen!) 

verbreiten Sie nicht ordnungspolitische Halbwahr-
heiten, und ringen Sie sich 100 Jahre nach dem Dik-
tat der Kongo-Konferenz in Berlin zu einem Ja zu 
einer im Dialog ausgehandelten Übereinkunft zwi-
schen über 150 Ländern durch! 

Danke. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Vizepräsident Stücklen: Das Wort hat der Herr Ab-
geordnete Echternach. 

Echternach (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Ihr hohes Lied auf die See-
rechtskonvention, meine Damen und Herren von 
der SPD, steht in völligem Gegensatz zu den vielen 
einstimmigen Beschlüssen des Bundestages, steht 
in eklatantem Widerspruch zu den massiven Beden-
ken, die noch die alte Bundesregierung im Juni 1982 
gegen den schon damals feststehenden Text der 
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Echternach 
Konvention geäußert hat, kann also niemanden 
überzeugen. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zuruf von der 
SPD: Gegen den Rest der Welt!) 

Zum Seegerichtshof. Die Entscheidung für Ham-
burg ist von Anfang an als Lockspeise für die Bun-
desrepublik gedacht gewesen. Wir sind auch in Zu-
kunft bereit, Gastgeber dieses Seegerichts der Drit-
ten Welt zu sein und die sich daraus ergebenden 
finanziellen Lasten zu tragen. Nur: Wir lassen uns 
damit aber auch nicht erpressen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Darüber waren sich noch vor zwei Jahren, bis zum 
Regierungswechsel alle Fraktionen dieses Hauses 
einig. 

Als Hamburger Abgeordneter füge ich hinzu: Na-
türlich schmeichelt es dem Stolz der Hamburger 
auf ihre Stadt, wenn sie Sitz dieses Seegerichtshofs 
werden sollte. Die Hamburger waren aber nie 
Kirchturmpolitiker. Sie denken nicht so provinziell, 
daß sie sich den Blick dafür verstellen ließen, daß es 
bei der Seerechtskonvention um mehr als Prestige-
überlegungen geht, nämlich um Gefahren für die 
Zukunftsicherung dieser Stadt. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Hamburg verdankt seinen Aufstieg als Tor zur Welt 
dem Grundsatz der Freiheit der Meere, der durch 
diese Seerechtskonvention jetzt weitgehend außer 
Kraft gesetzt werden soll. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Schwenninger 
[GRÜNE]: Das ist Seeräuberei!) 

Was einmal mit dem hohen Ziel begann, das ge-
meinsame Erbe der Menschheit zu sichern und ge-
meinsam zu nutzen, endete doch auf einer giganti-
schen nationalen Verteilungskonferenz mit der 
größten Land- und Rohstoffnahme der Geschichte, 
und zwar zu unseren Lasten. 

Gerade angesichts des vielzitierten Nord-Süd-Ge-
fälles in der Bundesrepublik sind wir in Nord-
deutschland gezwungen, nicht nur über bestimmte 
geographische Gegebenheiten zu klagen, sondern 
die Chancen zu nutzen, die sich aus unserer Lage 
an der See ergeben. Deshalb dürfen wir für das Lin-
sengericht des Seegerichtshofs, in dem wir nichts 
zu sagen haben, in dem von den 21 Richtern keiner 
aus der Bundesrepublik kommen wird, sondern in 
dem für uns nur die Posten der Kraftfahrer und der 
Sekretärinnen bleiben — darüber hinaus ein Seege-
richtshof, dem die wichtigste Streitkompetenz ent-
zogen ist, nämlich die in der Frage der künftigen 
Machtbefugnisse der Küstenstaaten in den neuen 
Wirtschaftszonen mit den reichen Fischbeständen 
und Bodenschätzen —, nicht die Möglichkeiten auf-
geben, die sich für uns an der Küste durch die Nut-
zung der Meere im Tiefseebergbau, in der Meeres-
forschung, für unsere leistungsfähige Meereswirt-
schaft und für die Arbeitsplätze an der Küste erge-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Vorsitz: Prä

-

sident Dr. Jenninger) 

Meine Damen und Herren, wie soll es nach der 
Entscheidung der Bundesregierung weitergehen? 
Sechs Punkte scheinen mir vordringlich zu sein. 

Erstens. Unser Nein zur Zeichnung ist kein Nein 
zur internationalen Zusammenarbeit bei der Nut-
zung der Meere. Es ist ein Nein zum vorliegenden 
Text und mit der Bereitschaft gekoppelt, über eine 
Änderung der Konvention zu verhandeln, damit sie 
nicht nur für die Entwicklungsländer und den Ost-
block akzeptabel ist, sondern auch für alle westli-
chen Industrieländer. 

(Dr. Holtz [SPD]: Das ist doch Unsinn!) 

Zweitens. Die Bundesregierung sollte nicht war-
ten, bis die Meeresbergbauregelung von allein aus-
trocknet, was früher oder später geschehen wird, 
sondern sollte bald konkrete Änderungsvorschläge 
zu den Kernbestimmungen der Konvention vorle-
gen, zum Technologietransfer, zur Bergbaubehörde, 
zur Revisionskonferenz, zur Rohstoffpolitik und zur 
Abgabenlast für den Tiefseebergbau. Sie sollte sich 
dabei mit den USA und mit Großbritannien abstim-
men. Denn die Erfolgschancen von Änderungsver-
handlungen werden um so besser sein, wenn wir sie 
gemeinsam mit den drei größten potentiellen Bei-
tragszahlern führen, die gleichzeitig über den höch-
sten Stand der Meerestechnologie verfügen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Drittens. Solange wir keine akzeptable Konven-
tion haben, brauchen wir eine noch engere Zusam-
menarbeit mit den USA und den sechs Industrie-
staaten, mit denen wir im Sommer dieses Jahres 
das Tiefseebergbauabkommen gezeichnet haben, 
das sich bisher im Kern nur auf die gegenseitige 
Respektierung der Lizenzen der Partner be-
schränkt. Wir sollten versuchen, gemeinsame mate-
rielle Standards zu vereinbaren, gemeinsame 
Rechtsnormen, aber auch gemeinsame Umwelt-
schutzbestimmungen für den Tiefseebergbau. 

Wir sollten — viertens — den Entwicklungslän-
dern erklären, daß wir auch mit ihnen in allen Be-
reichen der Meereswirtschaft zusammenarbeiten 
wollen. Wir wollen sie von den Ergebnissen unserer 
Forschung und Technologie nicht ausschließen, im 
Gegenteil: Sie sollen davon profitieren, allerdings 
nicht unter Zwang, sondern auf der Basis freier 
Vereinbarungen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Fünftens sollte die Bundesregierung in der EG 
sicherstellen, daß das Diskriminierungsverbot der 
EG nicht nur zu Lande, sondern auch auf dem Meer 
gilt, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Und in der 
Luft!) 

also kein deutschen Unternehmen im EG-Meer dis-
kriminiert werden darf. 

Sechstens brauchen wir die Konzipierung einer 
ressortübergreifenden deutschen Meerespolitik, die 
nicht nur Wirtschafts- und Außenpolitik zusammen-
faßt. 
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Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte beenden Sie Ihre 
Rede. 

Echternach (CDU/CSU): Die deutsche Meerespoli-
tik muß auch Fragen der Fischerei, Schiffahrt und 
Forschung einschließen. Sie muß vor allem von ei-
nem verstärkten maritimen Bewußtsein der deut-
schen Politik getragen werden. Dazu hat die rich-
tige Entscheidung der Bundesregierung die not-
wendigen Voraussetzungen geschaffen. 

Ich bedanke mich. 
(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Jens. 

Dr. Jens (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Ich finde, es ist reine Ideologie, wenn 
seitens der CDU/CSU vom Prinzip der Freiheit der 
Meere gesprochen wird. Es ist reine Ideologie, wenn 
aus dem Wirtschaftsministerium zu hören ist, durch 
diese Seerechtskonvention würde der Gang in eine 
neue, nicht gewollte Wirtschaftsordnung eröffnet. 
Ich gebe gerne zu, auch wir Sozialdemokraten ha-
ben bei einigen wenigen Bestimmungen Bedenken. 
Die haben wir immer noch. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht zuviel zu

-

geben!) 

Aber wir haben immer gesagt: Die Vorteile dieser 
Konvention überwiegen bei weitem die Nachteile. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Das haben Sie nicht gesagt! Sie kön

-

nen keine Geschichtsklitterung machen!) 

Es ist bei einer derartigen Konvention, bei der 
mehr als 140 Staaten zeichnen sollen, doch selbst-
verständlich, daß es seitens der Länder Bedenken 
zu einzelnen Punkten gibt. Alle können niemals be-
friedigt werden. So ist es auch jetzt. Aber es muß 
dringend gezeichnet werden. 

Es ist aus meiner Sicht einfach nicht rational ent-
schieden worden. Im Wirtschaftsministerium ist auf 
Drängen von zwei Unternehmen eine Entscheidung 
getroffen worden; in der CDU wurde auf Drängen 
der US-amerikanischen Regierung entschieden — 
völlig falsch. Die zwei Unternehmen Preussag und 
Metallgesellschaft haben zur Zeit überhaupt kein 
Interesse am Meeresbodenbergbau, weil der Mee-
resbodenbergbau nicht wirtschaftlich ist, sondern 
frühestens im Jahre 2000 wirtschaftlich sein wird. 
Die Metalle Zink, Nickel und Kobalt gibt es in Hülle 
und Fülle. Auch deshalb haben diese Unternehmen 
kein Interesse. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Der spricht ja 
selbst gegen die Zeichnung! — Dr. Horn

-

hues [CDU/CSU]: Es gibt auch vernünftige 
Sozialdemokraten!) 

Die US-Regierung verhält sich aus meiner Sicht 
in der Tat ziemlich heuchlerisch. Sie propagiert, daß 
durch diese Konvention marktwirtschaftliche Prin-
zipien in Gefahr seien. Aber sie selbst plädiert für 
die Beschränkung des Technologietransfers auch 
nach Europa. Sie selbst will ein Röhrenembargo 

verhängen. Sie selbst spricht von Ladungslenkung 
auf amerikanischen Schiffen. Sie selbst geht voran, 
wenn es um Protektionismus beim Stahl geht. Alles 
dies hat mit marktwirtschaftlichen Prinzipien über-
haupt nichts zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Da wird davon gesprochen, daß angeblich eine 
riesige Meeresbodenbergbaubehörde aufgebaut 
werden soll, mit viel Bürokratie. Die USA selbst 
haben die Schaffung dieser Meeresbodenbergbau-
behörde vorgeschlagen. Wenn wir die Konvention 
zeichnen und in die Vorbereitungskommission hin-
eingehen würden, hätten wir eine Möglichkeit, 
diese Meeresbodenbergbaubehörde nach unseren 
Vorstellungen mitzugestalten. 

Diese Regierung hat mit der Nichtzeichnung, so 
meine ich wenigstens, die Interessen der Bundesre-
publik Deutschland sträflich vernachlässigt. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Falsch, falsch!) 

Jetzt wird kein deutsches Unternehmen ein Pio-
nierunternehmen. Die Schiffahrt selbst hat deutlich 
gemacht, daß diese Konvention gezeichnet werden 
muß. Und ich prophezeie: Der deutschen Wirtschaft 
werden durch das Verhalten dieser Regierung im 
internationalen Handel noch schwere Schäden ent-
stehen. 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, die Regierung und die 
CDU/CSU betreiben innen- und außenpolitisch er-
neut eine Politik der Konfrontation. 

(Dr. Hornhues [CDU/CSU]: Hui!) 

Damit lösen wir unsere Probleme aber nicht. Wir 
brauchen — das meinen wir Sozialdemokraten — 
eine Politik der Kooperation. 

In der zweiten Oktober-Ausgabe der „Wirtschafts-
woche" hat der Philosoph und Friedensforscher 
Carl Friedrich von Weizsäcker festgestellt, daß eine 
notwendige Weltinnenpolitik feste Strukturen des 
Konfliktsaustrags erfordert. Er fügte hinzu — ich 
zitiere —: „Diese weltweit entstehen zu lassen ist 
die heute ungelöste Aufgabe der Zukunft." Die 
CDU/CSU marschiert einmal mehr in die Vergan-
genheit. 

(Beifall bei der SPD — Lachen und Zurufe 
von der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Herr 
Abgeordnete Lattmann. 

Lattmann (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Der Kollege Grunenberg hat hier 
eine eindrucksvolle Auflistung von Daten vorgetra-
gen. Eines hat er vergessen: Februar 1987, SPD ver-
liert Bundestagswahl. 

(Zurufe von der SPD: Oh!) 

Meine Damen und Herren, hinsichtlich der Mee-
resbodennutzung, die ja nicht irgendeinen Teil die-
ser Konvention darstellt 

(Zuruf des Abg. Schwenninger [GRÜNE]) 
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Lattmann 
— auf die GRÜNEN komme ich noch, Herr Kol-
lege —, 

(Schwenninger [GRÜNE]: Ja, ja!) 

den man bei der Gesamtwertung vernachlässigen 
kann, sondern die für ein rohstoffarmes Land wie 
die Bundesrepublik von zentraler Bedeutung ist, 
führt der vorliegende Text — Herr Kollege Jens, 
das hat nun nichts mit Ideologie, 

(Zuruf von der SPD: Natürlich!) 

sondern mit einer gemeinsamen Position zu tun, die 
in diesem Hause in vielen Debatten gefunden wor-
den ist — zu folgenden Konsequenzen. 

Erstens. Grundsätze des freien Welthandels wer-
den über Bord geworfen. 

Zweitens. Die Steuerung wichtiger Rohstoff-
märkte soll einer Superbürokratie übertragen wer-
den. Diese Superbürokratie bleibt schädlich, insbe-
sondere für den Verbraucher, auch dann, wenn wir 
daran mitwirken könnten. 

Drittens. Wirtschaftlichkeit ist nicht zu erreichen 
und wahrscheinlich auch gar nicht gewollt. Die 
nächste Subventionsrunde ist hier schon vorberei-
tet. 

Viertens. Der technische Fortschritt, der den In-
dustrieländern ja auch nicht in den Schoß fällt, soll 
sozialisiert und damit verhindert werden. Planwirt-
schaft also ist angesagt, und zwar nicht irgendwo, 
sondern in einem äußerst wichtigen Bereich, der 
leicht zum Präzedenzfall werden kann. 

Diese Ergebnisse sind nun exakt das Gegenteil 
von dem, was der Deutsche Bundestag in mehreren 
Entschließungen als Verhandlungsziel einvernehm-
lich formuliert hat. Der Kollege Höffkes hat das 
vorhin zitiert; auch ich darf es noch einmal erwäh-
nen. In dem Beschluß vom 22. Juni 1977 ist mit 
Zustimmung der SPD beschlossen worden, 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Einstimmig!) 

daß die Vereinbarungen nicht zu dirigistischer, bü-
rokratischer oder — im Ergebnis — monopolisti-
scher Ausrichtung des Meeresbodenregimes führen 
dürfen. Es wird ja wohl nicht strittig sein, daß diese 
von uns gemeinsam aufgestellten Kriterien bis 
heute nicht erfüllt sind. Die SPD hat das in ihrem 
Antrag vom 22. Juni 1983 noch einmal ausdrücklich 
festgestellt. Insofern ist diese Beurteilung doch hof-
fentlich einvernehmlich. 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Genau zuhören, 
Herr Dr. Vogel! Das hat er nämlich nicht 

gewußt!) 

Nun ist die Frage, was man gegen diesen Zustand 
tun, wie man ihn überwinden und die Mängel besei-
tigen kann. Sie von der SPD und auch verschiedene 
Mitglieder anderer Fraktionen sagen 

(Dr. Vogel [SPD]: Herr Genscher z. B.!) 

— ja,  z. B.; ich stelle das doch dar, seien Sie doch 
ganz ruhig —: Zeichnung und damit die Möglich-
keit, die Dinge durch Mitwirkung in den Gremien 
zu verändern. Dies ist wenig schlüssig; denn es ist 
in neun Jahren genau nicht gelungen, eine Verän-
derung herbeizuführen. Sie müßten schon mal be

-

gründen, warum das ausgerechnet jetzt möglich 
sein soll. Auch die von Herrn Brandt angespro-
chene Frage einer möglichen Isolierung ist ein zu-
mindest fragwürdiges Argument. Das heißt doch, es 
ist zwar im Ergebnis fragwürdig schlecht, aber weil 
es alle unterzeichnen, tun wir es auch. Das kann 
doch im Ernst kein Grundsatz einer vernünftigen 
politischen Ausrichtung sein. Deshalb sind wir der 
Meinung — bei hoffentlich gemeinsamer Beurtei-
lung der negativen Punkte dieser Konvention —, 
daß der einzige uns verbleibende Weg der ist, durch 
Nichtzeichnung Neuverhandlung zu ermöglichen. 

Nun mögen Sie bestreiten, daß das geht; aber es 
ist doch wohl auf Dauer kaum denkbar, daß eine 
Konvention Bestand hat, die von dem bedeutend-
sten Industrieland der Welt, den USA, und von der 
Bundesrepublik und Großbritannien nicht mit ge-
tragen wird. Deshalb gibt es gute Aussichten dafür, 
daß hier eine Änderung auf diesem Wege erreicht 
werden kann. 

Die Haltung der CDU/CSU auf diesem Wege war 
von Anfang an klar. Wir haben uns deshalb nicht zu 
korrigieren. Bei der SPD ist das etwas anders, und 
die GRÜNEN haben natürlich einen ganz bedeuten-
den Beitrag geleistet. 

(Dr. Holtz [SPD]: Wende! — Schwenninger 
[GRÜNE]: Wende hin zur Dritten Welt!) 

— Ja, es ist eine Wende, völlig richtig. Ich darf noch 
einmal sagen, daß sie noch am 26. November, also 
vor wenigen Tagen, im Wirtschaftsausschuß des 
Deutschen Bundestages beantragt haben, diese 
Konvention nicht zu zeichnen. Wenige Tage später 
machen sie nun einen erneuten Schlenker. Man 
muß also wohl feststellen, daß es den GRÜNEN 
nicht um irgendwelche hehren Grundsätze geht, 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

sondern daß sie von dem Wunsch beseelt sind, mög-
lichst jeden Tag eine neue Sau rauszulassen. 

(Zurufe von den GRÜNEN) 

Ich komme zum Schluß. Ich finde das, was einige 
Redner der SPD gesagt haben — insbesondere der 
Herr Kollege Holtz — streckenweise gespenstig. Ich 
habe ja Verständnis dafür, daß Sie diese Gelegen-
heit benutzen wollen, die Regierung anzugreifen, 
aber Sie zielen auf die Nase der Regierung 
und — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, Ihre 
Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. 

Lattmann (CDU/CSU): Ich bin am Ende, Herr Prä-
sident. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Frau Abge-
ordnete Dr. Timm. 

Frau Dr. Timm (SPD): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Die Debatte heute morgen macht 
mir mit einiger Enttäuschung und Verbitterung 
deutlich, daß Sie offensichtlich die Tragweite der 
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Frau Dr. Timm 
politischen Folgen überhaupt noch nicht abge-
schätzt haben. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Bundesregierung hat mit ihrer Entscheidung 
der Nichtzeichnung dieser Konvention einen Bruch 
mit der bisherigen UN-Politik dieser Bundesregie-
rung vollzogen. 

(Dr. Holtz [SPD]: Was der Außenminister 
auch weiß!) 

In allen Regierungserklärungen hat der Bundes-
kanzler die Kontinuität gerade dieser Politik be-
schworen. Ich zitiere wörtlich: 

Ich habe dem Generalsekretär Perez de Cuéllar 
versichert, daß die Bundesregierung im Rah-
men ihrer Friedenspolitik ihre aktive und kon-
struktive Mitarbeit in den UN fortsetzen wird. 
Die Bundesregierung wird auch künftig nach-
drücklich für eine Stärkung der Vereinten Na-
tionen und ihres friedenerhaltenden Instru-
mentariums eintreten. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der SPD) 

Heute morgen sagen hier die Vertreter von der 
CDU/CSU, Herr Kittelmann, Herr Höffkes: UN-
Mehrheiten als Unterdrückungsinstrument; Herr 
Echternach: 

(Kittelmann [CDU/CSU]: Wer hat denn das 
gesagt? Das ist doch eine Verleumdung!) 

Der Seegerichtshof ein „Linsengericht"! Meine Da-
men und Herren, das ist ja wohl dann auch gewoll-
ter Bruch. 

(Beifall bei der SPD — Kittelmann [CDU/ 
CSU]: Sie bauen einen Buhmann auf, Frau 

Kollegin!) 

Wir haben sehr gewarnt. Ich habe auch als Vorsit-
zende und namens der Deutschen Gesellschaft für 
die Vereinten Nationen eindringlich appelliert an 
den Herrn Bundeskanzler, an den Außenminister, 
an den Minister für wirtschaftliche Zusammenar-
beit, bei ihrer Entscheidung doch bitte wichtige Ge-
sichtspunkte zu berücksichtigen; denn dieses Ab-
kommen enthält wichtige, umfassende Modifizie-
rungen des Seerechts mit Streitschlichtungsmecha-
nismen, die einen konstruktiven Beitrag zur 
Rechtssicherheit und Konfliktlösung bedeuten. Au-
ßerdem wird erstmals der Grundsatz der zwischen-
staatlichen Solidarität dem Völkerrecht eingefügt. 
Das ist neu in der ganzen Menschheitsgeschichte. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

Der Bundesaußenminister hat heute morgen 
noch einmal bestätigt, was er uns Mitte November 
geschrieben hat. Er sagte, er selbst sei immer der 
Auffassung gewesen, wir sollten unterzeichnen. Er 
begründete das damit, daß die Entwicklung j a noch 
nicht abgeschlossen sei und wir aktiv beteiligt blei-
ben müßten. Das Kabinett hat gegen den zuständi-
gen Außenminister und Vizekanzler entschieden. 

Ich meine, die Regierung hat damit die Zukunfts-
perspektiven, die Instrumente zur Friedenssiche-
rung geringschätzig beiseite geschoben. 

(Beifall bei der SPD — Klein [München] 
[CDU/CSU]: Was haben Sie eigentlich sei-
nerzeit entschieden? Warum habt ihr nicht 

unterzeichnet?) 

— Lassen Sie mich mal ausreden, Herr Klein. Das 
wäre sehr lieb. 

(Lachen bei der CDU/CSU — Kittelmann 
[CDU/CSU]: Seien Sie doch nicht so verbis-

sen!) 

Sie schaltet uns und damit auch Sie aus dem Pro-
zeß der internationalen Zusammenarbeit zur Si-
cherung des gemeinsamen Erbes der Menschheit 
aus. Dieser Begriff „gemeinsames Erbe der 
Menschheit" ist heute mehrfach gebraucht worden. 
Sie sollten sich das wirklich zu Herzen nehmen. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Warum ha-
ben Sie damals nicht gezeichnet?) 

Sie verspielt, Herr Kollege Klein — das wird für 
Herrn Genscher besonders schmerzlich sein —, den 
Einfluß und das hohe Ansehen, das die bisherige 
Interessenausgleichspolitik der Bundesrepublik in-
nerhalb der Staatengemeinschaft gewonnen hat. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Warum 
habt ihr es denn damals nicht gemacht?) 

— Sie sind doch jetzt dran zu entscheiden. Über-
morgen, am 9. Dezember, läuft die Zeichnungsfrist 
ab. 

(Klein [München] [CDU/CSU]: Warum ha-
ben Sie nicht gezeichnet?) 

— Herr Präsident, bei dieser kurzen Zeit, die ich zur 
Verfügung habe — — 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Klein, 
wenn Sie etwas zu bemerken haben, stellen Sie eine 
Zwischenfrage. Ich bitte Sie, sich etwas zurückzu-
halten. 

Frau Dr. Timm (SPD): Es ist keine Zwischenfrage. 
Er stört mich j a, Herr Präsident; das will er j a 
auch. 

Präsident Dr. Jenninger: Frau Abgeordnete Timm, 
Ihre Redezeit ist abgelaufen. Bitte kommen Sie zum 
Schluß. Ich gebe Ihnen noch Gelegenheit, einen ab-
schließenden Satz zu sagen. 

Frau Dr. Timm (SPD): Ich bedaure ganz besonders 
einen Aspekt, meine Damen und Herren, nämlich 
daß wir innerhalb der EG als Mitgliedstaat aus der 
Zeichnungsgemeinschaft ausscheren; denn gerade 
die politische Zusammenarbeit der europäischen 
Mitgliedstaaten in den Vereinten Nationen war ein 
Ansatz zur europäischen politischen Gemeinschaft. 
Diese zarte Pflanze lassen wir jetzt auch noch ver-
kommen. 

Ich wünschte von Herzen — ich glaube, viele mit 
mir —, daß die Bundesregierung und Sie alle mit 
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ihr einen Weg finden, den Schaden wiedergutzuma-
chen, den Sie angerichtet haben. 

(Beifall bei der SPD und bei den GRÜ

-

NEN) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat der Abge-
ordnete Dr. Hornhues. 

Dr. Hornhues (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
sehr geehrten Damen und Herren! Liebe Frau Kol-
legin Timm, was der Herr Kollege Klein von Ihnen 
so gern wissen wollte, war schlicht die Antwort auf 
die Frage: 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Er hat nur ge

-

stört!) 

Wenn das, was Sie als so entsetzlich dargestellt ha-
ben, wirklich so entsetzlich wichtig ist, warum ha-
ben Sie dann nicht zu Ihrer Zeit für eine Zeichnung 
gesorgt? Das war die ganz einfache Frage. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sie wissen es bes -
ser! — Weitere Zurufe von der SPD) 

Lassen Sie mich zum zweiten folgendes feststel-
len. Sie haben gesagt: Die Bundesregierung bleibt 
nicht in der Kontinuität. Ich darf Sie an folgendes 
erinnern; man vergißt es ja so leicht. Es gab auch 
einmal eine Beschlußfassung über einen integrier-
ten Rohstoffonds, Frau Kollegin Timm und Herr 
Kollege Holtz. Damals ging es um ähnliche und ver-
wandte Probleme. Damals hat sich die Bundesregie-
rung unter Führung des Bundeskanzlers Schmidt, 
unterstützt von einem SPD-Finanzminister, dage-
gen gestellt. 

(Dr. Holtz [SPD]: Die Bundesregierung ist 
für die Zeichnung!) 

Ich finde es richtig und gut, daß die Bundesregie-
rung den Beschluß gefaßt hat, wie sie ihn gefaßt 
hat. 

Die Opposition hat heute morgen, wenn ich das 
alles richtig verstanden habe, im wesentlichen zwei 
Argumente vorgetragen. Das erste Argument war: 
Wenn alle j a sagen, dann müssen wir doch eigent-
lich auch j a sagen. Ich halte dies für kein Argument, 
sondern schlicht für eine Verlegenheitslösung. Ich 
habe es noch nie als Argument ansehen können, 
daß wir etwas tun müssen, wenn alle es tun. 

(Frau Reetz [GRÜNE]: Es tun ja gar nicht 
alle!) 

Zum zweiten wurde auf die Folgen für die Ent-
wicklungsländer verwiesen. Dazu ist schon einiges 
gesagt worden. Ich bin der Überzeugung, daß wir, 
wenn wir den Entwicklungsländern gegenüber un-
sere Entscheidung mit der notwendigen Dringlich-
keit deutlich machen, wenn wir ihnen gegenüber 
deutlich machen, wo unsere Interessen liegen, viel 
mehr Verständnis bei den Entwicklungsländern fin-
den werden als mit Sonntagssprüchen, die sie gern 
hören, aber in der Regel nicht immer glauben. 

(Dr. Holtz [SPD]: Sie irren!) 

— Ich will Ihnen sagen, Herr Holtz, ich habe in den 
letzten zwölf Monaten mit einer großen Anzahl von 
Politikern aus Entwicklungsländern gesprochen. Es 

waren immerhin — ich habe nachgezählt — 6 Re-
gierungschefs und 25 Minister. Keiner von ihnen 
hat dieses Thema uns gegenüber angesprochen. 
Wenn das, was Sie sagen, stimmt, müßten doch in-
zwischen die ersten Botschaften hier geschlossen 
oder die Schließung müßte wenigstens angedroht 
werden. 

Wenn wir den Entwicklungsländern gegenüber 
mit der notwendigen Deutlichkeit sagen, daß auch 
wir einen Anspruch darauf haben, hinsichtlich un-
serer Interessen fair behandelt zu werden, wird das 
— davon bin ich überzeugt — mehr Verständnis fin-
den, als Sie vielleicht annehmen. Sie haben den 
Versuch vermutlich noch nie gemacht, das mit der 
notwendigen Deutlichkeit zu sagen. 

(Dr. Holtz [SPD]: Auch da irren Sie sich!) 

Lassen Sie mich abschließend feststellen: Wir be-
grüßen die Beschlußfassung der Bundesregierung, 
weil wir glauben, daß die Nichtzeichnung uns die 
einzige Chance bietet, die wir an sich noch haben, 
nämlich Neuverhandlungen anzustreben. Wir be-
grüßen die Beschlußfassung der Bundesregierung, 
weil sie uns auch die Chance läßt, im Rahmen der 
Vorbereitungskommission für unser Land das Best-
mögliche zu erreichen. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Präsident Dr. Jenninger: Meine Damen und Her-
ren, die Aktuelle Stunde ist beendet. 

Ich rufe die Punkte 31 bis 33 auf: 

31. Abgabe einer Erklärung der Bundesregie-
rung 

Bericht über die Gespräche des Bundes-
kanzlers und des Bundesministers des Aus-
wärtigen in Washington und Ergebnis des 
Europäischen Rates in Dublin 

32. Zweite Beratung und Schlußabstimmung des 
von der Bundesregierung eingebrachten Ent-
wurfs eines Gesetzes zu dem Vertrag vom 
13. März 1984 zur Änderung der Verträge zur 
Gründung der Europäischen Gemeinschaf-
ten bezüglich Grönlands 
— Drucksache 10/2120 — 

a) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Auswärtigen Ausschusses (3. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2397 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Wulff 
Frau Renger 

b) Bericht des Haushaltsausschusses (8. 
Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäftsord-
nung 

— Drucksache 10/2568 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Dr. Rose 
Hoppe 
Esters 

(Erste Beratung 95. Sitzung) 
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33. Beratung des Vierten Berichts und der Emp-

fehlung der Europa-Kommission zur Frage 
des Beitritts von Spanien und Portugal zur 
Europäischen Gemeinschaft 
— Drucksache 10/2075 — 

Überweisungsvorschlag des Ältestenrates: 

Auswärtiger Ausschuß (federführend) 
Ausschuß für Wirtschaft 
Ausschuß für Ernährung, Landwirtschaft und Forsten 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung 
Haushaltsausschuß 

Im Ältestenrat ist vereinbart worden, die Tages-
ordnungspunkte 31 bis 33 in verbundener Beratung 
zu behandeln und für die Beratung zweieinhalb 
Stunden vorzusehen. Sind Sie damit einverstanden? 
— Ich sehe keinen Widerspruch. Dann ist so be-
schlossen. 

Ich erteile das Wort dem Herrn Bundeskanzler. 

Dr. Kohl, Bundeskanzler: Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Auf Einladung 
des amerikanischen Präsidenten bin ich gemein-
sam mit Bundesminister Hans-Dietrich Genscher 
am 30. November 1984 zu einem offiziellen Arbeits-
besuch nach Washington gereist. Die Gespräche 
mit dem amerikanischen Präsidenten, dem Vizeprä-
sidenten Bush, dem Außenminister Shultz und dem 
Verteidigungsminister Weinberger sowie den Mit-
gliedern der amerikanischen Administration verlie-
fen wie immer — das will ich deutlich betonen — in 
einer besonders vertrauensvollen Atmosphäre. 

Der Zeitpunkt dieses Besuches war besonders 
günstig. Der Besuch fand unmittelbar nach dem 
großen Wahlsieg des amerikanischen Präsidenten 
statt. Dementsprechend trafen wir einen Ge-
sprächspartner an, der nach diesem großen persön-
lichen Erfolg mit besonderem Ernst und einem be-
sonderen persönlichen Engagement an die Aufgabe 
herangeht, eine Verständigung mit der Sowjetunion 
auf allen Ebenen zu erreichen und damit auch sei-
nen sehr persönlichen Beitrag zum Frieden zu lei-
sten. 

Die Gespräche fanden unmittelbar vor den 
NATO-Herbstkonferenzen der Verteidigungs- und 
Außenminister statt. Es lag in unserer Absicht, die-
sen Konferenzen auch politische Impulse zu vermit-
teln. 

Ich konnte als der erste europäische Regierungs-
chef nach den amerikanischen Wahlen die Gelegen-
heit wahrnehmen, die deutschen und — in Abstim-
mung mit den europäischen Kollegen — auch euro-
päische Interessen in die amerikanischen Überle-
gungen einzubringen. Ich habe zuvor die Gelegen-
heit der Konsultationen genutzt, um mich mit Mini-
sterpräsident Craxi, Präsident Mitterrand und Frau 
Premierminister Thatcher abzustimmen. 

Folgende Ziele hatte ich für meine Gespräche mit 
dem amerikanischen Präsidenten und seiner Admi-
nistration gesetzt: 

erstens die deutschen und europäischen Interes-
sen für die Politik des Dialogs und der Rüstungs-
kontrolle mit der Sowjetunion zu vermitteln, 

zweitens kontinuierliche und umfassende Kon-
sultationen zu vereinbaren und Verfahren zu finden 
und vorzuschlagen, die es erlauben, den Fortgang 
der amerikanisch-sowjetischen Verhandlungen zu 
begleiten und, soweit dies nötig, auch unsere Mit-
wirkung zu ermöglichen, 

drittens die Grundlinien der amerikanischen 
Pläne und Absichten für die bevorstehenden Ge-
spräche zwischen Außenminister Shultz und Gro-
myko Anfang Januar in Genf zu erkunden, 

viertens uns über die Notwendigkeit zu verständi-
gen, in der Allianz gemeinsame Anstrengungen ein-
zuleiten, um die konventionelle Verteidigung zu 
verstärken, die Nuklearschwelle anzuheben und da-
mit die Glaubwürdigkeit der NATO-Strategie zu si-
chern, 

und fünftens durch die Intensivierung unserer 
Beziehungen zu den Vereinigten Staaten und inner-
halb des Atlantischen Bündnisses auch unsere Posi-
tion gegenüber der Sowjetunion und den Staaten 
des Warschauer Paktes weiter zu festigen. 

Ich glaube, der Besuch war in dreifacher Hinsicht 
ein Erfolg. Er hat — und darin bin ich mir mit dem 
amerikanischen Präsidenten einig — eine neue 
Phase einer noch engeren Zusammenarbeit im 
deutsch-amerikanischen Verhältnis und in der 
Nordatlantischen Allianz eingeleitet. Wir haben 
Markierungen für die künftige Gestaltung des 
West-Ost-Verhältnisses gesetzt. Wir haben Wei-
chenstellungen für die künftigen Konsultationen im 
Bereich der Rüstungskontrollverhandlungen vorge-
nommen. Mein Ziel war es, meine Damen und Her-
ren, die Bundesrepublik Deutschland und die euro-
päischen Verbündeten in den in Gang gekommenen 
Prozeß zwischen den Vereinigten Staaten und der 
Sowjetunion einzubinden, damit der erneut begon-
nene Dialog mittel- und langfristig auf eine breitere 
Grundlage gestellt wird. Die vom Präsidenten und 
von mir gemeinsam verabschiedete Erklärung ver-
dient also zu Recht die Bezeichnung „Dem Frieden 
verpflichtet". 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In dieser Erklärung ist es gelungen, den Zusam-
menhang zwischen der Verbesserung des West-Ost-
Verhältnisses, konkreten Schritten zur Rüstungs-
kontrolle und Abrüstung und der Gewährleistung 
unserer Sicherheit durch eine ausreichende Vertei-
digung deutlich zu machen. Der amerikanische Prä-
sident und ich unterstreichen in dieser Erklärung 
das Konzept, das dem Nordatlantischen Bündnis 
zugrunde liegt, und wir bekräftigen erneut, daß Ab-
schreckung und Verteidigung zusammen mit Rü-
stungskontrolle und Abrüstung integrale Bestand-
teile unserer gemeinsamen Sicherheitspolitik und 
der Politik des Bündnisses sind. Wir verdeutlichen, 
daß dies die notwendigen Elemente einer kohären-
ten Strategie zur Sicherung eines stabilen Friedens 
in der Welt sind. 

Auf folgende Einzelheiten, meine Damen und 
Herren, darf ich besonders hinweisen. Unsere Rolle, 
die Rolle der Bundesrepublik Deutschland, bei der 
Mitgestaltung der Ost-West-Beziehungen wird er-
sichtlich aus der Tatsache, daß die gemeinsame Er- 
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klärung wesentliche Festlegungen zum West-Ost-
Verhältnis und damit auch zu ihrem Kernstück, 
dem amerikanisch-sowjetischen Verhältnis, enthält. 
Erstens werden die gegenseitigen legitimen Sicher-
heitsinteressen anerkannt. Zweitens wird die Not-
wendigkeit unterstrichen, den Dialog auf der 
Grundlage der Gleichberechtigung aller Beteiligten 
zu führen. Drittens wird der Verzicht auf militä-
rische Potentiale erklärt, die über die legitimen 
Verteidigungserfordernisse hinausgehen. Und vier-
tens wird das in der Charta der Vereinten Nationen 
verankerte Verbot der Androhung und Anwendung 
von Gewalt erneut bekräftigt. 

Alle diese Aussagen sind äußerst bedeutsam. Sie 
sind in dieser Form zum ersten Mal in einer bilate-
ralen deutsch-amerikanischen Erklärung veran-
kert. Ich bin überzeugt, daß in der Bereitschaft des 
amerikanischen Präsidenten, diese wichtigen Ele-
mente unserer gemeinsamen Politik erneut zu be-
kräftigen und sie als Angebot und Aufforderung an 
die östliche Seite zu richten, eine große Chance, 
eine Hoffnung für das West-Ost-Verhältnis liegt. 

Das Kommuniqué der Tagung der Außenminister 
des Warschauer Paktes in Ost-Berlin vom 4. De-
zember dieses Jahres gibt auch zu einer solchen 
Hoffnung Anlaß. Trotz der üblichen Schuldzuwei-
sungen an die Adresse des Westens und trotz des 
erneuten, wie jeder hier weiß, unsinnigen Revan-
chismusvorwurfes gegenüber der Bundesrepublik 
Deutschland läßt dieses Kommuniqué erkennen, 
daß sich die Staaten des Warschauer Paktes auf 
eine neue Phase in den West-Ost-Beziehungen 
einstellen und eine Wende zum Besseren durchaus 
für möglich halten. 

Wir haben mit großem Interesse den positiven 
Grundton des Kommuniqués und die Ausführungen 
registriert, die ein Bekenntnis zum KSZE-Prozeß 
und zu einer Politik des Dialogs und der Verhand-
lungen beinhalten. Diesen Worten müssen aber 
jetzt Taten folgen. Vor allem muß der Dialog über 
die Weltmächte hinaus für alle Bündnismitglieder 
möglich sein. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

In unserer gemeinsamen Erklärung von Wa-
shington hat der Präsident noch einmal seine Be-
reitschaft zu regelmäßigen Gesprächen und Zusam-
menkünften mit der Sowjetunion auf hoher Ebene 
unterstrichen. Er hat gleichzeitig und ausdrücklich 
die anhaltenden Bemühungen der Bundesregierung 
um den Dialog und die Zusammenarbeit mit der 
Sowjetunion und mit allen Staaten Mittel- und 
Osteuropas bekräftigt. 

Der Präsident der Vereinigten Staaten ist mit mir 
einer Meinung, daß die gegenwärtige Teilung Euro-
pas, die als tragische und menschlich leidvolle Bar-
riere den Kontinent und insbesondere das deutsche 
Volk trennt, in dieser Form nicht als dauerhaft hin-
genommen werden kann. 

In diesem Zusammenhang haben wir ausdrück-
lich auf den KSZE-Prozeß und den Inhalt der 
Schlußakte von Helsinki als wichtige Instrumente 
zur Errichtung einer dauerhaften Friedensordnung 
wie auf andere einschlägige multilaterale und bila

-

terale Dokumente Bezug genommen. Dazu gehören 
auch die mit unseren östlichen Nachbarn abge-
schlossenen Verträge. Dazu gehört der mit dem 
Moskauer Vertrag und dem Grundlagenvertrag ver-
bundene Brief zur deutschen Einheit. 

Präsident Reagan und ich haben ausführlich und 
ausgiebig über aktuelle Fragen der Abrüstung und 
Rüstungskontrolle gesprochen. Ich habe dem Präsi-
denten unsere volle Unterstützung für die Bereit-
schaft und das Vorhaben der Vereinigten Staaten 
zugesichert, mit der Sowjetunion über das ganze 
umfassende Spektrum der Rüstungskontrollfragen 
zu verhandeln. 

Ich teile mit ihm die Einschätzung, daß der neue 
Ansatz, der zu der Aufnahme der Gespräche zwi-
schen den Außenministern Shultz und Gromyko im 
Januar in Genf führen wird, ein wirksamer und 
durchaus erfolgversprechender Weg sein kann. 

Gegenüber dem amerikanischen Präsidenten 
habe ich das europäische und deutsche Interesse an 
einer rüstungskontrollpolitischen Lösung des Pro-
blems der Mittelstreckenraketen ganz besonders 
hervorgehoben. Wir stimmen darin überein, daß es 
sowohl im Hinblick auf einen künftigen Erfolg bei 
den Rüstungskontrollverhandlungen, als auch im 
Hinblick auf die Sicherheit des Bündnisses unerläß-
lich ist, das die Allianz die Stationierung entspre-
chend dem Bündnisbeschluß von 1979 fortsetzt, so-
lange konkrete Verhandlungsergebnisse ausblei-
ben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben jedoch gleichzeitig und erneut bekräf-
tigt, daß die NATO unverändert bereit ist, im Rah-
men und auf der Grundlage eines ausgewogenen 
und nachprüfbaren Abkommens die Stationierung 
zu beenden, abzuändern oder rückgängig zu ma-
chen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das gilt einschließlich des Abzugs und der Ver-
schrottung bereits in Europa stationierter Mittel-
streckensysteme. 

Ich habe darüber hinaus unser Interesse und das 
unserer europäischen Verbündeten an Fortschrit-
ten bei den Stockholmer Verhandlungen, bei den 
Wiener MBFR-Verhandlungen und unser besonde-
res Interesse an einem weltweiten, umfassenden 
und nachprüfbaren Verbot chemischer Waffen zum 
Ausdruck gebracht. Ich habe in dieser Frage die 
volle Zustimmung von Präsident Reagan erreicht. 

Wir sind der Auffassung, daß es notwendig ist, die 
jetzt beginnenden Verhandlungen realistisch und 
ohne große Euphorie zu führen. Wir stimmen darin 
überein, daß bei der Rüstungskontrolle, die ja zu 
den schwierigsten Aufgaben unserer Zeit gehört, 
Ausdauer, Geduld und Zähigkeit erforderlich sind 
und mit schnellen Ergebnissen nicht gerechnet 
werden kann. 

Herr Präsident, meine Damen und Herren, ganz 
besonders begrüße ich die Zusicherung des ameri-
kanischen Präsidenten, daß die engen und vertrau-
ensvollen Konsultationen und Koordinierungen bi- 
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lateral und auch im Bündnis fortgeführt und, wenn 
notwendig und möglich, intensiviert werden sollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Damit sollen alle Möglichkeiten wahrgenommen 
werden, damit die Verbündeten und nicht zuletzt 
die Bundesrepublik Deutschland die amerikanisch

-

sowjetischen Verhandlungen beratend begleiten 
und, wo notwendig und möglich, direkt mitwirken 
können. 

Diese Zusicherung, meine Damen und Herren, 
davon bin ich überzeugt, gilt. Sie wird wie bereits in 
der Vergangenheit beweisen, daß die deutsch-ame-
rikanischen Beziehungen gerade in diesem Feld der 
Politik ganz besonders wirksam sind. Ich werte 
diese noch einmal ausdrücklich gegebene Zusiche-
rung als ein besonders bedeutsames Ergebnis unse-
res Besuches. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Hier wird am konkreten Beispiel die Vitalität, die 
Solidarität und die Effektivität des transatlanti-
schen Bündnisses und vor allem auch der besonde-
ren deutsch-amerikanischen Beziehungen unter 
Beweis gestellt. 

Bei meinen Gesprächen in Washington ging es 
auch um die Notwendigkeit, die Verteidigungsstra-
tegie des Bündnisses als Voraussetzung unserer Si-
cherheit wirksam und glaubwürdig zu erhalten. Der 
amerikanische Präsident und ich halten es für un-
erläßlich, das sich ständig im konventionellen Be-
reich zugunsten des Warschauer Pakts vergrö-
ßernde Kräfteungleichgewicht zu verringern. Wir 
haben uns gemeinsam für kohärente Bündnislösun-
gen ausgesprochen, um die konventionelle Verteidi-
gungsfähigkeit der Allianz zu verbessern. 

In diesem Zusammenhang haben wir uns bereit 
erklärt, uns an Bündnisanstrengungen zu beteili-
gen, um die hierfür erforderlichen Ressourcen ver-
fügbar zu machen. Wir sind überzeugt, daß eine ver-
besserte konventionelle Verteidigungsfähigkeit 
dazu beitragen wird, die politische Handlungsfähig-
keit des Bündnisses zu erhalten, die Abschreckung 
zu stärken und die nukleare Schwelle — ein wichti-
ges Ziel unserer Politik — anzuheben. Wir haben 
damit in der gemeinsamen Erklärung von Washing-
ton ein deutliches Zeichen unserer Bereitschaft ge-
geben, einen angemessenen Beitrag zur Stärkung 
der konventionellen Verteidigungsfähigkeit zu lei-
sten. 

Meine Damen und Herren, wer heute fordert, die 
Abhängigkeit vom frühzeitigen Einsatz von Nukle-
arwaffen im Verteidigungsfall zu beseitigen, der 
darf es dann nicht bei bloßen Forderungen und ver-
balen Übungen belassen. Er muß dann auch ganz 
konkret bereit sein, mehr für die konventionelle 
Verteidigung zu tun. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Die Bundesregierung hat bereits damit begonnen. 
Die vom Kabinett verabschiedete Bundeswehrpla-
nung schafft die entscheidenden personellen und 
materiellen Voraussetzungen zur Verbesserung der 
konventionellen Verteidigungsfähigkeit. Die Ver

-

längerung der Wehrpflicht von 15 auf 18 Monate ist 
auch ein wesentlicher Bestandteil dieser Politik. 

Die Aufstockung des Beitrags der Bundesrepu-
blik Deutschland zum NATO-Infrastrukturpro-
gramm 1985 bis 1990 auf drei Milliarden Verrech-
nungseinheiten ist ein weiterer wichtiger Beitrag. 

Um auch in Zukunft die Kosten einer tragfähigen 
konventionellen Verteidigung im Bündnis aufzu-
bringen, ist es auch notwendig, die Wirtschaftsbe-
ziehungen einschließlich des Rüstungssektors zwi-
schen den Partnerstaaten zu vertiefen und die Zu-
sammenarbeit zwischen Europa und den Vereinig-
ten Staaten, vor allem auch auf technologischem 
Gebiet, zu verbessern. Auf diese Weise sollte es ge-
lingen, die strategische Einheit des Bündnisses zu 
festigen und auch zu einer gerechten, vielleicht 
kann man auch sagen: gerechteren Lastenvertei-
lung beizutragen. 

Meine Damen und Herren, das Maß unserer Ver-
antwortung wird auf unsere Möglichkeit der Mitge-
staltung im West-Ost-Verhältnis und im Bündnis 
entscheidenden Einfluß haben. Die deutsch-ameri-
kanischen Gesprächsergebnisse von Washington 
werden nach meiner und des Präsidenten Absicht 
weiterverfolgt werden. 

Die Allianz hat diese Anregung aus Washington 
bereits während der Tagung der Verteidigungsmi-
nister des Bündnisses in diesen Tagen, am 5. De-
zember, aufgenommen. Im Kommuniqué der Ver-
teidigungsminister wurden der Generalsekretär 
und die ständigen Vertreter der Mitgliedstaaten be-
auftragt, Vorschläge für kohärente Bündnisanstren-
gungen zur Verbesserung der Verteidigungsfähig-
keit im Bereich der konventionellen Streitkräfte zu 
erarbeiten und vorzulegen. 

Diese Vorschläge sehen vor: 

Erstens. Die bereits auf dem Tisch liegenden na-
tionalen und Bündnisinitiativen zur Stärkung der 
konventionellen Verteidigung sollen unter einem 
einheitlichen Rahmenkonzept und mit klaren Prio-
ritäten zusammengefaßt und harmonisiert werden. 

Zweitens. Die Zusammenarbeit in der Rüstung 
soll sowohl zwischen den europäischen Partnern als 
auch zwischen Europa und den Vereinigten Staaten 
intensiviert werden. 

Drittens. Im Bündnis sollen koordinierte An-
strengungen erfolgen, die erforderlichen Mittel be-
reitzustellen und optimal einzusetzen. 

Es geht also insgesamt um die Anpassung und 
bessere Durchführung der gültigen NATO-Strategie 
der Vorneverteidigung und der flexiblen Antwort 
an die veränderten Bedingungen in Europa, insbe-
sondere auch an die gewachsene Bedrohung. 
Hierzu gehört längerfristig eine Anpassung der 
Struktur des Nuklearwaffenpotentials mit dem Ziel, 
eine weitere Verringerung bei den Nuklearwaffen 
kurzer Reichweite zu ermöglichen. 

Im Kommuniqué der Außenminister des Bünd-
nisses anläßlich ihres Treffens am 13. und 14. De-
zember sollen die in der gemeinsamen Erklärung 
von Washington behandelten Fragen im Hinblick 
auf die Gestaltung der Konsultationen im West-Ost- 
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Verhältnis und in der Rüstungskontrolle ihren Nie-
derschlag finden. 

Die positiven und erfreulichen Übereinstimmun-
gen, die sich in Washington in unserer gemeinsa-
men Erklärung niedergeschlagen haben, kommen 
nicht von ungefähr. Sie sind das Ergebnis beson-
ders vertrauensvoller und in ihrer Dichte bisher un-
erreichter Kontakte und Zusammenarbeit beider 
Regierungen, die lange vor den amerikanischen 
Wahlen begonnen haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wesentliche Grundsteine dieser Entwicklung 
wurden auch und insbesondere durch die Besuche 
und Begegnungen der Außenminister und der Ver-
teidigungsminister unserer beiden Länder gelegt. 
Der Weg zu diesem Ergebnis, meine Damen und 
Herren, ist gekennzeichnet durch Erklärungen von 
amerikanischer Seite, die auch auf eine bessere 
Mitwirkung im Rahmen der intensiven Konsulta-
tionen zurückzuführen sind. Ich will nur wenige 
Beispiele nennen: so eine Rede des amerikanischen 
Präsidenten in Dublin, wo er gegenüber der Sowjet-
union die Bereitschaft angekündigt hatte, das Prin-
zip des Gewaltverbots durch Vereinbarung konkre-
ter, militärisch signifikanter und nachprüfbarer 
vertrauensbildender Maßnahmen zu bekräftigen. 
Ich erinnere an die bedeutende Rede des Präsiden-
ten vor der Vollversammlung der Vereinten Natio-
nen, in der er im Zusammenhang mit seinen weit-
reichenden Angeboten an die Adresse der Sowjet-
union die Bemühungen der Bundesrepublik 
Deutschland im Ausgleich und in der Zusammenar-
beit mit dem anderen deutschen Staat ganz beson-
ders hervorgehoben hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlicherweise, meine Damen und Herren, war 
es notwendig, bei diesem Besuch in Washington 
auch auf die Problematik und die Auseinanderset-
zungen im Bereich der Stahllieferungen aus der 
Europäischen Gemeinschaft in die Vereinigten 
Staaten hinzuweisen. Wir haben darüber ein sehr 
offenes und, wenn Sie so wollen, sehr direktes Ge-
spräch geführt. Der Präsident wie auch ich waren, 
bei allem Gegensatz noch in der Sache, der Auffas-
sung, daß es für die Partner in Europa und in den 
Vereinigten Staaten ganz und gar unerträglich 
wäre, wenn es in diesem Zusammenhang zu einer 
Art von Handelskrieg zwischen der EG und den 
Vereinigten Staaten käme. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir haben vereinbart, daß ich am vergangenen 
Montag, also wenige Tage nach meinem Besuch in 
Washington, anläßlich der Gipfelkonferenz der EG 
in Dublin darauf hinwirken sollte — und dies habe 
ich getan —, daß angesichts der eingetretenen Lage 
zwischen der EG und den Vereinigten Staaten noch 
vor Weihnachten neue Verhandlungen begonnen 
würden. Der Präsident hat mitgeteilt, daß der ame-
rikanische Handelsbeauftragte zur Verfügung ste-
hen werde. Und wir haben in Dublin vereinbart, daß 
auch die EG-Kommission noch vor Weihnachten 
diese Verhandlungen aufnehmen solle. 

Ich kann nur hoffen, daß es hier gelingt, auf dem 
Wege vernünftiger Diskussionen miteinander eine 
gemeinsam erträgliche Lösung zu finden, nicht zu-
letzt auch im Interesse der deutschen Stahlwirt-
schaft, der Sicherung der Arbeitsplätze. Wir haben 
— wie jeder weiß — in diesem Bereich schon jetzt 
Probleme genug. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, erlauben Sie mir, in 
diesem Bericht auch einige Ausführungen zur Ta-
gung des Europäischen Rates in Dublin am 3. und 
4. Dezember zu machen. Es ist ein Bericht über eine 
Sitzung, die von vornherein mit großen Schwierig-
keiten belastet war. 

Am Anfang unserer Beratung stand die wirt-
schaftliche und soziale Lage der Gemeinschaft. 
Grundlage der Diskussion war ein vorzüglicher Be-
richt der Kommission. Sie hat darin ausgeführt, daß 
sie für das kommende Jahr mit einer weiteren Ver-
stärkung des wirtschaftlichen Wachstums und mit-
einem erneuten Rückgang der Inflationsrate rech-
ne. Ich füge hinzu, daß in beiden Fällen die Schät-
zungen der Kommission für die Entwicklung in der 
Bundesrepublik Deutschland besser ausfallen als 
für den Durchschnitt der Gemeinschaft. Dabei ist 
die jüngste Prognose des Sachverständigenrates in 
der Bundesrepublik noch nicht einmal berücksich-
tigt worden. 

Im Mittelpunkt unserer Diskussion stand das 
Hauptproblem auch in der EG, die Bekämpfung der 
Arbeitslosigkeit. Insbesondere der spürbare An-
stieg der Jugendarbeitslosigkeit in der Gemein-
schaft muß uns allen Anlaß zu großer Besorgnis 
geben. 

Ich konnte meine Kollegen darüber informieren, 
daß unsere Anstrengungen in der Bundesrepublik 
Deutschland — insbesondere auch in der Lehrstel-
lenfrage — erste Erfolge gezeigt haben. Während 
die Zahl der arbeitslosen Jugendlichen unter 25 
Jahren in der EG in den letzten 12 Monaten weiter 
angestiegen ist, ist sie in der Bundesrepublik 
Deutschland erstmals wieder rückläufig gewesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich, meine Damen und Herren, weiß ich auch, 
daß dies nicht der von uns allen gewünschte Durch-
bruch in dieser Frage ist, aber ich denke, wir sind 
auf dem richtigen Weg. 

Zur Wirtschaftspolitik konnten meine Kollegen 
und ich feststellen, daß in der grundsätzlichen Aus-
richtung unserer Anstrengungen heute weit mehr 
Übereinstimmung herrscht als noch vor etwa ein-
einhalb Jahren auf der Stuttgarter Besprechung. Es 
gibt keine Alternative zu dem mühsamen Weg, so-
wohl die Staatsfinanzen Schritt für Schritt in Ord-
nung zu bringen als auch die wirtschaftlichen Rah-
menbedingungen für Investoren und Verbraucher 
konsequent zu verbessern. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Natürlich weiß jeder, daß auch diese Politik Mas-
senarbeitslosigkeit, die über viele Jahre entstanden 
ist und die oft genug auch regionale Verwerfungen 
aufweist, nicht kurzfristig beseitigen kann. Aber sie 
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ist die entscheidende Chance, Arbeitslosigkeit wirk-
sam zu bekämpfen. Ich füge noch hinzu, daß diese 
Politik auch auf dem Arbeitsmarkt Wirkung zeigt. 
Das belegen ja unsere jüngsten deutschen Erfah-
rungen. Ich meine damit nicht nur den drastischen 
Rückgang der Kurzarbeit und die Zunahme an offe-
nen Stellen. Wenn Sie die gestern veröffentlichten 
Zahlen zur Wirtschaftsentwicklung im dritten 
Quartal dieses Jahres studieren, dann stellen wir 
gemeinsam fest, daß die Zahl der Beschäftigten 
zum ersten Mal seit Ende 1980, d. h. seit vier Jahren, 
saisonbereinigt nicht mehr gesunken ist. 

Meine Damen und Herren, im Mittelpunkt des 
Europäischen Rates stand die Erweiterung der Ge-
meinschaft um Spanien und Portugal. Ich will hier 
noch einmal feststellen, daß wir hier im Deutschen 
Bundestag — auch in der letzten Legislaturperiode 
— immer wieder in völliger Einmütigkeit erklärt 
haben, daß es unser Wunsch ist, daß das von den 
Demokraten Europas gegebene Versprechen an die 
demokratischen Parteien und Kräfte in Spanien 
und Portugal, ihnen nach der Rückkehr aus einem 
autoritären oder von Diktatur beherrschten Regime 
in die freie Welt möglichst rasch die Möglichkeit zu 
erschließen, in die Gemeinschaft einzutreten, einge-
löst wird. Wir waren uns alle bei diesem oft genug 
sehr hochherzig gegebenen Versprechen darüber 
im klaren, daß der Weg zum Beitritt von Spanien 
und Portugal mit großen Schwierigkeiten versehen 
sein würde. Trotz dieser Schwierigkeiten möchte 
ich hier noch einmal namens der Bundesregierung 
erklären, daß es unser erklärtes Ziel und unser er-
klärter Wunsch ist, daß das vorgegebene Datum des 
1. Januars 1986 erreicht werden muß, erreicht wer-
den kann. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Wie nicht anders zu erwarten, stehen natürlich in 
einem solchen Zusammenhang dann wirtschaftli-
che Interessen bei der Aushandlung der Vertrags-
unterlagen im Mittelpunkt der Diskussion. Ich 
möchte noch einmal gegenüber der deutschen Öf-
fentlichkeit hier zum Ausdruck bringen: Ich glaube, 
es sind durchaus wohlverstandene Interessen, die 
die einzelnen Länder in diesem Zusammenhang 
vorbringen. Wer die Bedeutung beispielsweise des 
Fischfangs für unsere französischen und spani-
schen Nachbarn kennt, der weiß, daß es nur zu 
natürlich ist, daß es bei der Auseinandersetzung 
über die künftige Entwicklung auf diesem wichti-
gen Sektor europäischer Wirtschaft zu Schwierig-
keiten kommen muß. 

Der entscheidende Punkt ist, ob man um des gro-
ßen wichtigen Zieles willen den guten Willen und 
die Bereitschaft aufbringt, Kompromisse zu schlie-
ßen.  

Wir selbst haben auf diesem europäischen Gipfel 
in Dublin eine ernsthafte, machmal etwas stürmi-
sche Diskussion über die Frage der Weinüber-
schüsse in der EG nach dem Beitritt von Spanien 
und Portugal gehabt. Auch dies ist eine Frage, die 
selbstverständlich für einen wichtigen Teil unserer 
Mitbürger von großem Interesse ist. Ich habe gele-
gentlich in diesen Tagen gehört: Die streiten sich 

nur über Wein. Da möchte ich doch darauf hinwei-
sen, daß die Existenz von vielen tausend Winzerfa-
milien zutiefst von dieser Entwicklung beeinflußt 
ist, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

und daß es ganz selbstverständlich zur Aufgabe ei-
ner Regierung gehört, in Wahrung der berechtigten 
Eigeninteressen, aber auch eingebunden in die Ver-
pflichtung, dem gemeinsamen Ziel zu dienen, Kom-
promisse herbeizuführen. 

Unser Ziel muß nach manchen bitteren Erfahrun-
gen der europäischen Agrarpolitik sein, rechtzeitig 
konkrete Beschränkungen der kostspieligen Wein-
überschüsse zu erreichen, bevor mit Spanien ein 
weiterer großer Weinproduzent der Gemeinschaft 
beitritt. 

Auch hierzu eine Bemerkung: Ich halte es für 
ganz richtig und wichtig, was Präsident Mitterrand 
in diesem Zusammenhang mehrmals betonte: daß 
es nur auch intellektuell redlich ist, wenn wir die 
bestehenden Schwierigkeiten vor dem Beitritt dis-
kutieren und ausräumen. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU) 

Wir wissen aus konkreten Erfahrungen der Vergan-
genheit, daß nach dem Beitritt ein Übereinkommen 
in solchen Fragen sehr viel schwieriger zu finden 
ist. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei der SPD) 

Im März hat die Gemeinschaft, wie Sie wissen, 
die Einschränkung der Garantie für Milch beschlos-
sen. In Dublin ist es nun gelungen, einen Kompro-
miß für die Regelung beim Wein durchzusetzen. Ich 
hoffe, daß es trotz des griechischen Einspruchs 
möglich sein wird, den Weg jetzt für den Beitritt 
von Spanien und Portugal freizumachen. Das heißt, 
daß die Kommission ad referendum die Möglichkeit 
hat, in den nächsten Wochen auch über alle noch 
offenen Fragen, nicht zuletzt über den Handel mit 
landwirtschaftlichen Produkten und über Fragen 
der Fischerei, mit Spanien und Portugal zu verhan-
deln. 

Ich weiß, daß diese Verhandlungen nicht leicht 
sein werden. Aber es ist ein großer Fortschritt, daß 
sich jetzt die Gemeinschaft darin einig ist, was sie 
erreichen will und was sie geben kann. Es wird jetzt 
auch — und auch dies muß man sagen — auf die 
Kompromißbereitschaft und -fähigkeit der spani-
schen und der portugiesischen Regierung ankom-
men, um die Verhandlungen rasch abschließen zu 
können. 

Trotz der sehr schwierigen Gespräche in Dublin 
gehe ich davon aus, daß der Beitritt, wie zugesagt, 
am 1. Januar 1986 erfolgen wird. Er läßt sich schaf-
fen, wenn alle Beteiligten den notwendigen guten 
Willen zur Einigung aufbringen. Wir, die Bundesre-
gierung —, und ich denke, Sie werden uns dabei 
unterstützen — werden das Menschenmögliche tun, 
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um unseren Beitrag zu leisten, damit dieser ver-
sprochene Termin eingehalten wird. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zustimmung bei Abgeordneten der SPD) 

Die griechische Regierung hat ihre Zustimmung 
zu diesen Zwischenergebnissen von dem Vorbehalt 
abhängig gemacht, daß über die Höhe der Mittel 
und über die Durchführung von integrierten Mittel-
meerprogrammen Einvernehmen erzielt wird. Er-
lauben Sie mir auch zu diesem Thema eine offene 
Bemerkung. Man liest ja manches Wort der Kritik 
in diesen letzten Tagen. Ich möchte zugunsten der 
griechischen Kollegen hier doch auch zum Aus-
druck bringen, daß die Gemeinschaft der griechi-
schen Regierung seit 1979 — das sind jetzt immer-
hin auch schon fünf Jahre — immer wieder Zusa-
gen gegeben hat, damit das integrierte Mittelmeer-
programm endlich beginnen kann. Wer jetzt also 
das Verhalten der griechischen Regierung wertet, 
muß bitte auch zur Kenntnis nehmen, daß es hier 
seit Jahren bisher nicht eingehaltene Zusagen 
gibt. 

Ich bin zuversichtlich, daß die Chance besteht, 
daß wir in den nächsten Monaten zu einer Einigung 
kommen. Griechenland wird sicher einsehen, daß 
anderen europäischen Staaten, die wie Griechen-
land zur Demokratie zurückgefunden haben, keine 
Hindernisse in den Weg gelegt werden sollten, der 
Gemeinschaft beizutreten. Dies wäre ganz gewiß 
nicht die richtige Methode, eigene Forderungen 
durchzusetzen. 

Die gefundene Weinregelung sieht langfristig 
eine Anpassung der Produktion an den Bedarf vor. 
Um die Produktion zu vermindern, werden Ro-
dungsprämien zum verstärkten Abbau von Wein-
bergen gewährt. Gleichzeitig ist eine zwangsweise 
Destillation von Tafelwein zu niedrigen Preisen für 
die Erzeuger beschlossen worden, um die zur Zeit 
bestehenden Überschüsse zu beherrschen. Durch 
die niedrigen Preise soll die Überschußerzeugung 
deutlich gebremst werden. Unser Anteil, der Anteil 
der Bundesrepublik Deutschland an der Überschuß-
produktion ist gering, da bei uns bis zu 90 % Quali-
tätsweine erzeugt werden. Wir konnten erreichen, 
daß die bisherigen Herstellungsverfahren durch un-
sere Winzer weiter angewendet werden können. Die 
für die deutschen Winzer besonders wichtigen An-
reicherungen werden in der bisherigen Form beibe-
halten. 

Meine Damen und Herren, die EG-Kommission 
ist beauftragt, bis 1990 einen Bericht zu diesem 
Thema vorzulegen. Der Rat wird dann entscheiden. 
Ich rate uns allen, der Bundesregierung, d. h. der 
amtlichen Politik, aber auch den Weinbauverbän-
den und den in der Landwirtschaft besonders be-
troffenen Berufskreisen, daß wir nicht erst dieses 
Datum — 1990 — abwarten sollten, sondern daß 
man sich sehr frühzeitig um eine einvernehmliche 
Lösung für die unmittelbar Betroffenen bemühen 
sollte. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, wir können mit gutem 
Gewissen sagen, daß eine Lösung gefunden wurde, 

die auch den Interessen des deutschen Weinbaus, 
der deutschen Winzer Rechnung trägt. 

Nach unendlich mühsamen und ebenfalls sehr 
schwierigen Verhandlungen hat der Europäische 
Rat in Dublin auch Einvernehmen über die Grund-
sätze zur Haushaltsdisziplin in der Gemeinschaft 
erzielt. Die Regeln über eine strengere Haushalts-
disziplin waren ein ganz wesentlicher Bestandteil 
des sogenannten Stuttgarter Pakets, das auf dem 
Stuttgarter Gipfel beschlossen wurde. Meine Da-
men und Herren, allein die Tatsache, daß zur end-
lich erreichten Durchsetzung dieser Regeln drei 
Ratstagungen und noch wesentlich mehr Tagungen 
der Außen- und Finanzminister erforderlich waren, 
zeigt eben, wie schwierig es ist, in der Gemeinschaft 
das, was national heute zwingend ist, nämlich Spar-
samkeit bei öffentlichen Ausgaben, durchzusetzen. 
Ich glaube, daß diese Beschlüsse ein wirksames In-
strument sind, um eine vernünftige Ausgabenkon-
trolle im Verfahren und in der Sache zu erzielen. 

Es ist nicht die Absicht des Rates, die Haushalts-
rechte des Europäischen Parlaments zu schmälern. 
Ich darf das hier ausdrücklich betonen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich betone dies, weil wir gelegentlich hier im Hohen 
Hause, aber vor allem natürlich im Europäischen 
Parlament eine solche Befürchtung zu hören be-
kommen. Um diese Bedenken zu zerstreuen, hat 
der Rat vorgesehen, daß vor Festsetzung des jährli-
chen Bezugsrahmens eine Diskussion mit dem Eu-
ropäischen Parlament geführt wird. 

Ein weiteres Thema waren die Umweltprobleme, 
auf die ich meine Kollegen noch einmal eindring-
lich hingewiesen habe. Die Europäische Gemein-
schaft ist in einem ganz besonderen Maße zu kon-
kreten Schritten bei der Verbesserung der Umwelt-
bedingungen in Europa aufgerufen. Dieses Thema 
hat auf meine Initiative hin den Europäischen Rat 
schon im Juni 1983 in Stuttgart beschäftigt. Ich 
habe — lassen Sie mich das offen aussprechen — 
gerade jetzt in Dublin den Eindruck gewonnen, daß 
das Verständnis für unsere besonderen Schwierig-
keiten — das sind nicht nur Schwierigkeiten in der 
Bundesrepublik Deutschland, sondern das sind vor 
allem Schwierigkeiten in Mitteleuropa — bei unse-
ren Kollegen in der EG deutlich gewachsen ist. Wir 
haben den Rat der Umweltminister ersucht, das 
Mögliche zu tun, um zu einer Einigung über die 
Leitlinien für eine Gemeinschaftspolitik zur Verrin-
gerung des Bleigehaltes im Benzin sowie der 
Schadstoffemission der Kraftfahrzeuge zu gelan-
gen. Wir sind übereingekommen, daß wir auf unse-
rem nächsten Treffen im März nächsten Jahres, 
d. h. in einem Vierteljahr, diesen Punkt auf die Ta-
gesordnung der Sitzung setzen werden. Wir werden 
dann auf der Grundlage gerade auch der in 
Deutschland erarbeiteten Vorschläge unsere Inter-
pretation geben. 

Schließlich, meine Damen und Herren, hat sich 
der Europäische Rat mit den Zwischenberichten 
der beiden Ad-hoc-Ausschüsse befaßt, die wir in 
Fontainebleau eingesetzt haben. 
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Ich begrüße es, daß der Ausschuß für institutio-

nelle Fragen bereits nach kurzer Beratungszeit ei-
nen Zwischenbericht vorlegen konnte. Es handelt 
sich um ein sehr substantielles Dokument mit einer 
politischen Perspektive, obwohl — das muß man 
gleich hinzufügen — dies nur ein Vorschlag des 
Ausschusses ist und die einzelnen Vorschläge noch 
keineswegs die Zustimmung aller Partner gefunden 
haben. 

Der Europäische Rat hat in Dublin den Zwischen-
bericht einer ersten Erörterung unterzogen und be-
schlossen, ihn zu veröffentlichen. Wir haben den 
Ausschuß aufgefordert, seine Arbeit bis zur März-
sitzung fortzusetzen und zu versuchen, auf ein 
Höchstmaß an Übereinstimmung hinzuwirken, und 
dann dem Europäischen Rat seinen Schlußbericht 
vorzulegen. Dieser Schlußbericht soll auf meinen 
Antrag hin in einer ganztägigen Sitzung, die mit der 
Sitzung des Europäischen Rates im Juni in Rom 
zusammenfällt, diskutiert werden. Ich hoffe, daß 
wir dabei zu weitreichenden Entscheidungen kom-
men. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich will es noch deutlicher ausdrücken, meine Da-
men und Herren. Ich bin der Auffassung, daß sich 
die einzelnen Regierungen, die einzelnen nationa-
len Parlamente und die einzelnen Partnerländer in 
der Gemeinschaft bis zu diesem Zeitpunkt darüber 
klarwerden müssen, was sie mit der Gemeinschaft 
für die Zukunft wollen. Ich habe in Dublin gesagt: 
Wir können es wenden, wie immer wir wollen; im 
Laufe des Jahres 1985 kommt für uns alle die 
Stunde der Wahrheit: Wollen wir bei der politischen 
Integration, ich sage etwas pathetisch: beim Bau 
der Vereinigten Staaten von Europa voranschrei-
ten, oder wollen wir hinnehmen, daß die EG in einer 
irgendwie gearteten gehobenen Freihandelszone 
verharrt? Das ist die Grundsatzentscheidung. Ich 
bin dafür, daß wir diese Diskussion mit allen unse-
ren Partnern fair führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP so

-

wie bei Abgeordneten der SPD) 

Ich trete auch dafür ein, daß wir nicht von vornher-
ein Andersdenkende in der Gemeinschaft ausgren-
zen, sondern daß wir den Versuch machen, mög-
lichst zu übereinstimmenden Positionen zu kom-
men. Aber es ist ein Gebot der Ehrlichkeit und der 
Redlichkeit, auch heute schon zu sagen, daß die 
Aussichten auf eine völlige Übereinstimmung aller 
Partner in dieser Frage nicht sonderlich groß sind, 
sondern daß wir damit rechnen müssen, daß sich 
hier unterschiedliche Entwicklungen zeigen wer-
den, daß auch einiges auseinanderlaufen wird, daß 
wir nicht zu einer völligen Übereinstimmung kom-
men. 

Für uns ist vor allem das institutionelle Kapitel 
des Berichtes wichtig. Der Ausschuß wird daran 
weiterarbeiten. Wir wünschen, daß er seine Arbeit 
über Maßnahmen und Institutionen einer gemein-
samen Außenpolitik, zur Verteidigungs- und Sicher-
heitspolitik und zum Binnenmarkt weiterführt. 
Diese Bereiche gehören für uns zu einer Europäi-
schen Union. Sie erfüllen den oft zu Unrecht als 

abstrakt gescholtenen Begriff der Europäischen 
Union mit politischem Leben. 

Auch der ebenfalls auf dem Europäischen Rat in 
Fontainebleau eingesetzte Ad-hoc-Ausschuß für 
ein Europa der Bürger hat einen ersten Zwischen-
bericht erstattet. Er gibt einen Überblick über die 
Tätigkeitsbereiche, die geeignet sind, konkrete 
Maßnahmen zu erarbeiten, die den Bürgern den 
Sinn der Gemeinschaft näherbringen können. Auch 
dieser Ausschuß wird im März dem Europäischen 
Rat seinen abschließenden Bericht unterbreiten. 

Meine Damen und Herren, im Rahmen der Euro-
päischen Politischen Zusammenarbeit hat der Eu-
ropäische Rat auch eine Reihe wichtiger außenpoli-
tischer Fragen beraten. Das Ergebnis zu den The-
men Naher und Mittlerer Osten, West-Ost-Bezie-
hungen, Mittelamerika und Bekämpfung des Terro-
rismus ist in den ja veröffentlichten Schlußfolge-
rungen festgehalten. 

Ich darf zusammenfassend feststellen: Der Euro-
päische Rat in Dublin hat in einer ungewöhnlich 
schwierigen Lage dennoch wichtige Sachentschei-
dungen getroffen. Er hat seinen Blick in die Zu-
kunft gerichtet, auf eine Gemeinschaft, die die Er-
weiterung will und ihren Beitrag dazu leisten konn-
te, eine Gemeinschaft, von der wir hoffen, meine 
Damen und Herren, daß möglichst alle Mitglieder 
ihren Beitrag zur politischen Einigung Europas lei-
sten wollen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir, die Bundesregierung, sind bereit, auf diesem 
Wege — wie ich hoffe: mit einer breiten Unterstüt-
zung im Deutschen Bundestag — gemeinsam mit 
unseren europäischen Partnern voranzugehen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Ich eröffne die Aus-
sprache. Das Wort hat Herr Abgeordneter Wi-
schnewski. 

Wischnewski (SPD): Herr Präsident! Meine sehr 
verehrten Damen und Herren! Zu beurteilen sind 
die gemeinsame Erklärung von Präsident Reagan 
und von Bundeskanzler Kohl vom 30. November 
1984, die Ergebnisse des Europäischen Rats von 
Dublin und die Regierungserklärung, die der Bun-
deskanzler heute abgegeben hat. Alle ökonomi-
schen Fragen in diesem Zusammenhang wird mein 
Kollege Dr. Mitzscherling behandeln. 

Ich will hier auf jegliche Polemik verzichten. Ich 
gehe deshalb sehr bewußt auch nicht auf die völlig 
veränderte Presselage ein, Herr Bundeskanzler, die 
Sie in den Vereinigten Staaten vorgefunden haben. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter Wi-
schnewski, erlauben Sie, daß ich kurz unterbreche. 
— Ich bitte die Kolleginnen und Kollegen in der 
Mitte des Hauses, entweder Platz zu nehmen oder 
den Saal zu verlassen. — 

(Beifall bei der SPD) 

Fahren Sie bitte fort. 
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Wischnewski (SPD): Ich will mich bemühen, einen 
Beitrag zu leisten, der dem Ernst der Lage ent-
spricht. Denn es geht bei den bevorstehenden Ver-
handlungen zwischen den Vereinigten Staaten und 
der Sowjetunion darum, ob wenigstens der Welt-
raum von menschenvernichtenden Waffen frei blei-
ben wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht darum, ob es in der Welt, in Europa, insbe-
sondere aber bei uns weniger atomare Waffen ge-
ben wird. Und es geht darum, ob sich die konventio-
nellen Waffen in dem Rahmen bewegen, der von 
den Völkern noch bezahlt werden kann, 

(Beifall bei der SPD) 

ohne die eigene Zukunft zu verspielen und den 
Hungernden in der Welt nicht helfen zu können. 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in Ihrer Regie-
rungserklärung sehr viel von der Steigerung der 
konventionellen Rüstung, aber leider weniger von 
der Minderung der nuklearen Rüstung gespro-
chen. 

(Widerspruch bei der CDU/CSU) 

Umgekehrt wäre es mir lieber gewesen. 

(Beifall bei der SPD) 

Es geht auch um ein neues Verhältnis zwischen 
den beiden Weltmächten. Uns ist in dieser Lage 
nicht gestattet, die Situation vom Logenplatz aus zu 
betrachten. 

(Sehr gut! bei der SPD) 

Wir müssen in der nächsten Zeit eine ganz aktive 
Rolle spielen. 

Wir begrüßen die für den 7. und 8. Januar vorge-
sehenen Gespräche zwischen den Außenministern 
der Vereinigten Staaten und der Sowjetunion. Wir 
begrüßen es, wenn nach einem verlorenen Jahr für 
Rüstungskontrolle, Rüstungsbegrenzung und Abrü-
stung der Dialog — nach einem verlorenen Jahr — 
wieder  aufgenommen wird. 1984 war ein Jahr ohne 
Verhandlungen, ein Jahr mit mehr atomaren Waf-
fen auf beiden Seiten, und diese Bundesregierung 
hat durch ihre Entscheidungen auch dazu beigetra-
gen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die Verhandlungen werden schwierig sein; denn 
es gibt heute noch mehr atomare Waffen und des-
halb auch mehr zu verhandeln als zu dem Zeit-
punkt, als die beiden Weltmächte in Genf auseinan-
dergegangen sind. Wir begrüßen es ausdrücklich, 
daß Außenminister Shultz von Paul Nitze, dem 
Mann des Waldspaziergangs, begleitet wird. 

Ihre Reise nach Washington, Herr Bundeskanz-
ler, werden wir heute noch nicht beurteilen. Wir 
haben Verständnis dafür, daß die gemeinsame Er-
klärung, die Sie mit dem Präsidenten der Vereinig-
ten Staaten abgegeben haben, noch nicht die Posi-
tion der USA für die bevorstehenden Verhandlun-
gen enthalten kann. Daß Sie sich mit dem Präsiden

-

ten der Vereinigten Staaten gut verstehen, das glau-
ben wir. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Das ist auch gut 
so!) 

Ihre Reise werden wir beurteilen, wenn wir die Vor-
schläge der Vereinigten Staaten für die bevorste-
henden Verhandlungen genau kennen. Erst dann 
ist erkennbar, ob Sie neben dem guten Verstehen 
auch den notwendigen Einfluß haben, Einfluß für 
die berechtigten Interessen Europas und für die be-
rechtigten Interessen der Menschen in unserem 
Lande, wenn es um Abrüstung und Rüstungskon-
trolle geht. 

(Beifall bei der SPD) 

Aus unserer Sicht sind der Bundesregierung jetzt 
folgende Aufgaben gestellt: 

Erstens. Wir brauchen ein Höchstmaß an euro-
päischem Einfluß auf unseren Partner, die Verei-
nigten Staaten, für die bevorstehenden Verhandlun-
gen. Informationen reichen bei weitem nicht aus. 
Europa kann auf echte Mitbestimmung in diesen 
Fragen, die seine Lebensinteressen, ja,  seine Über-
lebenschancen direkt oder indirekt betreffen, nicht 
verzichten. Die bisherigen Konsultationseinrichtun-
gen scheinen mir nicht auszureichen. Die Vereinig-
ten Staaten und die Sowjetunion beginnen in Genf 
auf sehr hoher politischer Ebene. Ich möchte das 
ausdrücklich begrüßen. Auch unsere dann regelmä-
ßig notwendig werdenden Konsultationen müssen 
auf hoher politischer Ebene stattfinden. 

Zweitens. Die Bundesregierung muß aus grund-
sätzlichen Erwägungen, jetzt aber auch zur Förde-
rung des neuen Dialogs zwischen den Vereinigten 
Staaten und der Sowjetunion, ihre eigene Ostpolitik 
klären und intensivieren, um Verlorenes wieder zu-
rückzugewinnen. 

(Beifall bei der SPD) 

Denn, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
das Jahr 1984 war nicht nur ein Jahr ohne Abrü-
stungsverhandlungen, es war für die Ostpolitik der 
Bundesregierung auch ein Jahr der Absage: die Ab-
sage des ersten Mannes der DDR, die Absage des 
ersten Mannes Bulgariens, die Absage der so bitter 
notwendigen Reise nach Polen. Nichts als Absagen 
1984! 

(Dr. Wulff [CDU/CSU]: Von wem verur

-

sacht?) 

Herr Bundeskanzler, Sie haben in Ihrer Amtszeit 
von gut zwei Jahren die Vereinigten Staaten fünf-
mal besucht. Wir begrüßen das, weil wir sehr genau 
wissen, daß die Vereinigten Staaten der wichtigste 
Partner in unserem Bündnis sind, obwohl wir nicht 
in allen Fragen mit der Administration Reagan 
übereinstimmen können. Sie haben in dieser Zeit 
die Sowjetunion nur zweimal besucht, davon einmal 
zur Beisetzung von Generalsekretär Andropow; 
also nur ein Arbeitsbesuch in dieser Zeit. Dieses 
entspricht nicht der geographischen Lage unseres 
Landes und den Interessen unseres Landes. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wischnewski 
Wir empfehlen Ihnen deshalb sehr dringend, 

Herr Bundeskanzler, den persönlichen Dialog auch 
mit dem ersten Mann der Sowjetunion, mit Gene-
ralsekretär Tschernenko, so bald wie möglich auf-
zunehmen. Führen Sie diesen Dialog bitte so, daß 
das Gerede vom Revanchismus aufhört! Schaffen 
Sie aber zuerst die Voraussetzungen dafür! Sorgen 
Sie endlich dafür, daß bei einigen Ihrer Freunde 
eine unverantwortliche, gefährliche und höchst 
überflüssige Diskussion über die polnische West-
grenze aufhört, meine sehr verehrten Damen und 
Herren! 

(Beifall bei der SPD) 

Wer die polnische Westgrenze in Zweifel ziehen 
will, versündigt sich gegenüber dem polnischen 
Volk. Er dient nicht dem Frieden und der Abrü-
stung. Er stellt sich gegen unsere eigenen Interes-
sen. Sagen Sie für Ihre Regierung, Ihre Koalition 
und Ihre Partei ein, klares Wort, und lassen Sie 
nicht auch in dieser Frage Ihren Außenminister 
allein, wie das z. B. in dieser Frage auch heute ge-
schehen ist! 

(Beifall bei der SPD) 

Drittens. Die Bundesregierung muß klare eigene 
Vorstellungen zum Thema Rüstungskontrolle, Rü-
stungsbegrenzung und Abrüstung für die bevorste-
henden Verhandlungen haben. Lassen Sie mich un-
sere Position, die Position der SPD, skizzieren; zu 
mehr reicht die Zeit nicht aus. 

Wir begrüßen den vorgesehenen Dialog zwischen 
den Vereinigten Staaten und der Sowjetunion. Aber 
die Gespräche zwischen Shultz und Gromyko am 7. 
und 8. Januar müssen so schnell wir möglich in kon-
krete Abrüstungsverhandlungen überführt werden, 
und zwar für alle Waffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Die beiden Weltmächte müssen sich ihrer besonde-
ren Verantwortung bewußt sein; denn die Men-
schen bei uns, in Europa, in der Welt sind mißtrau-
isch geworden. Viele glauben nicht mehr daran, daß 
Verhandlungen zu weniger Waffen führen; denn sie 
erleben, daß es trotz aller Verhandlungen immer 
mehr Waffen gibt: im Osten, im Westen und leider 
auch in wachsendem Maße in der Dritten Welt. 

Verlorenes Vertrauen kann nur zurückgewonnen 
werden, wenn Gespräche zu Verhandlungen und 
Verhandlungen zu echter Abrüstung in Ost und 
West führen. Ergebnisse können nur erzielt werden, 
wenn beide Seiten auf Überlegenheit verzichten. 

(Beifall bei der SPD) 

Jedes Streben nach Überlegenheit einer Seite führt 
zu weiterem Wettrüsten, und jeder Versuch, die an-
dere Seite totzurüsten, führt letztendlich zum Tod. 

Wir Sozialdemokraten halten es mit dem Senator 
Kennedy, der erklärt hat: „Das Jagen nach dem 
Phantom der Überlegenheit ist ein Rezept für eine 
Eskalation, die nur zu der immer größer werdenden 
Gefahr des letzten Krieges der Menschheit führt." 
Wir können diese Aussage von Kennedy in vollem 
Umfang unterstützen. 

(Beifall bei der SPD) 

Sicherheit kann es nur geben, meine sehr verehr-
ten Damen und Herren, wenn es gleiche Sicherheit 
gibt. Ergebnisse können nur erzielt werden, wenn 
beide Weltmächte nicht in ihren bisherigen Positio-
nen verharren. Beide müssen ihre Positionen än-
dern, beide müssen sich bewegen. Verhandlungen 
ohne Kompromisse sind keine echten Verhandlun-
gen 

Wir hätten es sehr begrüßt, wenn wir auch in die-
ser Richtung etwas in der gemeinsamen Erklärung 
gefunden hätten. Das hätte das Klima für die Ver-
handlungen zwischen den beiden Weltmächten ent-
scheidend verbessert. 

(Beifall bei der SPD) 

Lassen Sie mich nun bitte zu einigen entschei-
denden Problemen kommen. Wir wünschen eine 
verbindliche vertragliche Vereinbarung zwischen 
den USA und der Sowjetunion darüber, daß es im 
Weltraum keine Waffen, gleich welcher Art, geben 
wird. 

(Beifall bei der SPD) 

Das ist der Widerspruch unserer Zeit — oder ei-
gentlich möchte ich sagen: der Wahnsinn unserer 
Zeit — , daß Milliarden ausgegeben werden und 
noch viel mehr ausgegeben werden sollen, um auch 
den Weltraum mit Waffen vollzuhängen, und daß 
zur gleichen Zeit Millionen Menschen auf dieser 
Erde, auf der wir gemeinsam leben, verhungern. 
Wenn das Geld, das für Weltraumwaffen schon 
schon ausgegeben wird und das noch ausgegeben 
werden soll, und zwar von den Vereinigten Staaten 
und der Sowjetunion, für die Bekämpfung des Hun-
gers verwandt wird und wenn die übrigen Indu-
striestaaten Vergleichbares dazutun, dann sind wir 
innerhalb kürzester Zeit in der Lage, dieses Pro-
blem auf der Welt zu lösen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch deshalb wollen wir einen vertraglich verein-
barten Verzicht auf alle Waffen im Weltraum. 

Die gemeinsame Erklärung des Präsidenten der 
USA und des Bundeskanzlers vom 30. November 
1984 enthält viele Punkte, die wir unterschreiben 
können. Es gibt darin auch viele Gemeinplätze. 
Aber in einem wesentlichen Punkt gibt es Differen-
zen, und deshalb muß ich jetzt ein Wort dazu sagen. 
Wir wünschen, daß von Außenminister Shultz, dem 
Repräsentanten unseres Bündnisses, dem Reprä-
sentanten des anderen Bündnisses, Herrn Gromy-
ko, am 7. und 8. Januar 1985 in Genf vorgeschlagen 
wird, daß in der Frage der Stationierung von weite-
ren Mittelstreckenraketen sofort eine Pause verein-
bart wird, und zwar natürlich beiderseitig. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Sagen Sie bitte nicht, daß wir mit dieser Forde-
rung alleine stehen! Sie haben das in dieser Woche 
selbst erlebt mit Dänemark, mit Spanien, mit Grie-
chenland. Sie wissen, was sich zur Zeit in Belgien 
abspielt und welche Haltung Ihre eigenen politi-
schen Freunde in Belgien zu dieser Frage einneh-
men. 

(Beifall bei der SPD) 
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Wischnewski 
Der frühere General Graf von Baudissin, der sich 
um die Bundeswehr so große Verdienste erworben 
hat, schlägt eine Pause von zwei Jahren als Geste 
des guten Willens vor. Auch der Kollege Feldmann 
von der FDP nennt einen Stationierungsstopp ei-
nen bedenkenswerten Vorschlag. Damit könne, wie 
er sagt, unser Friedenswille gegenüber der eigenen 
Bevölkerung demonstriert werden. Wir teilen diese 
Auffassung. 

(Beifall bei der SPD) 

Eine solche Pause ist notwendig, um das Klima 
zwischen den beiden Weltmächten für die bevorste-
henden Verhandlungen zu verbessern und um die 
Chance wahrzunehmen, zu einem Klima beidersei-
tigen Vertrauens zu kommen. Eine solche Pause 
haben vor wenigen Tagen in Chicago in der unab-
hängigen Kommission für Abrüstung und Sicher-
heit auf der einen Seite der frühere, uns allen gut 
bekannte Außenminister der Vereinigten Staaten 
Vance und auf der anderen Seite der USA-Experte 
der Sowjetunion Professor Arbatow gemeinsam ge-
fordert. Eine solche von uns vorgeschlagene ge-
meinsame Pause wird unser Bündnis nicht schwä-
chen, sondern wird unser Bündnis stärken. In unse-
rer Welt, im Westen hängt die Stärke unseres Bünd-
nisses auch von dem Vertrauen unserer Bürgerin-
nen und Bürger in dieses Bündnis ab. Ein Vor-
schlag für eine gemeinsame Pause der Stationie-
rung von nuklearen Mittelstreckenwaffen wird zu 
mehr Vertrauen führen und sich positiv auf unser 
Bündnis auswirken, meine sehr verehrten Damen 
und Herren. 

(Beifall bei der SPD) 

Wir begrüßen, daß die Vereinigten Staaten von 
einem „umbrella", von einem Schirm sprechen, un-
ter dem sich die Verhandlungen abspielen sollen. 
Unter diesem Schirm können die Verhandlungen 
über die Bremsung und den Abbau, ja, die Ver-
schrottung von atomaren interkontinentalen Rake-
ten, von atomaren Mittelstreckenraketen, von takti-
schen atomaren Waffen stattfinden. Hier kann auch 
die Verhinderung von Weltraumwaffen verhandelt 
werden. Unverzichtbar ist auch ein Verbot der che-
mischen Waffen. 

(Beifall bei der SPD) 

Aber, meine sehr verehrten Damen und Herren, 
auch für die beiderseitige Begrenzung der konven-
tionellen Waffen brauchen wir einen neuen politi-
schen Impuls. Wien und Stockholm müssen zu Er-
gebnissen geführt werden, und jetzt besteht die 
Chance, daß die beabsichtigten Verhandlungen 
auch hier einen Impuls geben können. 

Wir wünschen, daß der vorgesehene Dialog zwi-
schen den beiden Weltmächten zu echten Verhand-
lungen führt, Verhandlungen nicht um der Ver-
handlungen willen, Verhandlungen, die zu einer 
nachweisbaren Verringerung menschenvernichten-
der Waffen führen. Wir wünschen diesen Verhand-
lungen Erfolg. Wir werden sie kritisch begleiten, 
und wir werden die Menschen in unserem Lande 
um Unterstützung bitten, wenn wir den Eindruck 
gewinnen sollten, es gehe nur um die Beruhigung 
der Welt und nicht um echte Reduzierung. Es geht 

diesmal auch um die Frage, ob Menschen in der 
Frage des Erhaltens der Menschheit noch zu ent-
scheiden haben oder ob nur noch das nachvollzogen 
werden kann, was die technische Entwicklung in 
der Welt vorgibt. 

In dem Kommuniqué der Außenminister der 
Staaten des Warschauer Vertrages sehen wir posi-
tive Ansätze für die bevorstehenden Verhandlun-
gen. Auch für uns ist die Einstellung des Wettrü-
stens die „Grundfrage unserer Zeit", wie es dort 
heißt. Nun müssen Ost und West gemeinsam an die 
Arbeit gehen. 

Lassen Sie mich einige Bemerkungen — den 
größten Teil wird mein Kollege Mitzscherling be-
handeln — zu Dublin machen. 

Der Europäische Rat hat gerade noch erreicht, 
daß die Beitrittsverhandlungen mit Spanien und 
Portugal weitergehen können. Ich möchte das hier 
ausdrücklich wie Sie, Herr Bundeskanzler, begrü-
ßen. Wir erwarten, daß die Bundesregierung in die-
ser Frage wie bisher alle Anstrengungen unter-
nimmt, damit Portugal und Spanien zum vorgesehe-
nen Termin, dem 1. Januar 1986, Mitglied der Euro-
päischen Gemeinschaft sein können. 

(Beifall bei der SPD) 

Auf die Menschen in Spanien und Portugal machen 
allerdings — das muß jeder hier wissen — die Ver-
handlungen einen verheerenden Eindruck. Sie ha-
ben, Herr Bundeskanzler, mit Recht darauf hinge-
wiesen, daß wir damals den Spaniern und den Por-
tugiesen gesagt haben: Kehrt zurück zur Demokra-
tie, dann könnt ihr Mitglied der Europäischen Ge-
meinschaft werden! — Von Demokratie ist bei den 
Verhandlungen heute nicht mehr viel die Rede. 
Heute haben die Spanier und die Portugiesen den 
Eindruck, es ginge in erster Linie um Wein, um 
Tomaten und Oliven. Sie haben auch den Eindruck, 
daß viele in der Zwischenzeit die Worte von der 
Demokratie vergessen haben. 

Wir haben uns immer dafür ausgesprochen, Por-
tugal und Spanien in die Europäische Gemeinschaft 
aufzunehmen. Wir stehen zu dieser Aussage. Beide 
Länder haben zur Demokratie gefunden. Beiden 
Ländern ist es gelungen, den Demokratisierungs-
prozeß zu festigen. Wir werden uns in diesem Falle 
selbstverständlich daran beteiligen, auch die not-
wendigen Lasten zu tragen. Denn wir wissen, daß 
das mit Lasten verbunden ist. 

Wir hoffen nur, daß nicht — wie häufig in der 
Vergangenheit auf Gipfeltreffen — vollmundige Er-
klärungen abgegeben werden, die dann in der Fol-
gezeit Stück für Stück zurückgenommen werden. 
Gerade aus der letzten Zeit gibt es eine Reihe von 
praktischen Erfahrungen in dieser Hinsicht. 

Der Europäische Rat hat auch Stellung genom-
men zum Nahen Osten. Er hat nichts Neues gesagt, 
sondern sich auf eine Erklärung berufen, die Jahre 
zurückliegt, obwohl sich die Situation wesentlich 
verändert hat. Wer wie die Europäische Gemein-
schaft will, daß es direkte Verhandlungen geben 
soll, der muß dann allerdings schon einen Beitrag 
leisten, um solche Gespräche möglich zu machen. 
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Wischnewski 
Wir kommen nicht daran vorbei festzustellen, daß 

sich die Europäische Gemeinschaft in einer Krise 
befindet. Die europäischen Räte der letzten Jahre 
haben uns nicht weiter gebracht. Was ist von der 
feierlichen Erklärung von Stuttgart übriggeblie-
ben? 

(Immer [Altenkirchen] [SPD]: Nichts!) 

Nicht das Geringste. Ich bedauere das sehr. 

(Beifall bei der SPD und den GRÜNEN) 

Die Öffentlichkeit jedenfalls hat den Eindruck, 
daß es viele feierliche Erklärungen gibt. Am Ver-
handlungstisch aber entsteht für die Öffentlichkeit 
der Eindruck, daß oft kleinkarierte Krämer einmal 
über Wein, das andere Mal miteinander über Milch 
streiten. Dieser Eindruck schadet den europäischen 
Interessen, so sehr ich Verständnis dafür habe, daß 
jedes Land seine Interessen wahrnimmt. Dies ist 
nicht das Europa, das die Bürgerinnen und Bürger 
in Europa wollen. Da darf es dann niemanden wun-
dern, wenn das Interesse an Europa leider nach-
läßt. 

Wir wollen eine institutionelle Fortentwicklung 
der Europäischen Gemeinschaft. Wir wollen aber 
nicht, daß so geredet wird, als stünde die Europäi-
sche Union schon jeden Tag vor der Tür. Wir sind 
bereit, unseren Beitrag zu leisten, um in der euro-
päischen Entwicklung auch in einer schwierigen 
Zeit einen guten Schritt nach vorne zu machen. 

Vielen Dank. 

(Anhaltender Beifall der SPD) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat Herr Abge-
ordneter Rühe. 

Rühe (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Wischnewski, das Jahr 
1984, das Sie versucht haben aus der Sicht der SPD 
zu charakterisieren, ist natürlich vor allem auch ein 
Jahr der völligen Fehleinschätzung der Entwick-
lung zwischen Ost und West durch die deutsche 
Sozialdemokratie, 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

denn all die Gespräche, die es jetzt gibt, finden ja 
völlig entgegen den Voraussagungen statt, die Sie 
gemacht haben. Ich muß Ihnen sagen: Nur aus au-
ßenpolitischer Rücksichtnahme — denn es wäre 
nicht klug, allzuviel Triumph über die Tatsache zu 
äußern, daß diese Gespräche stattfinden — erspare 
ich Ihnen eine wirklich vernichtende Analyse der 
Voraussagen, die Sie gemacht haben. Selten hat 
sich eine Partei so gründlich und so schnell geirrt 
wie Sie. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Nun zu dem Einfluß, den deutsche Politik aus-
üben kann und ausüben muß — auch und gerade in 
Washington, einverstanden. Aber wie macht man 
das, Herr Wischnewski? Nicht durch starke Reden 
hier in Deutschland, sondern die Leistung, die wir 
im Bündnis einbringen, entscheidet über den Stel-
lenwert und über den Einfluß, den wir im Bündnis 
haben. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Da kann ich nur sagen: Eine Sozialdemokratische 
Partei, die in der jetzigen Situation des Bündnisses 
im Vordergrund das Problem der strukturellen An-
griffsfähigkeit der Bundeswehr sieht, ist internatio-
nal und national völlig isoliert. Ich meine, dieses 
Wort von Ihrem Parteitag, sie müßten nun, nach-
dem es sozialdemokratische Verteidigungsminister 
wie Schmidt, Leber und Apel gegeben hat, die 
strukturelle Angriffsfähigkeit der Bundeswehr be-
seitigen und die Nichtangriffsfähigkeit herbeifüh-
ren, gehört vom Tisch. Solange Sie einen solchen 
Unsinn behaupten, statt sich aktiv an einer Hebung 
der Atomschwelle zu beteiligen, haben Sie über-
haupt keinen Einfluß. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Für mich ist das Jahr 1984 eben auch ein Jahr, in 
dem die SPD international Vertrauen und Partner 
durch ihren phänomenalen Meinungsumschwung 
in Sachen Nachrüstung verloren hat. 

(Dr. Soell [SPD]: Denken Sie an Polen!) 

Wo sind eigentlich Ihre Partner? Sie haben Diskus-
sionspartner, das ist richtig. Aber wo sind Partner 
für Ihre Politik? In der letzten Woche hat es eine 
wichtige deutsch-französische Konferenz gegeben. 
Ein wichtiger Sprecher hat gesagt, eine Regierung 
der SPD in der Bundesrepublik wäre der Nagel für 
den Sarg der deutsch-französischen Zusammenar-
beit. 

(Hört! Hört! bei der CDU/CSU) 

Wie Ihr Stellenwert in Washington ist, das ist eh 
bekannt. Wie sieht es mit Moskau aus? Ja, die So-
wjetunion hat in der Tat in den letzten zwei Jahren 
die Illusion gehabt, sie könnte mit der Straße und 
mit der Opposition Politik in Deutschland machen. 
Inzwischen spricht sie wieder mit den Regierungen, 
und das ist gut so. Auch dieser Partner steht nicht 
mehr zur Verfügung. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben Vertrauen und Partner verloren. Sie 
haben eben einen entscheidenden Fehler gemacht. 
Sie sind aus der Regierungsverantwortung ausge-
schieden — das ist in Ordnung. Aber wer aus der 
Regierungsverantwortung ausscheidet, muß in die 
Oppositionsverantwortung einsteigen und darf 
nicht in die außen- und sicherheitspolitische Ver-
antwortungslosigkeit absinken. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Lieber Herr Kollege Wischnewski, wenn Sie nun 
anfangen, die deutsche West- und Ostpolitik daran 
zu messen, wie häufig der Bundeskanzler in Wa-
shington und wie häufig er in Moskau gewesen ist, 
dann ist das schon bestürzend, wenn nicht lächer-
lich. Sie wissen, daß selbst Willy Brandt und natür-
lich auch Helmut Schmidt verständlicherweise häu-
figer in Washington als in Moskau gewesen sind. 
Aber das ist doch eine völlig falsche Meßlatte für 
das in der Tat sehr wichtige Problem, wie wir West- 
und Ostpolitik in eine richtige Beziehung bringen. 

Da habe ich vor einigen Tagen ein interessantes 
Buch gelesen — das ich Ihnen nur empfehlen 
kann — , verfaßt vom Privatarchivar von Helmut 
Schmidt, Professor Lehmann, „Öffnung nach 
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Osten". Er hat darauf hingewiesen, wie die Situa-
tion, in der die Nachrüstung überhaupt notwendig 
wurde, entstanden ist, indem nämlich, so Professor 
Lehmann, das Primat der Entspannungspolitik vor 
der Abschreckung und der Sicherheit auf sozialde-
mokratischer Seite dazu beigetragen hat, daß die 
Sowjetunion zunächst vorrüsten und die NATO spä-
ter nachrüsten mußte. Wenn Schmidt, so sagt der 
sozialdemokratische Professor Lehmann, einer der 
Väter des NATO-Doppelbeschlusses war, dann ge-
hörten Brandt und Bahr ungewollt zu seinen 
Stammvätern. 

(Zuruf von der SPD: Ja, ja!) 

Das ist genau der Punkt, daß wir in Durchfüh-
rung des Harmel-Berichts eben gleichgewichtig für 
Sicherheit und Dialog sorgen müssen. Sie haben 
uns vor einem Jahr gesagt: Ihr könnt entweder für 
die Sicherheit sorgen oder das Gespräch mit dem 
Osten führen. Diese Prognose hat sich als falsch 
erwiesen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Sie haben ein ehernes Gesetz der deutschen Au-
ßenpolitik verletzt, daß nämlich alleine die feste 
Verankerung im Westen überhaupt erst die Voraus-
setzungen und den notwendigen Handlungsspiel-
raum für eine aktive Ostpolitik schafft. Erst die 
Prinzipienfestigkeit unserer Außenpolitik ermög-
licht dann auch die Flexibilität in der praktischen 
Politik. Und ich sage Ihnen: Leute wie Lafontaine 
gefährden heute die Westpolitik, aber damit für 
morgen auch die Grundlagen einer erfolgreichen 
Ostpolitik. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Ich stelle fest: Sie haben mit dem Gerede, wie Sie 
sagen, über die polnische Westgrenze hier heute 
wieder begonnen. Ich habe vor einigen Tagen ge-
sagt und an alle appelliert, auch an die Opposition 
in diesem Hause: Laßt uns Schluß machen mit dem 
unfruchtbaren Gerede über die Grenzfragen. 

(Dr. Vogel [SPD]: Wem sagen Sie das?) 

— Sie haben das doch wieder begonnen. Laßt uns 
aber auch dafür sorgen, daß Schluß gemacht wird 
mit diesen unsinnigen Revanchismuskampagnen, 
wie sie von anderer Seite kommen. 

(Beifall bei der CDU und der FDP) 

Herr Vogel, ich muß Sie an Ihre Verantwortung 
erinnern, nun nicht aus einem falsch verstandenen 
parteipolitischen Interesse, wenn es wieder ruhiger 
geworden ist, ihrerseits die Diskussion über diese 
Fragen erneut anzustacheln. Die Rechtslage 
Deutschlands ist so, wie sie ist, da kann niemand 
etwas wegnehmen oder hinzufügen. Wir alle sollten 
uns unserer Verantwortung bewußt sein, hier keine 
unfruchtbaren Diskussionen zu führen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und FDP — Dr. 
Vogel [SPD]: Wer hat denn die Debatte an

-

gefangen? — Zurufe von der SPD: Ihr habt 
doch angefangen! — Ist Herr Czaja bei Ih

-

nen oder bei uns?) 

— Sie fragen: Wer hat die denn angefangen? Dann 
leisten Sie doch einen Beitrag dazu, daß sie aufhört! 
Es ist doch wirklich sehr kleinkariert, wie Sie sich 
jetzt hier verhalten. 

(Brück [SPD]: Sagen Sie es doch, wenn Sie 
anders denken! — Weitere Zurufe von der 

SPD) 

— Herr Wischnewski, Sie sollten sehr darüber 
nachdenken, ob es im Interesse der deutsch-polni-
schen Beziehungen ist, wenn Sie hier glauben, aus 
innenpolitischen Gründen diese Diskussion verlän-
gern zu müssen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Mich können Sie jedenfalls beim Wort nehmen. 

Wir werden den ernsthaften Versuch machen, die 
Diskussion zwischen Deutschen und Polen auf die 
Zukunft zu orientieren, so wie das auch Jaruzelski 
in der letzten Woche auf einer wichtigen Pressekon-
ferenz gesagt hat. Leisten Sie dazu einen Beitrag. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Nun würde ich gern noch ein bißchen zur Bewer-
tung der Washingtoner Gespräche aus der Sicht der 
Fraktion sagen. 

Präsident Dr. Jenninger: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage? 

Rühe (CDU/CSU): Bitte. 

Präsident Dr. Jenninger: Bitte sehr, Herr Abgeord-
neter Brück. 

Brück (SPD): Herr Kollege Rühe, sind Sie denn 
auch bereit, hier jetzt zu sagen, daß Sie die polni-
sche Westgrenze für unabänderlich halten? 

Rühe (CDU/CSU): Aber Herr Kollege, wir haben 
doch die Diskussionen geführt. Ich habe Ihnen ge-
sagt: Die Rechtslage ist so, wie sie ist. Da kann nie-
mand etwas hinzufügen oder wegnehmen, kein Par-
teipolitiker irgendwelcher Seite. Lassen Sie uns 
doch im deutsch-polnischen Verhältnis über die Zu-
kunft reden und uns konstruktiven Themen zuwen-
den. Das gilt auch für die Beantwortung Ihrer Fra-
ge. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
So, jetzt möchte ich aber etwas zu den Washing-

toner Gesprächen sagen. 

Präsident Dr. Jenninger: Lassen Sie eine weitere 
Zwischenfrage des Abgeordneten Brück zu? 

Rühe (CDU/CSU): Nein, im Augenblick nicht, ich 
habe leider nur begrenzte Zeit. 

Es sind Erfolge durch diese wichtige gemeinsame 
Erklärung erreicht worden. Unser Beitrag für eine 
gemeinsame Verteidigung ist ebenso gewürdigt 
worden wie unsere Bemühungen um Dialog und 
Zusammenarbeit mit der Sowjetunion und allen 
Staaten Mittel- und Osteuropas. 

Herr Vogel, hier muß man auch einmal sagen: Die 
Sozialdemokraten gehören zu denen, die sich noch 
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bis vor drei Wochen bitter darüber beklagt haben, 
daß die Weltmächte nicht miteinander redeten. Und 
kaum daß sie miteinander reden, wird sich darüber 
beklagt, daß die Gefahr bestehe, daß sie über un-
sere Köpfe hinweg redeten und wir unseren Einfluß 
verlören. 

(Dr. Vogel [SPD]: Das sagen doch Ihre 
Leute genauso!) 

Sie müssen sich nun wirklich einmal entscheiden, 
wo Sie in dieser Frage stehen. Und ich sage Ihnen: 
Die kleinen und mittleren Staaten können auch in 
dieser jetzigen Situation, die wir gewollt haben, in 
der das Gespräch zwischen den Weltmächten wie-
der begonnen hat, einen wichtigen Beitrag leisten. 
Das haben doch auch meine Gespräche in Budapest 
in der letzten Woche gezeigt. 

Ich darf das als Hamburger mit einem Bild sagen: 
Wenn die großen Schiffe die Elbe nach Hamburg 
hinauffahren, dürfen sie das nicht mit eigener Kraft 
machen, denn sie würden die Ufer zerstören. Sie 
brauchen einen Lotsen, und sie brauchen Schlep-
per. — Dieses Bild gilt übertragen auch für die 
internationale Politik. 

(Oostergetelo [SPD]: Sie als Lotse! Kann 
ich mir vorstellen!) 

Deswegen sollten wir nicht darüber lamentieren, 
daß wir jetzt, wenn die Großen miteinander sprä-
chen, weniger Einfluß hätten. Wir sollten uns dar-
über freuen: Die Rahmenbedingungen werden bes-
ser. Sie können sich darauf verlassen: Diese Bun-
desregierung wird weiter eine aktive Rolle spielen 
— zusammen mit den anderen Staaten in West- und 
Osteuropa. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Gespräche in Genf sind zunächst Sondierungs-
gespräche, die — nach unserem Wunsch — dann in 
substantielle Rüstungskontrollverhandlungen über-
gehen werden. Wichtig ist, daß das vertrauliche Ver-
fahren der Diplomatie wieder eingeschlagen wor-
den ist und daß über den Abrüstungsbereich hinaus 
eine Verbesserung des gesamten Ost-West-Verhält-
nisses und damit auch positive Anstöße für das 
innerdeutsche Verhältnis angestrebt werden soll-
ten. 

Es wird zu Recht immer wieder gesagt, daß man 
sich vor überzogenen Erwartungen hüten sollte. 
Das wichtigste Ziel im Augenblick, da nur kleine 
Schritte möglich scheinen, ist, daß die Verhand-
lungspartner am Verhandlungstisch bleiben und 
daß dort zunächst einmal ein Klima geschaffen 
wird, das bestehende Mißtrauen abzubauen, und 
daß konkrete Weichenstellungen für die vorgesehe-
nen Abrüstungsverhandlungen entscheidend er-
leichtert werden. 

Ich weise darauf hin — das ist sehr wichtig —: 
Die Prinzipien, die in dem gemeinsamen deutsch-
amerikanischen Papier festgelegt worden sind, wi-
dersprechen manchen Verleumdungen, die es auch 
von Ihrer Seite gegenüber der amerikanischen Poli-
tik gegeben hat. In diesem Papier werden gegensei-
tige legitime Sicherheitsinteressen beider Seiten, 
Verhandlungen auf der Grundlage der Gleichbe

-

rechtigung, Verzicht auf Überlegenheit, auf militäri-
sche Potentiale, die über die legitimen Verteidi-
gungserfordernisse hinausgehen, anerkannt. 

Es wird jetzt darauf ankommen, Fehleinschät-
zungen, Mißverständnisse wie in der Vergangenheit 
zu vermeiden und statt dessen Realitätssinn und 
Berechenbarkeit zur Grundlage der Ost-West-Be-
ziehungen zu machen. Deshalb erwarten wir, daß 
beide Seiten Strukturen für regelmäßige Konsulta-
tionen verabreden werden, in denen nicht nur über 
Waffen, sondern über den ganzen Bereich der ge-
genseitigen Beziehungen gesprochen wird, wie es 
Präsident Reagan in seiner UNO-Rede vorgeschla-
gen hat. 

Für uns Europäer wird es wichtig sein, daß wir 
unseren Einfluß ausüben. Das ist in Washington 
vereinbart worden. Wir müssen im übrigen darauf 
achten, daß die mehrseitigen Verhandlungen in 
Stockholm, in Wien, aber auch die CD-Verhandlun-
gen in Genf, bei denen wir ja direkt am Verhand-
lungstisch sitzen, nicht in den Schlagschatten der 
Gespräche der beiden Großen hineingeraten, son-
dern von uns auch weiter aktiv gefördert werden. 
Für uns Europäer ist selbstverständlich das Ge-
spräch über die Atomwaffen mittlerer Reichweite 
besonders wichtig. Ich kann hier für die Fraktion 
nur die Erklärung unterstützen, die die Bundesre-
gierung abgegeben hat. 

Lassen Sie mich etwas zu den Weltraumwaffen 
sagen. Das hat bei den Gesprächen auf der Seite 
des Warschauer Pakts in den letzten Tagen, aber 
auch in der Rede des Kollegen Wischnewski eine 
wichtige Rolle gespielt. Ich möchte hier für die 
Fraktion hinsichtlich der Frage von Raketenab-
wehrsystemen folgendes sagen. Wir haben unsere 
Erwartungen deutlich umrissen: 

Erstens. Es müssen eine lückenlose Information 
der europäischen Verbündeten durch unseren ame-
rikanischen Bündnispartner und eine ständige ge-
genseitige Konsultation in dieser Frage gewährlei-
stet sein. Dies ist erreicht worden. 

Zweitens haben wir uns für eine möglichst früh-
zeitige Aufnahme von Verhandlungen über diese 
Waffen ausgesprochen, um so einen Rüstungswett-
lauf in diesem Bereich zu vermeiden. Diese Ver-
handlungen sind heute absehbar. 

Drittens sollten diese Verhandlungen das gesamt-
strategische Verhältnis berücksichtigen, d. h. es 
sollten entscheidende Reduktionen bei den nuklea-
ren Arsenalen bei gleichzeitiger Vermeidung eines 
Rüstungswettlaufs bei den Raketenabwehrsyste-
men erreicht werden. 

Diesem Verhandlungsansatz kann die neue Form 
des beabsichtigten amerikanisch-sowjetischen Rü-
stungskontrolldialogs gerecht werden. Ein solcher 
Ansatz wird allerdings unter der Schwierigkeit ste-
hen, daß im Bereich der nuklearen Arsenale über 
vorhandene Systeme verhandelt werden kann, wäh-
rend sich die neue mögliche Generation von Rake-
tenabwehrsystemen noch im Forschungsstadium 
befindet. Dennoch bestehen nach meiner Einschät-
zung schon heute auch für diesen Bereich Verstän-
digungsmöglichkeiten. So könnten beide Seiten 
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etwa prinzipiell vereinbaren, daß die strategische 
Stabilität langfristig durch eine Kombination von 
Begrenzungen bei Raketen wie bei Abwehrsyste-
men gestärkt werden soll. 

Weiterhin könnten die für diesen Bereich zutref-
fenden und bereits bestehenden Verträge in ihrer 
Gültigkeit prinzipiell bestätigt werden. Ich denke 
dabei an den ABM-Vertrag und den Weltraumver-
trag. Zusätzlich könnten beide Seiten einen Infor-
mationsaustausch über ihren jeweiligen For-
schungsstand vereinbaren. Ich glaube, daß dies der 
richtige Ansatz ist. Niemand wird und kann For-
schungen auf der einen oder anderen Seite behin-
dern, aber wichtig ist, daß geforscht und verhandelt 
wird und daß es keine einseitigen Entwicklungen 
gibt, die zu Destabilisierungen führen. 

(Frau Dr. Däubler-Gmelin [SPD]: Man 
kann nein sagen zu diesen Waffen!) 

— Sie können so viel nein sagen, wie Sie wollen. 
Dadurch wird die Forschung nicht aufgehalten und 
ist auch die Forschung in der Sowjetunion in den 
vergangenen Jahren nicht aufgehalten worden, 
gnädige Frau. Es ist wichtig, zu forschen und zu ver-
handeln, um Destabilisierung zu vermeiden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Es klingt 
wie von Dr. Seltsam, was Sie da erzählen!) 

Nun lassen Sie mich aus der Sicht der Fraktion 
noch etwas zu dem Ergebnis des Dubliner Gipfels 
sagen, der in der Tat den weiteren Weg für die Ver-
handlungen mit Spanien und Portugal geebnet hat. 
Ich unterstreiche noch einmal: Sie haben sich da-
mals ein bißchen über eine Wertung des Stuttgarter 
Gipfels auch durch mich gewundert. Aber schauen 
Sie einmal historisch zurück. Da zeigt sich doch, 
welche außerordentliche Leistung auf diesem Stutt-
garter Gipfel vollbracht worden ist. Es hat sich als 
richtig erwiesen, die Dinge in ein Paket zu bringen. 
Heute können wir feststellen, daß die Agrarmarkt-
ordnung zum Teil einschneidend reformiert wurde. 
In Dublin wurde jetzt das Versprechen eingelöst, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Der Sohn 
vom Enkel sind Sie!) 

eben nicht nur bei der Produktion der sogenannten 
Nordprodukte, die besonders uns betrifft, sondern 
auch bei den Südprodukten Grenzen zu setzen. 
Schließlich ist man auf dem Weg der Haushaltsdis-
ziplin ein gutes Stück vorangekommen. Es hat sich 
als entscheidend richtig gezeigt, daß es für eine ter-
mingerechte Süderweiterung unumgänglich und 
eine sehr weitsichtige Entscheidung war, ein Junk-
tim zwischen dem Beitritt Spaniens und Portugals 
und der Mehrwertsteuererhöhung zu vereinbaren. 
Also die Weichen sind hier in Stuttgart aus der 
historischen Betrachtung der letzten eineinhalb 
Jahre völlig richtig gestellt worden. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Auf diesen 
Satz hin müssen Sie aber schnell trinken!) 

— Ich würde mir wünschen, Sie würden mit mir 
zusammen auf die erfolgreiche Europapolitik der 

Bundesregierung mit Wasser anstoßen, Herr Fi-
scher. 

(Heiterkeit bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Wenn der Präsident 
nichts Besseres zu tun hat! — Horacek 

[GRÜNE]: Warum nicht mit Wein?) 

Ich kann nur sagen, Herr Fischer: Wenn es ein 
Ideal für die junge Generation in diesem Land gibt, 
dann ist es Europa. Das große Defizit, das Sie dort 
mit manchen linken nationalen Anfechtungen im 
Bereich der GRÜNEN haben, ist schrecklich veral-
tetes 19. Jahrhundert im Vergleich zur modernen 
Europa-Konzeption der CDU. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Fischer 
[Frankfurt] [GRÜNE]: Man sehe Sie, Herr 

Rühe! Man sehe Sie!) 

— Darauf trinke ich noch einen Schluck. 

Hier ist zu Recht etwas beklagt worden. Auch die 
Beteiligten einschließlich des Herrn Bundeskanz-
lers haben sich beklagt, wie sie sich mit technischen 
Detailfragen herumschlagen mußten, etwa mit der 
Weinordnung. Aber ich sage noch einmal: Das sind 
eben nur scheinbar Nebensächlichkeiten, wenn 
man hier so bequem im Bundestag sitzt. 

(Horacek [GRÜNE]: Wie lange sitzen Sie 
schon? — Zuruf des Abg. Fischer [Frank

-

furt] [GRÜNE]) 

Aber da sind natürlich Tausende von Existenzen in 
Italien und in Spanien betroffen. Ich sage das kri-
tisch in alle Richtungen. Wir haben es doch selbst 
gespürt. Sehen Sie mal die Diskussion über die 
Milch. Auch da kann man sagen: Das sind techni-
sche Detailfragen. Sie gucken da gelangweilt in die 
Runde. 

(Grunenberg [SPD]: Wer schafft denn die 
Probleme?) 

Aber davon sind Zehntausende von Existenzen be-
troffen. 

(Grunenberg [SPD]: Wer gefährdet denn 
hier?) 

Deswegen würde eine Europapolitik ihr Ziel verfeh-
len und ihrer Verantwortung nicht gerecht werden, 
die großzügig darüber hinweggeht 

(Grunenberg [SPD]: Sie haben es doch ge

-

fordert!) 

und ständig nur auf den Horizont des Jahres 2000 
schaut. Auch diese Aufgabe muß geleistet werden. 
Und sie ist in Dublin erfolgreich geleistet worden. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Das ist der 

kämpferische Rühe!) 

Allerdings — und dafür hat der deutsche Bundes-
kanzler immer wieder gesorgt — darf der Blick auf 
die Zukunft der Europäischen Gemeinschaft nicht 
verstellt werden. Wir müssen vermeiden — und 
daran sollten alle mitwirken —, daß in unserer Be-
völkerung wegen dieser schwierigen Fragen der 
Wert und die Bedeutung dieser Gemeinschaft über- 
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sehen werden, um die uns viele außerhalb der EG 
beneiden. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU 
und der FDP) 

Es ist richtig: Man muß erst nach Peking und an-
derswo hinfahren, um zu wissen, welche bedeu-
tende Rolle diese Gemeinschaft in der Welt spielt. 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Dann 
nichts als hin nach Peking!) 

Dieser freiwillige Zusammenschluß freier Demo-
kratien ist nicht nur aus Gründen der wirtschaftli-
chen Konkurrenzfähigkeit notwendig, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie sollten 
nach Ulan Bator fahren!) 

Je geschlossener die Europäer sind, desto stärker 
ist unsere Position auch im Bündnis und in der 
Welt. 

Schließlich dürfen — da hören Sie mal gut zu!  — 
die  entwicklungspolitischen Leistungen der Euro-
päischen Gemeinschaft nicht übersehen werden. 
Sie leistet in der Welt bei weitem die stärkste Ent-
wicklungshilfe. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

2,3 Milliarden DM gehen von ihr als bi- und multila-
terale Hilfe allein in die sogenannten AKP-Staa-
ten. 

Dies ist nicht nur eine wichtige humanitäre Lei-
stung, die ohne die Wirtschafts-, Technologie- und 
Finanzpolitik der Europäischen Gemeinschaft gar 
nicht denkbar wäre — das muß ich einmal in Ihre 
Richtung sagen —, 

(Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 

sondern auch ein gutes und wichtiges Stück der 
Weltaußenpolitik, das wir nur gemeinsam in der 
Europäischen Gemeinschaft verwirklichen können. 
Dies sollten wir unserer Bevölkerung und gerade 
der jungen Generation immer wieder vor Augen 
führen, die sich ja für Fragen dieser Entwicklungs-
hilfe interessiert. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Es besteht kein Zweifel darüber, daß wir uns ver-
stärkt mit den Fragen befassen müssen, was die EG 
will, wohin sie will. Aber wir können doch nicht das 
Haus aufbauen, wenn wir nicht das entsprechende 
Fundament dafür gelegt haben, so mühselig und so 
wenig spektakulär der Bau des Fundamentes im 
einzelnen dann auch sein mag. 

Ein wichtiger Schritt dafür ist der Zwischenbe-
richt des Ad-hoc-Ausschusses für institutionelle 
Fragen. Die CDU/CSU-Fraktion begrüßt es, daß es 
trotz unterschiedlicher Auffassungen der einzelnen 
Mitgliedstaaten zur Abgabe eines gemeinsamen Be-
richts gekommen ist. Wir erwarten jetzt, daß alle 
Anstrengungen unternommen werden, damit der 
Ausschuß auch in den bisher abweichenden Stand-
punkten bis zur Vorlage seines Abschlußberichts 

für die Beratungen des Europäischen Rates im Juni 
in Rom zu einem einstimmigen Votum kommt. 

(Beifall der Abg. Frau Dr. Hellwig [CDU/ 
CSU]) 

— Ich würde mir wünschen, daß nicht nur die Vor-
sitzende der Europakommission dieses Hauses dies 
unterstützt. Das schaffen wir nur, wenn alle mitwir-
ken 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

und niemand sagt: Laßt das die Europäer machen; 
wir kümmern uns um unseren Wahlkreis und nur 
um die — angeblich — nationalen Interessen. Es ist 
ein zutiefst nationales deutsches Interesse, daß wir 
in diesen europäischen Fragen vorankommen. 

Deswegen zum Schluß noch einmal ein Wort des 
Dankes an die Bundesregierung, den Bundeskanz-
ler, den Bundesaußenminister, aber auch alle dieje-
nigen, die — dies sage ich mit Blick auf die Wa-
shingtoner Erklärung — über viele Monate hinweg 
in für sie nicht sichtbarer Arbeit den Grundstein für 
einen zu diesem Zeitpunkt nicht selbstverständli-
chen Besuch des Bundeskanzlers in Washington ge-
legt haben, der aber überall in der Welt — ich habe 
es letzte Woche auch in Budapest gespürt — ver-
standen worden ist, 

(Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]: Was spüren 
Sie denn im Bundestag, Herr Rühe?) 

und zwar im Hinblick auf das besondere Gewicht, 
aber auch die besondere Verantwortung, die die 
deutsche Außenpolitik heute überall in Ost und 
West zu tragen hat. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Präsident Dr. Jenninger: Das Wort hat die Abge-
ordnete Frau Kelly. 

Frau Kelly (GRÜNE): In diesen Tagen kann es 
einem angst und bange werden. Die Geschmacklo-
sigkeit der etablierten Politik nimmt ständig zu. Die 
Tagung in Dublin — vielleicht sollten Sie zuhören 
— der EG-Staats- und Regierungschefs fand im 
Dubliner Castle statt, von dem aus die Briten jahr-
hundertelang Irland wie eine Kolonie beherrscht 
und die Iren auch wie Untermenschen behandelt 
hatten. In Dublin, der Hauptstadt eines neutralen 
Landes, das trotzdem EG-Mitglied ist — Neutralität 
ist also in der EG doch möglich —, sah es aus wie in 
einem bürgerkriegsbedrohten Land. Die Straßen 
der Innenstadt waren weiträumig abgesperrt — in 
diesem Europa der Bürger —, die Anwohner, die 
Sonderausweise hatten, wurden kontrolliert, auf 
den Dächern Dublins waren Scharfschützen und 
auf dem Flughafen Dublins — in einem neutralen 
Land — Boden-Luft-Raketen. Und „Die Welt" be-
richtete am 5. Dezember über das martialische 
Feldgeschrei aus nationalen Lagern am Vorabend 
des Gipfeltreffens. 

Doch was ist eigentlich auf dem Dubliner Gipfel 
geschehen? Die Schlacht um die Seele Europas 
wurde in Dublin nicht ausgetragen, sondern auf die 
spätere Zukunft — in Rom — verschoben. In Rom 
im nächsten Juni — so Helmut Kohl — müsse für 
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Frau Kelly 
die Zukunft Europas unabdingbar die Stunde der 
Wahrheit schlagen. Aber warum rücken Sie mit der 
Wahrheit nicht heute heraus? 

Sie haben über die wirtschaftliche und soziale 
Lage in den EG-Staaten gesprochen. Sie haben 
schon wieder über ein energisches Vorgehen gegen 
Inflation und Jugendarbeitslosigkeit gepredigt. Sie 
haben auch — wenngleich nur kurz — das Thema 
Umweltschutz gestreift. Immerhin haben Sie in 
Dublin festgestellt, daß es ein gewachsenes Um-
weltbewußtsein gibt. Vielleicht haben aber gerade 
diejenigen in Europa dazu beigetragen — DIE 
GRÜNEN —, die seit einigen Wochen und Monaten 
von Ihrer Seite, von seiten der CDU/CSU, wie ge-
rade vorhin in die Nähe von Faschisten und Natio-
nalsozialisten gerückt und als Grünhemden diffa-
miert und beleidigt werden. 

Zum Ausbau der europäischen Institutionen hat 
man in Dublin einen Fahrplan festgelegt, der — 
wenn möglich — in Beschlüsse münden soll. Es wa-
ren gerade die Vertreter dieser Bundesregierung, 
die diesen Prozeß mit der Frage nach dem Verteidi-
gungsbeitrag der EG-Partner verknüpft haben. Es 
gehe j a wohl nicht an — das haben Sie gesagt, Herr 
Kohl —, daß die einen nur Handel betreiben und 
sich ihre Sicherheit von anderen organisieren las-
sen. 

So möchte ich Sie hier und heute ausdrücklich 
fragen: Wie ist es um die Neutralität des EG-Staates 
Irland bestellt? Wollen Sie auch hier NATO-erpres-
serische Politik betreiben, um auch dieses kleine 
Land in die NATO zu bringen? 

Mit Ach und Krach ist es den Regierungschefs in 
Dublin wohl gelungen, für die Aufnahme Spaniens 
und Portugals in die Gemeinschaft die sogenannten 
letzten Hürden aus dem Weg zu räumen. Sie sollten 
hier aber auch ehrlich darstellen, wie der EG-Bei-
tritt Spaniens und Portugals mit der NATO und der 
Westeuropäischen Union zusammenhängt. 

Am Beispiel Spaniens zeigt sich, in welch star-
kem Maße die EG bereits zur NATO-Säule gewor-
den ist. Ist es nicht so, daß das Verbleiben Spaniens 
innerhalb der NATO als heimliche Voraussetzung 
für die von Spanien angestrebte Aufnahme in die 
Europäische Gemeinschaft gelten muß? Felipe Gon-
zález, der sich einst klar und deutlich gegen die 
NATO ausgesprochen hat, ist heute zu einem wich-
tigen Verfechter der NATO geworden. Ein Referen-
dum über die Fortsetzung dieser Mitgliedschaft soll 
noch stattfinden. Aber wir, die GRÜNEN, befürch-
ten, daß nicht die NATO-Mitgliedschaft selbst zur 
Debatte stehen wird, sondern nur der Grad der In-
tegration Spaniens. González hat selber schon be-
gonnen, die Verknüpfung der EG mit der NATO und 
der WEU zu akzeptieren und sie gegenüber Brüssel 
zu einem Druckmittel zu gebrauchen. Ich glaube, 
hier hat die SPD tüchtig mitgeholfen. 

So hat die Regierung González unter dem erpres-
serischen Druck der Bundesregierung die Philoso-
phie der Blockfreiheit und Neutralität aufgegeben 
und läßt sich nun von der Politik der Sachzwänge 
erdrücken. Das wichtigste Argument für die NATO 
bleibt für Herrn González der Vorteil, den sich die 

Spanier aus einer Mitgliedschaft in der EG erhof-
fen. So wurde am Beitrittsdatum 1. Januar 1986 
festgehalten. 

Dieser Verlauf in Dublin macht deutlich und of-
fenkundig, wie sehr in Europa und in dieser Ge-
meinschaft alles nur noch vordergründige Taktik 
ist, es den Delegationen lediglich darum geht, wie-
viel man für sich herausschlagen kann. Genau das 
spiegelt die Krankheit der EG wider, die sich in der 
Finanzierung des Agrarmarktes erschöpft und 
nicht in der Lage ist, eine Reform des Agrar-
marktes vorzunehmen. 

Es ist für mich unerklärlich, wie man es europäi-
sche Politik nennen kann — aber davon heute kein 
Wort —, wenn das Europa der 10 heute jährlich 
rund 160 Millionen Hektoliter Wein produziert, wo-
von 120 Millionen verkauft werden. Nirgens wird in 
der Tat Europas Elend mit dem Überfluß so augen-
fällig wie bei der Vernichtung von Obst und Gemü-
se. Dazu gab es heute morgen kein Wort in Ihrer 
Erklärung, Herr Kohl. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Die anderen Agrarüberschüsse der EG — etwa 42 
Millionen Tonnen Getreide in diesem Jahr, 1,2 Mil-
lionen Tonnen Butter, 1 Million Tonnen Mager-
milchpulver und 470 000 Tonnen Rindfleisch — ver-
schwinden in Silos und Kühlhäusern — Hauptsa-
che, das Zeug ist weg. Mit der Verordnung Nr. 9254/ 
84 haben die Bürokraten der Brüsseler EG-Kom-
mission den Hausfrauen und Hausmännern recht-
zeitig zum Weihnachtsfest noch ein scheinbar nob-
les Geschenk gemacht. Sie werfen 200 000 Tonnen 
Lagerbutter zu stark reduzierten Preisen auf den 
Markt, davon allein bei uns 50 000 Tonnen. Diese 
Aktion ist ein zweifelhaftes Geschenk. Als Steuer-
zahler muß der Verbraucher die Verbilligung der 
Butter selbst finanzieren. Schlimmer noch: Durch 
das Unternehmen Weihnachtsbutter lassen sich we-
der die 1,25 Millionen Tonnen des Butterberges ab-
tragen noch die Milliardenkosten für Lagerung und 
Verwaltung nennenswert senken. Auch hierzu kein 
einziges Wort! 

Wann werden es diese Minister endlich schaffen, 
auf den Zusammenhang zwischen dem Überfluß-
konsum, der agrarischen Überflußproduktion in der 
EG und dem Hunger in der Dritten Welt hinzuwei-
sen? Die Dritte-Welt-Bewegung in der Bundesrepu-
blik und die evangelische Kirche haben dies wenig-
stens deutlich gemacht, besonders, daß der Genuß 
von Fleisch in Europa mit dazu führt, daß wichtige 
Anbauflächen für pflanzliche Nahrungsmittel in 
Entwicklungsländern verlorengehen, weil es für die 
Großgrundbesitzer dort profitabler ist, Exportfut-
termittel zu produzieren. Wir sollten, Herr Kohl — 
leider ist er nicht da —, nicht die internationalen 
militärischen Eingreiftruppen der Amerikaner und 
der Franzosen begrüßen. Wir sollten eher daran 
denken, eine europäische Eingreiftruppe für Nah-
rungsmittelhilfe wie im Falle Äthiopien zu schaf-
fen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies wäre das elementare Gebot der Nächstenliebe 
und auch unserer Selbstachtung. 
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Frau Kelly 
Die EG-Kommission scheint aber sehr müde zu 

sein und macht nur bescheidene Reformanläufe. 
Gaston Thorn warnt vor einem Zerfall der Gemein-
schaft und sagt, daß der EG-Geist zum Handelsob-
jekt degeneriert ist. Dieser Gemeinschaftsgeist de-
generiert gerade dort, wo es um konkrete Verbesse-
rung der Lebens- und Arbeitsbedingungen der euro-
päischen Bürger geht. Aber er degeneriert nicht an 
der Stelle, wo es um Kapitalverflechtung und freien 
Warenverkehr, um den eigenen wirtschaftlichen 
Nutzen geht. Die EG hat zwar nur 6 % der Weltbe-
völkerung, jedoch 22 % der Weltwirtschaftsleistung, 
36 % des Welthandels und 37 % der Weltwährungs-
reserven. Das Motiv, Portugal und Spanien in die 
EG aufzunehmen, hat mit eigenem wirtschaftlichen 
Nutzen für die Bundesrepublik und für die EG zu 
tun. Es geht — wie es in diesem Bericht heißt —
„um die Öffnung des spanischen und portugiesi-
schen Marktes und seiner Entwicklungspotentiale". 
Es geht darum, daß über Spanien und Portugal ein 
leichterer Zugang zu den lateinamerikanischen 
Märkten erwartet wird. — Auch hierzu kein offenes 
Wort! 

Es geht auch darum, die Regionen Afrikas, Nord-
afrikas und den Fernen Osten zu erschließen. Der 
Bericht sagt ganz deutlich, daß die Beziehungen der 
Bewerberländer dazu beitragen würden, das Ge-
wicht der Gemeinschaft in der Weltpolitik zu erhö-
hen. So bleibt die EG eine Gemeinschaft der Rei-
chen und der Starken, nicht nur im Innern, sondern 
auch in den Beziehungen zueinander und zur Drit-
ten Welt. 

Wenn neue Staaten in die Gemeinschaft, in die 
EG eintreten, dann profitieren in erster Linie die 
bisherigen EG-Staaten. Eines hat dieses Europa, 
das wir in dieser Form ablehnen, klargemacht: Das 
Kapital arbeitet gern im dunkeln, demokratische 
Kontrolle dagegen ist störend. So treffen der Euro-
päische Rat und die Ministerräte Entscheidungen 
hinter verschlossenen Türen, die für alle Bürger der 
EG bindende Gesetzeskraft haben. Es ist hier vor-
hin zwar von demokratischen europäischen Staaten 
gesprochen worden, doch sind die Entscheidungen 
in Brüssel parlamentarisch nicht kontrolliert. Wo 
bleiben denn die Einschränkungen des nationalen 
Vetorechts, die Rückkehr zu Mehrheitsentscheidun-
gen und eine echte Mitwirkung des Europäischen 
Parlaments? 

In dem Kampf um Europas Seele geht es um 
etwas ganz anderes — auch das an die Adresse der 
SPD —: Es geht um die Militarisierung dieser Ge-
meinschaft! Europa ist dabei, seine Eigenständig-
keit zu errüsten. Ist das die moderne Europakon-
zeption? Diese lehnen wir ab. Wer die WEU-Be-
richte zur Militarisierung im Weltall zur Kenntnis 
nimmt, weiß, wohin die Reise geht. Einfluß haben 
wollen soll nicht heißen, selber Supermacht werden 
zu wollen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Dies auch an die Adresse der SPD. 

Ich komme zum Schluß: Jeder weiß, wie eng die 
Süderweiterung der EG und die NATO-Mitglied-
schaft miteinander verknüpft sind. Wir wissen, wie 
die Bundesregierung es verstanden hat, diese Kop

-

pelung zu erzwingen. Das, was jetzt noch hinzu-
kommt und von dieser Regierung bestimmt begrüßt 
wird, ist der Beitritt Spaniens und Portugals zur 
WEU. Wir lehnen auch diesen Beitrag ab. Denn die 
WEU ist ein Bündnis, das im Konfliktfall automa-
tisch eine militärische Beistandspflicht vorsieht. 

Ich möchte zu allerletzt darauf hinweisen, daß 
hier von der Regierungsseite auch kein Wort dazu 
gesagt worden ist, daß das Pentagon und das State 
Department die Spanier aufgefordert haben, die La-
gerung von Neutronenwaffen zu veranlassen. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Vizepräsident Westphal: Frau Abgeordnete, ich 
muß Sie unterbrechen. Ihre Redezeit ist zu Ende. 

Das Wort hat der Abgeordnete Ronneburger. 

Ronneburger (FDP): Herr Präsident! Meine Da-
men und Herren! Natürlich gehört es zu den Aufga-
ben und auch zum Selbstverständnis der Opposi-
tion, Regierungspolitik kritisch zu begleiten und ihr 
auch zu opponieren. Das ist das gute Recht, j a, es ist 
die Pflicht der Opposition. Aber das alles hat ja 
wohl eine ganz bestimmte Voraussetzung, nämlich 
daß sich diese Kritik am Regierungshandeln auf 
eine alternative, von diesem Regierungshandeln ab-
weichende Vorstellung gründet. Wenn ich mir das 
in die Erinnerung rufe, was Herr Kollege Wi-
schnewski heute, aber auch Frau Kelly hier soeben 
ausgesprochen hat, dann bedaure ich zwei Dinge. 

Erstens. Diese Alternative zum Regierungshan-
deln, Herr Kollege Wischnewski, ist im Grunde ge-
nommen nicht zum Ausdruck gekommen, 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Sie ha-
ben nicht zugehört!) 

dies schon deswegen nicht, weil diese Bundesregie-
rung Ziele verfolgt, hinsichtlich derer wir früher 
gemeinsam der Meinung waren, daß sie im Inter-

, esse unseres Staates, der Bundesrepublik Deutsch-
land, und ihrer Bürger liegen. 

Das zweite ist eben, daß diese Erfolge genau auf 
dem Gebiet zu verzeichnen sind, das ja dieser Bun-
destag, das Parlament der Bundesrepublik Deutsch-
land, in den vergangenen Jahren — und nicht erst 
seit etwa zwei Jahren — gemeinsam festgelegt hat. 
Es ist völlig unbestreitbar, daß die Bundesregierung 
auf allen drei Gebieten, die hier jetzt in einer ver-
bundenen Debatte behandelt werden, Erfolge vor-
weisen kann. Die Opposition, meine Damen und 
Herren, würde glaubwürdiger, wenn sie gelegent-
lich auch einmal die Punkte zumindest anerkennen 
— wenn auch nicht übernehmen — würde, hinsicht-
lich derer diese Erfolge nachweisbar vorhanden 
sind. Es kann nicht ausreichen, daß die Opposition 
Wasser auf die Mühlen derer gießt, die im Grunde 
genommen nur eine Bestätigung ihrer bereits vor-
handenen Vorurteile suchen, mögen diese Vorur-
teile auch noch so unhaltbar sein, wie ich es der 
Frau Kollegin Kelly nun heute auch einmal sehr 
deutlich sagen muß. 

Haben wir eigentlich gestern eine Aktuelle 
Stunde über Äthiopien und über andere afrikani-
sche Länder und über die Situation dort gehabt? 
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Haben wir uns mit den Problemen dieser Länder 
beschäftigt? Haben wir darauf hingewiesen, in wel-
cher Weise gerade eine Institution, eine Einrich-
tung, der Frau Kelly ja nun zweifellos sehr kritisch 
gegenübersteht, nämlich die Bundeswehr, hier ein-
gesetzt ist, um unmittelbare Not mit allem, was wir 
dazu tun können, zu lindern? 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Herr Kollege Wischnewski, soll hier von Ihrer 
Seite her der Erfolg von Dublin im Grunde genom-
men als Geschäftigkeit der europäischen Krämer-
seele minimiert werden? Sie haben diesen Aus-
druck heute morgen wörtlich gebraucht. Ich glaube, 
dann verkennt Ihre Aussage die Bedeutung der Ei-
nigung über das Weinproblem. Sie haben davon ge-
sprochen, es geht offenbar um Tomaten, um Oliven, 
um Wein. Die Bedeutung dessen, was in Dublin ge-
schehen ist, geht tatsächlich weit über diese wirt-
schaftlichen Einzelfragen hinaus und muß natür-
lich darüber hinausgehen. Das, was hier von „Krä-
merseele" gesprochen worden ist, kann ja im übri-
gen in der Bevölkerung auch unseres Landes wohl 
keine positive Stimmung für Europa erzeugen, son-
dern eher das Gegenteil. Ich frage die Opposition 
dieses Hauses wirklich, ob es das ist, was sie will. 
Europa und seine Zukunft sollte eigentlich zu 
schade sein für solche innenpolitischen Profilie-
rungsversuche. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zuruf des Abg. Fischer [Frankfurt] [GRÜ

-

NE]) 

Tatsache, meine Damen und Herren, ist folgen-
des. Nachdem die EG-Außenminister schon in Lu-
xemburg einen wichtigen Engpaß des Weges zum 
Beitritt von Portugal und Spanien freigeschaufelt 
hatten, ist es jetzt in Dublin gelungen, über die 
getroffene Regelung die Handlungsfähigkeit der 
EG erneut unter Beweis zu stellen. Wenn Sie heute, 
Herr Kollege Wischnewski, von einer Krise spre-
chen, dann muß doch wohl einmal hier vor diesem 
Hohen Hause gesagt werden: auch in der Vergan-
genheit ist der Weg der Europäischen Gemeinschaft 
nicht etwa wie auf einer Treppe Stufe um Stufe 
nach oben gegangen, sondern auch in den Jahren 
zwischen 1969 und 1982 hat es Rückschläge und 
Situationen gegeben, die von der damaligen Opposi-
tion als Krisen bezeichnet worden sind. Aber für 
Dublin — täuschen wir uns doch bitte nicht — war 
das mögliche Innehalten des vorgesehenen Ein-
trittsdatums von Spanien und Portugal wichtiger 
für die Glaubwürdigkeit, für die Handlungsfähig-
keit, für die Zukunft der Europäischen Gemein-
schaft, als es zu diesem Zeitpunkt und an diesem 
Ort Probleme der europäischen politischen Zusam-
menarbeit sein konnten. Denn das, was hier gesche-
hen ist — vermeintlich das Handeln von Krämer-
seelen —, schafft eine der ganz entscheidenden Vor-
aussetzungen dafür, daß bei dem zukünftigen Weg 
der Europäischen Gemeinschaft diese auf eine Eu-
ropäische Union und auf eine europäische politi-
sche Zusammenarbeit überhaupt hinauslaufen 
kann. 

Ich würde der Frau Kollegin Kelly, die nach ih-
rem Beitrag den Saal leider verlassen hat, 

(Zuruf von der CDU/CSU: So macht sie das 
immer!) 

an dieser Stelle gern noch einmal folgendes sagen. 
Man mag der Europäischen Gemeinschaft in bezug 
auf den Beitritt der beiden — — 

(Fischer  [Frankfurt] [GRÜNE]: Sie müssen 
sich auch beim Kanzler beschweren, der 
mit seinen 200 kg Lebendgewicht auch da

-

vongetrabt ist!) 

— Also, ich will Ihnen das eine sagen, Herr Kollege 
Fischer. Sie werden mich nicht dabei erwischt ha-
ben, daß ich in einer Debatte gesprochen und diese 
Debatte nicht bis zum Ende mit angehört habe. Ma-
chen Sie Vorwürfe, wem Sie wollen, aber nicht 
mir. 

(Beifall bei der FDP, der CDU/CSU und der 
SPD — Zuruf von der SPD: Herr Ronne

-
burger, Sie sind ja auch ein Ehrenmann! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Ja, das ist er! — 
Zuruf von der CDU/CSU: Jetzt kommt sie 

wieder!) 

Frau Kollegin Kelly, man mag der Europäischen 
Gemeinschaft in bezug auf die Zielsetzung der Er-
weiterung der Gemeinschaft unterstellen, was man 
will, man mag von der Öffnung des Weges nach 
Nordafrika, man mag von NATO-Interessen spre-
chen, was auch immer man will — Tatsache bleibt, 
daß die Entscheidung für den Beitritt — sei es zur 
NATO oder sei es zur Europäischen Gemeinschaft 
— eine Entscheidung dieser Völker und dieser Staa-
ten selbst ist. Wir zwingen niemanden. Wir sind 
höchstens in der Lage, den demokratischen Staaten 
in Europa den Weg in diese Gemeinschaften hinein 
zu öffnen. Sie haben selbst von dem zu erwartenden 
Referendum in Spanien gesprochen. Der Weg für 
diese Entscheidung kann geöffnet werden. Die Ent-
scheidung ist eine Sache dieser Staaten und ihrer 
Bürger selbst. 

Ich glaube, daß es eine wichtige Überlegung ist, 
daß im Grunde genommen, wie es auch die Europa-
kommission dieses Hohen Hauses gesagt hat, mit 
dieser Süderweiterung Probleme für die Europäi-
sche Gemeinschaft verbunden sind und daß man 
dennoch aus bestimmten politischen Gründen diese 
Schwierigkeiten in Kauf nimmt um dieser nun de-
mokratischen Länder willen. 

Die Europakommission — vielleicht sollte das 
hier auch einmal zitiert werden — hat in ihrer Ent-
schließung gesagt: 

Sie betont die politische und wirtschaftliche 
Bedeutung der Erweiterung der Gemeinschaft 
um Spanien und Portugal als einen histori-
schen Schritt für die Zukunft Europas. 

An einem anderen Punkt sagt sie: 

Sie hält es daher für wesentlich, daß der Rat 
die Beitrittsverhandlungen so bald wie möglich 
zum Abschluß bringt, damit nach Durchfüh-
rung der nationalen Ratifizierungsverfahren 
Spanien und Portugal zum 1. Januar 1986 der 
Gemeinschaft beitreten können. 
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Ronneburger 
Das ist es, was uns bewegt, wenn wir an diese 

Süderweiterung denken und wenn wir an so ver-
meintlich banale Schwierigkeiten denken wie Oli-
ven, Tomaten oder Wein. — Herr Kollege Fischer, 
selbst wenn ich Sie langweile; ich nehme das in 
Kauf. 

(Fischer [Frankfurt] [Grüne]: Das bezog 
sich nicht auf Sie! Das war eine rein phy

-

siologische Reaktion!) 

— Also: Das Gähnen war kein Argument. Gut. 

Die deutsche Weinproduktion mag mit einem 
Marktanteil von 1 % kein entscheidendes Argument 
in dieser Auseinandersetzung gewesen sein. Aber 
die Tatsache, daß wir mit dem Bundeskanzler einen 
weinpolitischen Spezialisten in Dublin am Tisch sit-
zen hatten, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Zustimmung bei der SPD — Zuruf des Abg. 

Fischer [Frankfurt] [GRÜNE]) 

hat zumindest, Herr Bundeskanzler, dazu geführt, 
daß die Interessen der deutschen Winzer auch in 
einer so schwierigen Verhandlung wahrgenommen 
wurden. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Es ist in diesen Verhandlungen gleichzeitig gelun-
gen, eine wichtige, schwierige und hohe Hemm-
schwelle für die Süderweiterung der Europäischen 
Gemeinschaft aus dem Weg zu räumen. 

Dieser 1. Januar 1986 ist ein entscheidendes Da-
tum bei der Fragestellung: Ist diese Europäische 
Gemeinschaft handlungsfähig? Ist sie glaubwürdig? 
Hat sie eine Zukunft? Ich bin dankbar dafür, daß es 
gelungen ist, dies in so überzeugender Weise in 
Dublin darzustellen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Lassen Sie mich, da es eine verbundene Debatte 
ist, etwas abweichend von der bisherigen Reihen-
folge einige Worte zu dem Besuch in den USA sa-
gen. Herr Wischnewski, ich war etwas erstaunt dar-
über, daß Sie nachgezählt haben: fünf Besuche in 
den USA, ein offizieller Arbeitsbesuch in Moskau. 
Vielleicht haben Sie überhört, daß der Bundeskanz-
ler gesagt hat, daß er gemeinsam mit dem Außen-
minister auf Einladung des amerikanischen Präsi-
denten in den USA war. 

Sie sollten doch ein gewisses Verständnis dafür 
haben, daß Bündnispartner öfter miteinander re-
den 

(Wolfram [Recklinghausen] [SPD]: Das ist 
doch nicht das Problem!) 

als unter Umständen einzelne Mitglieder des Bünd-
nisses mit der Führungsmacht des anderen Bünd-
nisses. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU — 
Dr.  Diederich [Berlin] [SPD]: Reduzieren 
Sie das Problem nicht auf eine protokolla

-

rische Frage! Das ist keine protokollari

-

sche Frage!) 

— Nein, das ist überhaupt keine protokollarische 
Frage, sondern das ist eine inhaltliche Frage. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: So ist es!) 

Ich weiß nicht, was daran Protokoll ist, wenn die 
Staaten, die in einem Bündnis zusammengeschlos-
sen sind, ihre Interessen und sie betreffende Fra-
gen aufeinander abstimmen. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Es sollte selbstverständlich sein, daß sie das unter 
Umständen häufiger tun müssen, als über den Gra-
ben zwischen den beiden Bündnissen hinweg in die 
Hauptstadt des Warschauer Paktes, nach Moskau, 
zu reisen, um dort Verhandlungen zu führen. 

Herr Wischnewski, ich glaube, ich brauche Ihnen 
sicherlich nicht zu sagen, daß der Erfolg einer sol-
chen Reise und solcher Gespräche weitgehend da-
von abhängt, wie die Vorbereitung gelaufen ist: vor-
bereitetes Kommuniqué usw., Sie kennen das alles. 
Aber ich füge hinzu: Es gibt eine zweite, außeror-
dentlich wichtige Voraussetzung für den Erfolg sol-
cher Gespräche und Verhandlungen, wie sie an die-
sem einen Tag in Washington — ich sage noch ein-
mal — auf Einladung des amerikanischen Präsi-
denten stattgefunden haben. Das ist das Klima, das 
zwischen den Gesprächspartnern herrscht. 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU) 

Insoweit muß ich Ihnen einfach sagen: Es gehört zu 
meinen überraschend positiven Erfahrungen dieser 
Reise, in welcher Weise dieses Klima dazu beigetra-
gen hat, daß deutsche Interessen, europäische In-
teressen in aller Offenheit mit den amerikanischen 
Gesprächspartnern besprochen werden konnten, 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

daß es nicht etwa nötig war, bestimmte Positionen 
aus diesen Verhandlungen auszuklammern. Viel-
mehr war es ohne Verstimmung auf der einen oder 
anderen Seite möglich, auch schwierige Fragen an-
zusprechen. 

Dazu gehört dann auch eine solche Frage wie 
z. B. das Stahlröhrenproblem. Dabei befinden wir 
uns durchaus in einer relativ günstigen Position; 
denn wir können sagen, daß die Bundesrepublik 
Deutschland doch wohl zu den Staaten gehört, die 
im Verhältnis EG zu den USA protektionistische 
Maßnahmen verhindert haben, die von anderen 
EG-Partnern eher gewünscht und vorangetrieben 
wurden. Das kann man in aller Offenheit miteinan-
der besprechen. 

Natürlich gibt es, Herr Kollege Wischnewski, 
keine automatische Übereinstimmung zwischen 
den USA und den europäischen Partnern des Bünd-
nisses. Aber ich habe an diesem Tisch in Washing-
ton erlebt, daß es einen Weg gibt, um zu Überein-
stimmungen zu kommen und diese Übereinstim-
mung zur Grundlage gemeinsamen Handelns zu 
machen. Das ist für mich eine außerordentlich posi-
tive Erfahrung gewesen. Ich bin Ihnen, Herr Bun-
deskanzler, persönlich dafür dankbar, daß es Ihnen 
gelungen ist, auch außerordentlich schwierige, diffi-
zile Fragen, die gar nicht alle Gegenstand des Kom-
muniqués geworden sind, dort tatsächlich anzuspre- 
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Ronneburger 
chen und über all diese Dinge mit unseren amerika-
nischen Partnern zu sprechen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Sie haben vorhin, Herr Bundeskanzler, in Ihrer 
Regierungserklärung einige dieser Punkte genannt. 
Es könnte daher überflüssig erscheinen, das eine 
oder andere zu wiederholen. Aber nach dem, was in 
der Diskussion gesagt worden ist, muß ich das im 
Blick auf einige Punkte doch etwas anders ma-
chen. 

Es ist gefordert worden, keine Überlegenheit an-
zustreben. Herr Kollege Wischnewski, Sie haben 
Ihr Bedauern darüber zum Ausdruck gebracht, daß 
über diese Forderung in dem Kommuniqué nichts 
stehe; eine Forderung, die wir ja in diesem Hause 
gemeinsam vertreten, daß nämlich keine Seite über 
die andere im Ost-West-Konflikt Überlegenheit an-
streben darf, wenn das Wettrüsten nicht immer wei-
tergehen soll. Ich darf Ihnen einfach in die Erinne-
rung zurückrufen — vielleicht haben Sie es überle-
sen —, daß in der gemeinsamen Schlußerklärung 
einmal die Rede ist von der „Anerkennung gegen-
seitiger" — gegenseitiger! — „legitimer Sicherheits-
interessen" zwischen Ost und West und daß darüber 
hinaus — der Bundeskanzler hat es vorhin ange-
sprochen — gefordert wird: 

Stabile Beziehungen müssen gekennzeichnet 
sein durch den Verzicht auf militärische Poten-
tiale, die über die legitimen Verteidigungserfor-
dernisse hinausgehen, ... 

Wenn diese beiden Äußerungen zusammengenom-
men nicht einen Verzicht auf ein etwaiges Streben 
nach Überlegenheit darstellen, dann vermag ich al-
lerdings diese Zeilen offenbar nicht richtig zu lesen 
oder zu deuten. 

Das, was uns als Deutsche in diesem Gespräch 
besonders bewegt hat, waren auch die Fragen, in 
denen es um die Teilung Europas und die Teilung 
Deutschlands geht mit der Formulierung von der 
„tragischen Barriere in Europa und in Deutsch-
land". Ich halte es für außerordentlich wichtig, daß 
in diesen Fragen der amerikanische Präsident nicht 
nur zugelassen oder gebilligt hat, daß die Bundesre-
publik Deutschland ihre Kontakte zum anderen 
deutschen Staat und zu ihren östlichen Nachbarn 
mit aller Intensität weiterbetreiben wird, sondern 
er persönlich im Gespräch dieses Bemühen aus-
drücklich begrüßt und unterstützt hat. Hier ist un-
sere Position bei unserem Bündnispartner USA of-
fenbar in guten Händen. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Meine Damen und Herren, es ließen sich noch 
eine ganze Reihe von Punkten mehr aus diesen 
Erwägungen anführen. Ich möchte das schon, um 
Wiederholungen zu vermeiden, nicht tun und 
möchte nur noch eine Bemerkung zu dem Punkt 
machen, der als letzter in dieser verbundenen De-
batte auf der Tagesordnung steht. Ich sage aus-
drücklich, niemand bedauert die Entscheidung der 
Bevölkerung von Grönland mehr als wir in der 
Bundesrepublik Deutschland. Aber es ist eine de-
mokratische Entscheidung, wir haben sie zu re- 

spektieren. Daß aber dennoch den Interessen der 
deutschen Hochseefischerei in dem tatsächlich er-
reichten Umfang nachgekommen werden konnte 
und daß Grönland die Gemeinschaft nicht vollstän-
dig verlassen hat, dies können wir in meiner Frak-
tion nur ausdrücklich begrüßen. 

Deswegen ist es eine Frage, ob es eigentlich rich-
tig ist, daß Teile unserer Fischereiwirtschaft die 
Entscheidungen, die dort getroffen worden sind, 
kritisieren, daß sie unzufrieden sind. Dafür wird 
man als jemand, der von der Küste kommt, ein 
gewisses Verständnis haben müssen. Aber wenn 
die Opposition sich draußen in ähnlicher Weise äu-
ßert, dann muß doch mal hinterfragt werden, wie 
die Alternative tatsächlich aussah. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Die Alternative, meine Damen und Herren, hätte 
nur darin bestehen können, daß Grönland zwar ent-
gegen den Römischen Verträgen aus der EG ausge-
schieden wäre — ich bin sofort am Ende, Herr Prä-
sident —, wie es andere Nordmeeranrainer getan 
haben, seine Anrechtszone vor der Küste auf 200 
Seemeilen ausgedehnt und verkauft hätte. Wir ha-
ben hier das Machbare auch erreicht, und dies war 
nicht zuletzt ein Erfolg der Bundesregierung. So ist 
das, was heute hier zur Verhandlung steht, der Aus-
druck einer erfolgreichen, einer kontinuierlichen, 
einer konsequenten Politik. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Mitzscherling. 

Dr. Mitzscherling (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Unlängst haben 
wir uns hier über die Gefahren unterhalten, die sich 
aus wachsendem Protektionismus für unsere ex-
portabhängige Wirtschaft ergeben. Die Bundesre-
gierung hat damals erklärt, wenn wir nur mit gu-
tem Beispiel vorangingen, dann würde sich alles 
regeln und der Aufschwung wäre gesichert. Das 
war übrigens in der gleichen Woche, in der die For-
schungsinstitute ihr Gemeinschaftsgutachten vor-
gelegt und als Fazit für 1985 verkündet haben: 
Wachstumsabschwächung in unserer Volkswirt-
schaft, auch verursacht durch einen langsameren 
Zuwachs des Welthandels. Dies, meine Damen und 
Herren, war Ende Oktober. 

Diese unangenehmen Nachrichten sind dann 
schnell verblaßt unter dem Eindruck des drei Wo-
chen später abgegebenen Gutachtens des Sachver-
ständigenrates, der alles viel freundlicher sah. In 
der Haushaltsdebatte haben Sie dann Ihre schein-
bar so erfolgreiche Wirtschaftspolitik gefeiert. Die 
Nachricht von dem Stahlröhrenimportstopp der 
Vereinigten Staaten hat diese rosige Stimmung, 
meine Damen und Herren, etwas getrübt. Der Herr 
Bundeswirtschaftsminister ließ durch den EG-Mini-
sterrat das Angebot zur freiwilligen Lieferbe-
schränkung für Stahl, das er gemacht hatte, auf-
kündigen und drohte den amerikanischen Freun-
den Gegenmaßnahmen an. Das war vorige Woche. 
Es drohte der Beginn eines Handelskrieges. 
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Inzwischen war der Herr Bundeskanzler, der 

nicht mehr da ist, in Washington. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Der kommt 
schon wieder!) 

Wir wissen nicht, ob sein Gespräch mit Präsident 
Reagan den Erwartungen entsprochen hat, die der 
wirtschaftspolitische Sprecher der FDP-Fraktion 
äußerte. Graf Lambsdorff hatte nämlich das ameri-
kanische Einfuhrverbot als einen Musterfall unzu-
lässiger wirtschaftlicher Machtausübung bezeich-
net, das den Welthandel gefährde. 

(Hört! Hört! bei der SPD — Zuruf von der 
SPD: Zu Recht!) 

Wir kannten die Gesprächsergebnisse über die 
wirtschaftlichen Problembereiche bisher nicht. 
Denn in der gemeinsamen Erklärung des Herrn 
Bundeskanzlers und des Präsidenten Reagan findet 
sich hierzu kein Wort. Bekannt war nur die Erklä-
rung des Herrn Bundeskanzlers, die er am letzten 
Sonntag nach Rückkehr in der ZDF-Sendung „Bon-
ner Perspektiven" abgab: „Zunächst einmal habe 
ich unseren amerikanischen Freunden gesagt, daß 
diese Art des Umgangs miteinander zu Freunden 
nicht paßt." 

(Roth [SPD]: Aha!) 

Heute nun hat uns der Herr Bundeskanzler ge-
sagt, er habe mit dem Herrn Präsidenten Reagan 
vereinbart, in der EG darauf hinzuwirken, daß sie 
ein neues Gesprächsangebot mache. Andererseits 
wolle Präsident Reagan seinen Handelsbeauftrag-
ten ermuntern, dieses Gespräch zu führen. Ich ver-
stehe dies nicht; denn wenige Tage zuvor haben 
derartige Gespräche stattgefunden. Am Ende dieser 
Gespräche hat Präsident Reagan diesen Einfuhr-
stopp verfügt. 

Nehmen Sie es mir bitte ab, daß wir uns über 
diese Entwicklung Sorge machen. Die wirtschafts- 
und handelspolitischen Beziehungen der USA sind 
zur Zeit äußerst belastet. Ich möchte an dieser 
Stelle ausdrücklich sagen: Wenn wir dieser Sorge 
Ausdruck geben, dann ist das nicht ein Zeichen von 
Antiamerikanismus — dagegen möchte ich mich 
wehren —, sondern es ist ein Zeichen der Sorge um 
die Entwicklung unserer Beziehungen zu einem 
wirtschaftlichen Block, zu dem wir traditionell gute 
Beziehungen gehabt haben, die wir uns selbstver-
ständlich erhalten wollen. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Diederich [Ber

-

lin] [SPD]: Sehr richtig!) 

Wer eigentlich, so frage ich Sie, wenn nicht die 
Opposition sollte denn warnen, wenn zu befürchten 
steht, daß Fehleinschätzungen der Regierung zu un-
angebrachtem Optimismus führen und deshalb an-
gemessene politische Antworten nicht zu erwarten 
sind? 

(Haehser [SPD]: Bayernkurier!) 

Wir fürchten — dafür haben wir nach wie vor 
Belege —, daß die amerikanische Handelspolitik 
eine härtere Gangart einschlägt. Der schon zitierte 
William Brock, der Beauftragte der Vereinigten 
Staaten für handelspolitische Fragen, hat erst kürz-
lich darauf hingewiesen, daß die Geduld der Ameri

-

kaner mit ihren Handelspartnern allmählich 
schwindet. Der Finanzstaatssekretär Tim McNa-
mara hat erklärt, daß die USA einen Subventions-
krieg mit der EG um Exportmärkte gewinnen wür-
den. 

In Genf, während der soeben zu Ende gegange-
nen GATT-Runde, haben die Amerikaner so massi-
ven Druck in einer Weise auf die Entwicklungslän -
der ausgeübt, daß sich sogar die Partner aus den 
EG-Staaten über diese amerikanische Verhaltens-
weise äußerst kritisch äußern mußten. Es ist doch 
nicht Miesmacherei, das ist doch kein Antiamerika-
nismus, wenn man das einmal feststellt. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies, Herr Bundeskanzler und meine Damen und 
Herren von den Koalitionsfraktionen, ist das Bild 
nach den Präsidentschaftswahlen. Es hat sich nicht 
viel geändert. Die US-Regierung wird vom Kongreß 
der Vereinigten Staaten sogar ausdrücklich ermun-
tert, durch protektionistische Maßnahmen die Indu-
strie der Vereinigten Staaten zu unterstützen. Wir 
haben auf diese zu befürchtende Entwicklung 
schon seit langem hingewiesen. Sie ist Folge explo-
dierender Exporte in den Dollarraum. Sie ist auch 
Folge — das muß man sagen — des im Verhältnis 
zum Dollar gesunkenen Wertes der D-Mark. Denn 
bei einem Dollarkurs von über 3 DM sind natürlich 
die Vereinigten Staaten in weiten Feldern nicht 
mehr konkurrenzfähig. Das Riesendefizit in der 
US-Handelsbilanz dämpft zunehmend das amerika-
nische Wirtschaftswachstum. Wenn dazu noch eine 
allgemeine Wirtschaftsabschwächung kommt, wie 
sie zur Zeit droht, dann wird die Reaktion der Verei-
nigten Staaten noch mehr Protektionismus in vie-
len Bereichen und auf vielerlei Weise sein. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Ihnen fehlt 
eben Graf Lambsdorff!) 

Was macht der Herr Bundeskanzler denn dann? 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Er frühstückt 
mit dem Präsidenten!) 

Wird er dann wieder die Kräfte des Marktes be-
schwören und die deutsch-amerikanische Freund-
schaft loben? Sie müssen doch die zunehmenden 
Klagen unserer Unternehmen kennen! 

In immer weiteren Bereichen versuchen die Ver-
einigten Staaten den Transfer von Technologie 
nicht nur nach dem Osten zu unterbinden, sondern 
machen auch bei der Weitergabe von Technologien 
an europäische Unternehmen Schwierigkeiten. 
Auch das ist eine Form des Protektionismus, die 
zum Ziel hat, die Position von US-Unternehmen in 
Hochtechnologiebereichen zu stärken. 

Wir haben hier schon wiederholt gesagt, meine 
Damen und Herren von den Koalitionsfraktionen, 
daß die Vereinigten Staaten in der Gegenwart eine 
Wirtschaftspolitik verfolgen, die sich vorrangig an 
ihren nationalen Interessen orientiert und die Aus-
wirkungen auf den Rest der Welt völlig vernachläs-
sigt. 

(Beifall bei der SPD) 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 109. Sitzung. Bonn, Freitag, den 7. Dezember 1984 	8167 

Dr. Mitzscherling 
Dies ist deutlich ablesbar an der internationalen 
Zinsentwicklung, dies ist deutlich ablesbar an der 
Bewertung des Dollars, und das wird jetzt auch im 
handelspolitischen Bereich ablesbar werden. 

Nehmen Sie dies, Herr Bundeskanzler, oder Sie, 
Herr Staatsminister Mertes, bitte zur Kenntnis, und 
überlegen Sie gemeinsam mit uns, wie wir uns in 
einer Welt verhalten, in der nicht Kooperationsbe-
reitschaft oder der Wille, sich internationalen Spiel-
regeln zu unterwerfen, die Lage kennzeichnet, son-
dern der Wettlauf um nationale Vorteile unter Ein-
satz aller Mittel. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Sehr richtig! Das ist 
wichtig!) 

Daraus muß die Bundesregierung politische Kon-
sequenzen ziehen. Die können nicht allein darin lie-
gen, sich in Reden als Europäer zu bekennen. Es 
muß das Fundament verbessert werden; dieses 
Fundament heißt — auch für uns Sozialdemokra-
ten —: die Wirtschaft. Denn bei einer Entwicklung 
der Weltwirtschaft in Richtung Konkurrenz zwi-
schen den Staaten, zwischen den Ländern statt ei-
ner internationalen Konkurrenz zwischen den Un-
ternehmen heißt unsere Chance tatsächlich Europa, 
europäischer Binnenmarkt, europäische Währungs-
zusammenarbeit. Nur die Stärkung der Wirt-
schaftskraft Europas kann den schwindenden Ein-
fluß Europas und den der Europäer aufhalten. 

(Beifall bei der SPD) 

Dies, meine Damen und Herren, sollte der Herr 
Bundeskanzler 

(Haehser [SPD]: Wo ist denn der Kanz

-

ler?) 

durch seine Politik den Bürgern unseres Landes 
auch klarmachen. Den Gipfel-Kommuniqués, die 
wir immer wieder hören, müssen praktische 
Schritte folgen. Das Europa muß für den Menschen, 
der in unserem Lande lebt, endlich erfahrbar wer-
den. Was nützt es denn, wenn die Herren in Fon-
tainebleau ein Kommuniqué beschließen, wenn sie 
ein Europa der Bürger verkünden, aber kein Bürger 
etwas davon merkt? 

Wo ist denn der Europapaß geblieben, der zum 
1. Januar 1985 eingeführt werden soll? Wo ist denn 
das geplante Einheitsdokument, um den Warenver-
kehr zu erleichtern? Wie steht es denn um die Prä-
gung einer europäischen Münze? 

Offensichtlich kann die Bundesregierung diese 
Fragen nicht beantworten. Denn der vom Herrn 
Bundeskanzler erwähnte Ausschuß, den man in 
Fontainebleau eingesetzt hat, hat zwar bisher drei-
mal getagt, sich aber mit Sachproblemen bis heute 
überhaupt nicht beschäftigt; diese Auskunft ist uns 
gerade im Wirtschaftsausschuß erteilt worden. Wie 
soll er denn bis zum März Ergebnisse vorweisen? 

Meine Damen und Herren, wie wollen Sie den 
Bürgern unseres Landes eigentlich verdeutlichen, 
warum wir viele Milliarden D-Mark brauchen, um 
die Gemeinschaftskasse zu füllen, damit dort Agrar-
überschüsse produziert werden, die gelagert wer-
den müssen, die man letztlich zugrunde gehen läßt, 

während draußen Menschen verhungern? Das ist 
nicht mehr verständlich zu machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Auch wenn hier so lobende Worte über den EG-
Gipfel in Dublin gefallen sind, meine Damen und 
Herren von den Koalitionsfraktionen: Der äußere 
Eindruck war verheerend. Der Eindruck war der 
eines zweitägigen Gerangels der Regierungschefs 
nach endlosen Monaten der Diskussion der Mini-
sterräte um Weinzuckerung, um Anbaukontrollen, 
um Destillation von Weinüberschüssen. Ich weiß 
nicht, ob das das Ansehen Europas bei den Bürgern 
erhöht hat. Ich habe meine Zweifel. Diese Euphorie, 
die über den schon zitierten Krämergeist — zitiert 
nach dem „Handelsblatt", Herr Ronneburger — 
wohl kaum herrschen dürfte, weicht allmählich der 
Ernüchterung, die sich ausbreitet. Denn, man muß 
es nüchtern sagen, zuviel schwarzer Riesling verur-
sacht eben Katerstimmung. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Diederich [Ber

-
lin] [SPD]: Vor allen Dingen, wenn er zu 

stark gezuckert ist!) 

Zwar, meine Damen und Herren, scheint der Weg 
zu weiteren Verhandlungen über den Beitritt 
Spaniens und Portugals zur EG nun geebnet — und 
ich möchte wiederholen: wir Sozialdemokraten be-
grüßen ausdrücklich, daß dies erreicht worden ist, 
und wir unterstützen die Bemühungen der Bundes-
regierung bei dem Fortschreiten auf diesem Weg. 
Aber noch droht das griechische Veto, noch drohen 
die Hilfsprogramme, die integrierten Mittelmeer-
programme, von denen der Herr Bundeskanzler 
sprach, die die EG und die Räte angeboten haben, 
bei denen sich die Bundesregierung bisher aber äu-
ßerst zurückgehalten hat. Diese Hilfsprogramme 
für die Mittelmeerländer, die nach ihrem Beitritt 
natürlich auch Spanien und Portugal einzuschlie-
ßen haben werden, stehen noch vor der Tür. Der 
Beitritt dieser beiden Länder selber, den wir für 
1986 erwarten, setzt nun einmal den Abschluß von 
Verhandlungen über Fischereifragen, über Obst 
und Gemüse und die Regelung der Übergangsfri-
sten voraus. Das ist bekannt. Aber das muß gelöst 
werden. 

Es sind Termine da, Herr Mertes, und es gibt 
Äußerungen, daß der Herr Präsident Mitterrand 
und der Herr Bundeskanzler der Meinung seien, 
man solle vor dem Beitritt alle diese Fragen regeln. 
Nun, dann haben Sie noch zwei Monate Zeit. Was 
Sie in vielen Monaten in der Vergangenheit offen-
bar nicht schaffen konnten, müssen Sie jetzt unter 
Zeitdruck schaffen. Hoffentlich werden Sie Erfolg 
haben. Wir wünschen Ihnen das. 

(Haehser [SPD]: Der Kanzler ist gar nicht 
da! Er hält morgens eine Regierungserklä

-

rung, und dann ist er nicht da! Unglaub

-

lich!) 

Meine Damen und Herren, wenn dieser Beitritt 
vollzogen sein sollte, wenn die Süderweiterung der 
EG tatsächlich erreicht sein sollte — sie wird dann 
zwölf Mitglieder umfassen —, wird dies nicht nur 
Auswirkungen auf die Mitgliedsländer, sondern 
auch auf die anderen Mittelmeerländer haben. 
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Dies alles zusammen verlangt, glaube ich, eine 

Neubesinnung, eine Neuorientierung der Europäi-
schen Gemeinschaft im Innenverhältnis. 

Wir stimmen dem Herrn Bundeskanzler zu: 

(Frau Reetz [GRÜNE]: Der nicht da ist!) 

Die ökonomisch unterschiedlichen Wettbewerbspo-
sitionen, die unterschiedlichen politischen und so-
zialen Traditionen machen es sicherlich schwer, ein 
gemeinsames Konzept gegen nationale Interessen 
politisch zu organisieren. Aber wenn die politische 
Kraft der Mitgliedsländer nicht ausreicht, durch 
eine anstehende, überfällige umfassende Reform 
des Agrarmarktes und der EG-Finanzierung einen 
Strukturwandel innerhalb der Gemeinschaft zu er-
möglichen, wird diese Gemeinschaft zerbrechen. 

(Beifall bei der SPD) 

Dann wird es auch fraglich, ob Sie, Herr Bundes-
kanzler, der Sie nicht da sind, 

(Haehser [SPD]: Wieder einmal nicht!) 

eine gehobene Freihandelszone erhalten können 
oder ob wir dann nicht in Zeiten zurückfallen, die 
wir uns keineswegs herbeisehnen. 

(Frau Dr. Timm [SPD]: Im Restaurant sitzt 
er!) 

Deshalb, meine Damen und Herren, meine anwe-
senden Herren Mitglieder der Bundesregierung, 
bleiben uns nur die Besinnung, der Blick nach vorn 
und der Blick auf die Gegenwart. Dieser Blick auf 
die Gegenwart zeigt, daß nationale Subventionen 
und Beihilfen dieser notwendigen Entwicklung ent-
gegenstehen. Das gilt auch für die Milliardenbeträ-
ge, Herr Schwörer, die der Herr Bundeskanzler ge-
gen den Widerstand der übrigen EG-Partner vor 
einem halben Jahr in Fontainebleau durchgepaukt 
hat. 

Derartige Fehlentscheidungen im Bereich der 
Landwirtschaft erschweren die unaufschiebbare 
Reform des Agrarpreissystems. Diese Reform ist 
unerläßlich, wenn ein wirklich gemeinsamer und 
von Protektionismus freier Markt, 

(Krey [CDU/CSU]: Was hätten Sie denn ge

-

macht?) 

der die Lösung der Strukturprobleme erleichtert 
und nicht zementiert, zustande kommen soll. 

Um diese Wiederbelebung zu erreichen, genügt es 
nicht, einfach die Verhandlungspraktiken zu ver-
bessern. Natürlich ist das eine ganz entscheidende 
Voraussetzung. Es kann nicht Aufgabe von Gipfeln 
sein, derartige Detailentscheidungen, für die der 
Sachverstand — mit Ausnahme des Herrn Bundes-
kanzlers, der sich, wie wir wissen, im Weinbau sehr 
gut auskennt — 

(Zuruf von der CDU/CSU: Nicht nur beim 
Weinbau!) 

gefordert ist, zu regeln. Aber hierzu bedarf es eines 
politischen Willens, und es bedarf der Übereinstim-
mung von Reden und Handeln. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Ich muß an den Herrn Bundeskanzler die Frage 
stellen: Was wollen Sie denn eigentlich konkret? 

(Zurufe von der SPD) 

Die französische Regierung hat in ihrem Memoran-
dum eine neue Stufe Europas, einen gemeinsamen 
Raum für Industrie und Forschung gefordert sowie 
Vorschläge zur Schaffung eines europäischen 
Marktes und für eine Forschungskooperation in Eu-
ropa vorgelegt. Aber Ihre Fraktion hat unseren An-
trag, diese Vorschläge zu unterstützen, im Wirt-
schaftsausschuß ebenso abgelehnt wie die FDP. 

(Hört! Hört! bei der SPD) 

Ich konstatiere hier einen Widerspruch zwischen 
den Worten und den Taten für Europa. 

(Beifall bei der SPD) 
Meine Damen und Herren, ich habe hier für 

meine Fraktion mehrfach für den Ausbau des euro-
päischen Währungssystems plädiert. Dazu gehört 
auch, daß die Deutsche Bundesbank eine stärkere 
private Verwendung der europäischen Währungs-
einheit und auch die Einrichtung von ECU-Konten 
zuläßt. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Sie lehnen das ab bzw. Sie veranlassen die Bundes-
bank nicht zu einer Korrektur ihrer Haltung. Auch 
hier konstatiere ich einen Widerspruch zwischen 
dem, was Sie sagen, und dem, was Sie tun. 

(Zuruf von der SPD: So ist es!) 

Ich frage den Herrn Bundeskanzler — der nicht 
anwesend ist —: 

(Dr. Vogel [SPD]: Wo ist er denn?) 

Soll es einen einheitlichen Wirtschaftsraum in der 
Gemeinschaft geben, oder soll es diesen Wirt-
schaftsraum nicht geben? 

(Beifall bei der SPD — Zuruf von der CDU/ 
CSU: Herr Oberlehrer! — Weitere Zurufe 

von der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Seiters? 

(Zurufe von der SPD: Nein!) 

Dr. Mitzscherling (SPD): Es tut mir leid, ich habe 
nur noch drei Minuten. 

(Seiters [CDU/CSU]: Ich möchte Sie darauf 
hinweisen, daß ich Ihre Fraktion vor Ihrer 
Rede darauf aufmerksam gemacht habe, 
daß der Bundeskanzler wegen einer drin-
genden Besprechung verhindert ist! Ihre 
Fraktion war vor Ihrer Rede informiert! — 

Lebhafte Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, fah-
ren Sie bitte fort. 

(Dr. Vogel [SPD]: Weiterreden!) 

Dr. Mitzscherling (SPD): Ich nehme das zur Kennt-
nis, Herr Kollege. Ich bin darüber nicht informiert. 
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Wir sagen j a zu diesem europäischen Wirt-

schaftsraum, weil dann die Hälfte der Exporte — 
sie gehen nun einmal in die Länder der Gemein-
schaft — künftig als Binnenhandel verbucht wer-
den kann, der also nicht mehr protektionistischen 
Gefahren ausgesetzt ist. Wir sagen auch ja dazu, 
weil die europäischen Unternehmen dann einen 
Markt zur Verfügung haben, der noch größer ist als 
der Markt in den Vereinigten Staaten. Dies erlaubt 
eine kostengünstigere Produktion, dies erlaubt eine 
größere innereuropäische Arbeitsteilung, ist also 
letztlich von Vorteil für alle Beteiligten. 

Wir fragen: Soll das europäische Währungssy-
stem weiterentwickelt werden, und soll die europäi-
sche Währungseinheit zu einer internationalen Re-
servewährung ausgebaut werden, damit Europa von 
der Wirtschaftspolitik der Vereinigten Staaten un-
abhängiger werden kann? 

(Beifall bei der SPD) 

Wir wollen das, aber was wollen Sie? Wo sind Ihre 
konkreten Vorschläge? 

(Krey [CDU/CSU]: Da waren Sie auch 
nicht informiert! — Weitere Zurufe von der 

CDU/CSU: Aufpassen!) 

Sie bringen Europa doch nicht vorwärts, wenn Sie 
schöne Reden halten, Sie bringen Europa doch 
nicht vorwärts, 

(Hinsken [CDU/CSU]: Es hat sich doch in 
den letzten Jahren mehr bewegt als jemals 

zuvor!) 

wenn Sie sich auf die anderen verlassen. Sie brin-
gen Europa doch nur vorwärts, wenn Sie selbst 
klare und konkrete Pläne für die europäische Zu-
kunft auf den Tisch legen! 

(Beifall bei der SPD) 

Meine Damen und Herren, man muß wissen, wo-
hin man will. In dem Maße, wie die Überzeugung 
wächst, daß der vorgeschlagene Weg auch sinnvoll 
ist, kann auch der Wille wachsen, in diese Richtung 
zu gehen und andere auf diesem Wege dorthin zu 
unterstützen. Dieser Wille muß stärker und sichtba-
rer werden. Er muß auch unseren Mitbürgern und 
den Europäern sichtbarer werden; denn die Bun-
desrepublik Deutschland ist als größte Wirtschafts-
macht in Europa den Europäern eine konkrete Vi-
sion für die Zukunft Europas schuldig. Entwickeln 
Sie — diese Aufforderung geht an den Bundeskanz-
ler — diese konkreten Vorstellungen. Wir werden 
Sie kritisch begleiten. Wir werden unseren kon-
struktiven Beitrag auf diesem Weg leisten. Denn 
auch wir wollen ein einiges, ein starkes Europa. 
Denn nur ein starkes Europa, Frau Kollegin Kelly, 
kann seine Aufgabe in dieser Welt erfüllen und 
kann zu mehr sozialer Gerechtigkeit auch in ande-
ren Ländern beitragen. 

Ich bedanke mich. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Hier oben auf dem Präsi-
diumstisch ist vorhin ein Mißverständnis gesche-
hen. Die eingeteilte Zeit für die Rednerin Frau 

Kelly war zu kurz bemessen. Ich gebe ihr noch ein-
mal das Wort für einen kurzen Redebeitrag. 

(Fellner [CDU/CSU]: Soll sie weiterlesen? 
— Hinsken [CDU/CSU]: Noch schneller als 

vorher reden!) 

Frau Kelly (GRÜNE): Auch Herr Kohl hat sein 
Papier vorne — wenn ich diesen Kommentar geben 
darf. 

Herr Ronneburger, Sie haben vorhin gesagt, 
diese EG-Entscheidungen und auch die NATO-Ent-
scheidungen seien frei. Die EG-Entscheidung 
Spaniens ist nicht so frei. Sie hat sehr viel mit dem 
Verbleib in der NATO und mit dem Druck zu tun, 
den die Bundesregierung ausgeübt hat, damit Spa-
nien in der NATO bleibt. Umgekehrt: Auch das Re-
ferendum über die NATO ist nicht so frei. Es hat 
damit zu tun, daß Spanien dafür in die EG kommen 
darf. 

Ich möchte noch ganz kurz von den annähernd 
eine Million Menschen erzählen, die in der vorigen 
Woche in über 20 Städten in Spanien gegen die wei-
tere Präsenz Spaniens in der NATO, für den Abbau 
der US-Basen und für eine aktive Neutralitätspoli-
tik demonstriert haben. Ich glaube, die spanischen 
Bürger wissen sehr klar, was ihnen als Preis für die 
bittere NATO-Pille angeboten wird: Integration in 
die EG, Fortschritte in Gibraltar sowie eine Redu-
zierung der US-Basen. Aber sie sind, meine ich, 
nicht bereit, diese NATO-Pille zu schlucken. Jetzt 
schon steigen die spanischen Militärausgaben jähr-
lich um 15 %, und die spanische Waffenindustrie ist 
dabei, sich in einen der entscheidenden Motoren 
der Konjunkturbelebung zu verwandeln. 

In Portugal gibt es das Geschäft: Luftwaffen-
übungsplatz Beja für die deutsche Bundeswehr 
oder drei Fregatten von der Bundesrepublik für die 
portugiesische Marine. Schon denkt man über ein 
Finanzierungsmodell für die insgesamt rund 2 Mil-
liarden DM teuren Fregatten nach. 

Die „Wirtschaftswoche" — eine Zeitung, die Sie 
alle bestimmt lesen — hatte im April klar zum Aus-
druck gebracht: Die NATO-Mitgliedschaft Spaniens 
zwingt die Streitkräfte zur Anschaffung modernster 
Waffensysteme. — Hierzu hätte ich gern ein Wort 
von der SPD gehört, wie sie diese Entwicklung ei-
gentlich sieht. 

Diese erpresserische Politik, die bis jetzt von der 
Bundesregierung, aber auch von seiten der SPD in 
der Vergangenheit betrieben worden ist, können 
wir nicht hinnehmen. Wir verlangen, daß die Bun-
desregierung ihren politischen Druck in bezug auf 
den Verbleib Spaniens in der NATO, um EG-Mit-
glied zu werden, heute einstellt. 

Wir begrüßen — anders als Herr Ronneburger — 
den  Entschluß Grönlands, die Gemeinschaft zu ver-
lassen. Dieser Wunsch, aus der EG auszutreten, ist 
ein Beispiel für die Folgen der von oben betriebe-
nen Regionalförderung ohne Mitsprache der Be-
troffenen und auch ein Anzeichen, daß die Grönlän-
der anfangen, sich gegen die ökologische Zerstö-
rung und die Militarisierung zu wehren. Die ameri-
kanischen Stützpunkte und Radarstationen auf 
Grönland sind zu einem zentralen Glied der neuen 
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offensiven amerikanischen Atomwaffenstrategie 
geworden. Darum begrüßen wir es, daß das Regio-
nalparlament Grönlands vor einigen Wochen die 
größte Insel der Welt zur atomwaffenfreien Zone 
erklärt hat. 

(Beifall bei den GRÜNEN) 

Zum Abschluß möchte ich zu dem Treffen zwi-
schen Bundeskanzler Kohl und Präsident Reagan 
ganz kurz etwas sagen. Es wird sich ja im April und 
im Mai allerhand tun: der Weltwirtschaftsgipfel, der 
Besuch Reagans in der Bundesrepublik, die Rede 
Helmut Kohls in einem früheren Konzentrationsla-
ger und, wie man hört, ein deutsch-amerikanisches 
Friedensfest. Doch mit diesem Pomp und Presse-
rummel und diesen Gipfeltreffen werden Herr Kohl 
und seine Regierung in keiner Weise die Umwelt-
zerstörung, die Ausbeutung sowohl von Menschen 
als auch von Rohstoffen, die Unterdrückung, den 
Sozialabbau und vor allem den atomaren, chemi-
schen und konventionellen Rüstungswettlauf ver-
ringern. 

Ich erinnere daran, wie es die in Brüssel tagen-
den Verteidigungsminister begrüßt hatten, zualler-
erst einen Plan aufzustellen, und wie sie es fertig-
gebracht hatten, diesen Plan niemandem bewußtzu-
machen. Ich spreche von der jüngsten Militärformel 
FOFA, hinter der sich der Plan verbirgt, durch Ein-
sätze aus der Luft einen möglichen Gegner in des-
sen Hinterland, speziell die weiter rückwärts auf-
marschierenden Truppen der zweiten Staffel, zu be-
kämpfen. Somit wird die Gefahr einer raschen Es-
kalation zum Atomkrieg größer und das sogenannte 
Sicherheitskonzept der NATO völlig unglaubwür-
dig. 

Welche Waffen sind eigentlich vorgesehen? Dar-
über haben Herr Kohl und Herr Reagan nichts ge-
sagt. Sind es Marschflugkörper? Sind es Pershings 
mit atomaren oder konventionellen Sprengköpfen? 
Gibt es so etwas wie grenzüberschreitende Vor-
wärtsverteidigung? Genau zu diesem Punkt hat 
Herr Kohl keine Antwort gegeben. 

(Beifall bei den GRÜNEN — Krey [CDU/ 
CSU]: Das war wieder eine schöne Demo!) 

Vizepräsident Westphal: Weitere Wortmeldungen 
liegen nicht vor. Ich schließe die Aussprache. 

Wir kommen zur Schlußabstimmung zu Tages-
ordnungspunkt 32: Entwurf eines Gesetzes zu dem 
Vertrag vom 13. März 1984 zur Änderung der Ver-
träge zur Gründung der Europäischen Gemein-
schaften bezüglich Grönlands. Ich rufe den Gesetz-
entwurf mit seinen Art. 1 bis 3 sowie Einleitung und 
Überschrift auf. Wer dem Gesetzentwurf als Gan-
zem zuzustimmen wünscht, den bitte ich, sich zu 
erheben. — Wer stimmt dagegen? — Stimmenthal-
tungen? — Der Gesetzentwurf ist einstimmig ange-
nommen worden. 

Zu Tagesordnungspunkt 33 schlägt der Ältesten-
rat vor, den Vierten Bericht und die Empfehlung 
der Europa-Kommission auf Drucksache 10/2075 
zur federführenden Beratung an den Auswärtigen 
Ausschuß und zur Mitberatung an den Ausschuß 
für Wirtschaft, den Ausschuß für Ernährung, Land

-

wirtschaft und Forsten, den Ausschuß für Arbeit 
und Sozialordnung und den Haushaltsausschuß zu 
überweisen. Gibt es dazu andere Vorschläge? — 
Das ist nicht der Fall. Dann ist die Überweisung so 
beschlossen. 

Ich rufe nun die Zusatzpunkte 4 a und 4 b der 
Tagesordnung auf: 

a) Zweite und dritte Beratung des von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurfs eines 
Gesetzes zur Neuordnung der Krankenhaus-
finanzierung 

— Drucksache 10/2095 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2565 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt) 

bb) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/2566 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 91. Sitzung) 

b) Zweite und dritte Beratung des vom Bundes-
rat eingebrachten Entwurfs eines Gesetzes 
zur Neuordnung der Krankenhausfinanzie-
rung 
— Drucksache 10/2096 — 

aa) Beschlußempfehlung und Bericht des 
Ausschusses für Arbeit und Sozialord-
nung (11. Ausschuß) 

— Drucksache 10/2565 — 

Berichterstatter: 
Abgeordneter Dr. Becker (Frankfurt) 

bb) Bericht 	des 	Haushaltsausschusses 
(8. Ausschuß) gemäß § 96 der Geschäfts-
ordnung 

— Drucksache 10/2566 — 

Berichterstatter: 
Abgeordnete Sieler 
Dr. Friedmann 
Frau Seiler-Albring 

(Erste Beratung 91. Sitzung) 

Zu Zusatzpunkt 4 a liegt ein Änderungsantrag der 
Fraktionen der CDU/CSU, der SPD, der FDP und 
der Fraktion DIE GRÜNEN auf Drucksache 10/2581 
vor. 

Der Ältestenrat hat für die Aussprache eine 
Runde vereinbart. — Ich sehe und höre dazu keinen 
Widerspruch. Dann ist es so beschlossen. 

Ich darf hierzu eine Bemerkung machen: Die 
Fraktion DIE GRÜNEN hat mit dem Hinweis dar- 
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auf, daß ein Parteitag stattfindet, mitgeteilt, sie 
habe nicht vor, an dieser Debatte teilzunehmen. 
Dies ist gestern im Ältestenrat zur Kenntnis ge-
nommen worden. Wir nehmen immer Rücksicht auf 
die Parteitage von Parteien, die hier im Hause ver-
treten sind. 

Zur Berichterstattung wünscht der Herr Abge-
ordnete Dr. Becker (Frankfurt) das Wort. 

Dr. Becker (Frankfurt) (CDU/CSU): Herr Präsi-
dent! Meine sehr verehrten Kolleginnen und Kolle-
gen! Zu Beginn meiner kurzen ergänzenden Aus-
führungen zu dem Bericht betreffend das Kranken-
hausneuordnungsgesetz will ich meinen besonde-
ren Dank an den Vorsitzenden und alle Mitglieder 
des Ausschusses für Arbeit und Sozialordnung aus-
sprechen, die trotz einer recht kurzen Beratungs-
zeit die schwierigen Beratungen über die umfang-
reichen und sehr speziellen Probleme rechtzeitig 
zum Abschluß brachten. Der Dank gilt auch den 
mitberatenden Ausschüssen. 

Die Zielsetzungen dieses Gesetzes sind vor allem 
die kostenneutrale Auflösung der Mischfinanzie-
rung, eine vermehrte Gesetzgebungsgestaltungs-
freiheit der Länder sowie die Einführung von Mög-
lichkeiten zu der notwendigen Kostendämpfung im 
Krankenhausbereich. Außerdem wird eine Stär-
kung der Selbstverwaltung in diesem großen Be-
reich angestrebt. 

Besonders wurde auch auf die Trägervielfalt ein-
gegangen. Durch die in § 1 Abs. 2 Satz 2 eingefügte 
Verpflichtung des Landes, insbesondere die wirt-
schaftliche Sicherung der freigemeinnützigen und 
privaten Krankenhäuser zu gewährleisten, soll kein 
Widerspruch zum Grundsatz der Trägervielfalt her-
gestellt werden. Die besondere Betonung der freige-
meinnützigen und privaten Krankenhäuser soll le-
diglich auf bestehende Wettbewerbsnachteile der 
Krankenhausträger hinweisen, auf die bei der 
Durchführung des Gesetzes Rücksicht zu nehmen 
ist. Eine Benachteiligung öffentlicher Krankenhäu-
ser ist damit nicht beabsichtigt. 

Wir haben in dem bisherigen dualen System auch 
eine Veränderung dahin gehend vorgenommen, daß 
— dies ist in § 18 b geregelt — Investitionsverträge 
eingeführt werden, deren Kosten auf die Pflege-
sätze umgelegt werden können. Das bedeutet aber, 
daß die neu geschaffene Regelung über die Finan-
zierung von Rationalisierungsinvestitionen nicht 
die Verpflichtung des Krankenhausträgers berührt, 
seine Beschäftigten nach den einschlägigen Vor-
schriften des Betriebsverfassungsgesetzes und des 
Personalvertretungsgesetzes bei diesen Maßnah-
men zu beteiligen. Rücksichtnahme auf die religiö-
sen Bedürfnisse sind ebenfalls eingeführt. Das soll 
aber nicht zu übertriebenen Forderungen führen, 
die dann gestellt werden könnten, wenn ein Kran-
kenhaus in sehr großer Entfernung aufgesucht 
wird. 

Meine Damen und Herren, wir haben bei den Fol-
geänderungen, die bei diesem Gesetz anstehen, ein 
Problem anzugehen. Es liegt Ihnen als Antrag aller 

Fraktionen mit der Drucksache 10/2581 vor. Hier 
muß ein Art. 3 a eingeführt werden, 

(Dr. Vogel [SPD]: So hopplahopp!) 

da in dem Gesetz über die Krankenversicherung 
der Landwirte eine entsprechende Änderung dazu-
kommt. 

Ich danke besonders den Parlamentarischen Ge-
schäftsführern aller Fraktionen, daß sie zuge-
stimmt haben, daß dies noch heute eingebracht 
werden kann. 

Zum Schluß möchte ich noch darauf hinweisen, 
daß in dem Bericht des Ausschusses für Arbeit und 
Sozialordnung im „Besonderen Teil" zu Art. 1 Nr. 22 
§ 19 KHG zu Buchstabe b im letzten Satz die sinn-
entstellenden Worte „also insoweit" durch das Wort 
„anstatt" zu ersetzen sind. 

Schönen Dank. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Dr.  Vogel [SPD]: Schönes Durcheinander!) 

Vizepräsident Westphal: Also insoweit nehme ich 
das zur Kenntnis anstatt einer anderen Erklärung. 

Meine Damen und Herren, ich eröffne die allge-
meine Aussprache. Das Wort hat zunächst der Ab-
geordnete Egert. 

Egert (SPD): Herr Präsident! Meine Damen und 
Herren! Als der Berichterstatter das Wort genom-
men hat, habe ich mich in der zugegeben trügeri-
schen Hoffnung gewähnt, daß er einen Part — den 
ich jetzt nachholen muß — für mich gemacht hätte, 
und zwar im Interesse des gesamten Parlaments: 
auf die Unerträglichkeit des Beratungsverfahrens 
bei dem Krankenhausfinanzierungsgesetz hinzu-
weisen. 

(Beifall bei der SPD) 

Im Bericht des Ausschusses steht: „Die Fraktion 
der SPD bringt zum Ausdruck, daß die Ausschußbe-
ratungen unter einem erheblichem Zeitdruck statt-
gefunden haben." 

Ich habe noch keine vornehmere Umschreibung 
eines organisatorischen Beratungschaos gefunden 
wie diesen vornehmen Satz, der in diesem Bericht 
steht. 

(Beifall bei der SPD — Kolb [CDU/CSU]: 
Alles schon dagewesen!) 

Was ist passiert? Die Bundesregierung, an der 
Spitze der Bundesarbeitsminister, verantwortet die-
ses Chaos, das darin besteht, daß wir am 26. Novem-
ber in den Zeitungen lesen konnten, was das Parla-
ment beschäftigen soll. Das ist ein sehr ungewöhnli-
cher Vorgang und hat mit gutem Benehmen von 
Regierung in Richtung Oppositionsfraktion über-
haupt nichts mehr zu tun. 

(Beifall der Abg. Frau Fuchs [Köln] 
[SPD]) 

Wir mußten am 26. November in der Presse lesen, 
daß ein Gesetzentwurf völlig neu vorgelegt wird. 
Am 30. November haben die Abgeordneten die Än-
derungsanträge in ihren Fächern gefunden. Den 
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letzten Änderungsantrag haben sie am 4. Dezember 
in ihren Fächern gehabt. 

(Zurufe von der SPD) 

Den allerletzten Änderungsantrag legen wir jetzt 
mitten in der Beratung vor. 

Am 5. Dezember, Mittwoch, 12 Uhr begann end-
lich die Beratung über einen völlig neuen Gesetz-
entwurf. Wir hatten im Ausschuß dreieinhalb Stun-
den Zeit, darüber zu befinden, uns erläutern zu las-
sen, was gewollt ist, darüber zu reden, wie wir das 
in der Sache sehen. Wir haben abschließend über 
das Ganze abgestimmt. Um 18.05 Uhr war die Bera-
tung zu Ende. Zwischen 19 und 20 Uhr werden die 
Berichterstatter der verschiedenen Fraktionen zu-
sammengerufen. Sie sitzen zwischen Tür und Angel 
im Vorzimmer des Ausschusses und versuchen den 
Bericht zu stricken. Meine Damen und Herren, dies 
ist des gesamten Parlaments unwürdig. 

(Beifall bei der SPD) 

Ganz besonders unwürdig ist die Behandlung der 
Oppositionsfraktion dieses Hauses. 

Hinzu kommt: Das Parlament hat gearbeitet, hat 
am 7. November Sachverständige angehört. Wir ver-
albern doch die Sachverständigen. Dieses Protokoll 
über die Sachverständigenanhörung am 7. Novem-
ber ist Makulatur. Wir konnten mit den Sachver-
ständigen überhaupt nicht mehr darüber reden, 
was denn deren Haltung zu den neuen Vorschlägen 
der Regierung sei. 

(Dr. Vogel [SPD]: Der Sachverständige 
Strauß hat geredet!) 

Die Opposition im Parlament, Herr Minister, ha-
ben Sie beschnitten. Sie haben kein gutes Beneh-
men in Sachen frühzeitiger Unterrichtung der Op-
positionsparteien gezeigt. 

Aber ich will hier ausdrücklich sagen: Dies ist 
keine Kritik an den Mitarbeitern des Ausschusses, 
der Fraktionen und der Regierungsvertreter, die 
unter diesen unmöglichen Bedingungen leiden und 
arbeiten mußten, Bedingungen, die der Arbeitsmi-
nister geschaffen hat, weil er sich mit dem Bundes-
rat nicht frühzeitig verständigen konnte. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesarbeitsminister, es gibt in der Ver-
fassung ein Instrument, mit dem unterschiedliche 
Interessen der Länder und des Bundes ausgegli-
chen werden können. Sie haben von diesem Instru-
ment, den Vermittlungsausschuß einzuschalten, 
was ein geordnetes Verfahren erlaubt hätte, aus 
parteitaktischem Interesse keinen Gebrauch ge-
macht, weil Sie die Interessendivergenz nicht deut-
lich werden lassen wollen. 

(Zurufe von der CDU/CSU) 

Nun haben wir im Ausschuß — deswegen ver-
stehe ich die Ungeduld auf dieser Seite nicht — hin-
ter verschlossenen Türen gesagt: Wir, alle Fraktio-
nen, finden dies unmöglich. Wir haben den Vorsit-
zenden beauftragt, beim Bundesarbeitsminister 
vorstellig zu werden und die Unmöglichkeit dieses 
Verfahrens deutlich zu machen. Dafür, daß wir das 

hinter verschlossenen Türen einstimmig erreichen 
konnten, bedanke ich mich. Es wäre gut, wenn das 
Parlament die Kraft hätte, dies hier auch im Ple-
num zu tun. 

(Beifall bei der SPD) 

Wenn dies alles so eilig und gewichtig ist — ich 
sage: es hat ein Berg gekreißt und ein Mäuslein 
geboren; wenn es denn mehr als ein Mäuslein ist, 
dann dadurch, daß man die Lupe nimmt und es so 
vergrößert —, dann muß auch die Beschlußfähig-
keit dieses Parlaments gegeben sein, dann müssen 
die Regierungsfraktionen die Ernsthaftigkeit dieses 
Hopplahopp-Verfahrens deutlich machen. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesarbeitsminister, dies machen Sie mit 
uns ein einziges Mal und nie wieder! Dies hat mit 
sachgerechter Beratung nichts zu tun. 

(Zuruf von der CDU/CSU: Langsamer!) 

Wir von der SPD-Fraktion werden uns dies im In-
teresse des Parlaments und der Oppositionsfrak-
tion nicht länger bieten lassen. 

(Beifall bei der SPD — Zurufe von der 
CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Faltlhauser. 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Herr Präsident! Meine 
Damen und Herren! Diese Debatte hat etwas mit 
Gesundheit zu tun. Herr Kollege Egert, Aufregung, 
künstliche Aufregung 

(Egert [SPD]: Die Aufregung schaffen Sie 
doch!) 

schadet der Gesundheit. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir haben im Ausschuß doch in aller Ruhe festge-
stellt, daß wir uns etwas mehr Beratungszeit ge-
wünscht hätten. Allerdings darf ich auch sagen: Wir 
haben gerade in diesem Ausschuß in Ihrer Regie-
rungszeit die leidvolle Erfahrung machen müssen, 
daß wir Beratungszwängen, einem Beratungsdruck 
unterworfen waren und daher auch nicht alle Sach-
themen angemessen erörtern konnten. Wir haben 
uns gemeinsam darauf geeinigt, daß das in Zukunft 
nicht mehr vorkommen sollte. 

(Zurufe von der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, ge-
statten Sie eine Zwischenfrage des Abgeordneten 
Heyenn? 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Nein, meine Zeit ist zu 
kurz. 

Eines ist mit Sicherheit geschehen: Das, was die 
Sachverständigen gesagt haben, 

(Zuruf von der SPD: Ist Makulatur!) 

ist in eine Reihe von Änderungsanträgen — es sind 
27 Änderungsanträge der CDU/CSU-Fraktion — 
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eingeflossen. Wir haben durchaus sachkundig das 
aufgenommen, was die Experten zu sagen hatten. 

(Lutz [SPD]: Das glauben Sie ja selber 
nicht!) 

Wir haben heute in der zweiten und dritten Le-
sung natürlich einen schweren Weg mit diesem Ge-
setz zur Neuordnung der Krankenhausfinanzierung 
hinter uns, einen Weg, auf dem aber zwei höchst 
unterschiedliche Ausgangspositionen zu vereinba-
ren waren: einerseits die der Länder, andererseits 
die des Bundes. Die Länder wollten nur — aus-
schließlich — den Abbau der Mischfinanzierung im 
Krankenhausbereich, um ihre Zuständigkeiten zu 
erweitern. Der Bund hatte — verständlicherweise 
— vorrangig die Kostendämpfung im Gesundheits-
wesen im Auge, um die Arbeitnehmer mit Beitrags-
steigerungen in der Krankenversicherung zu ver-
schonen. 

Diesem Haus liegt heute ein Entwurf vor, der 
durch die 27 Änderungsanträge der CDU/CSU und 
der FDP nunmehr so gestaltet ist, daß auch die Län-
der ihn akzeptieren können. Damit liegt diesem 
Haus, so meine ich, heute ein ausgewogener Ent-
wurf vor. Ich habe gezählt: Wenn die Länder im 
Bundesrat zugestimmt haben werden, werden sie 
von ihren ursprünglichen inhaltlichen Positionen in 
18 Punkten abgegangen sein. 

(Egert [SPD]: Aber das stimmt doch nicht, 
Herr Dr. Faltlhauser! Sie wollen der Öf- 

fentlichkeit Sand in die Augen streuen!) 

Auch der Entwurf der Bundesregierung ist in 18 
wesentlichen Punkten geändert worden. 18 : 18, das 
ist ein Unentschieden; das ist, so meine ich, ein ech-
ter Kompromiß. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Ich füge hinzu — und werde das begründen, bevor 
Sie Ihrer Gesundheit hier noch mehr antun, Herr 
Kollege Egert —: Das ist ein guter Kompromiß, den 
ich in drei Bereichen darlegen will. 

Erster Fortschrittsbereich, den dieses Gesetz 
bringt: Dieses Gesetz stärkt die Länderzuständig -
keiten, gibt den Länderparlamenten wieder ein 
Stück dringend notwendiger Entscheidungssub-
stanz zurück. Wir beobachten ja seit 15 Jahren ein 
zunehmendes Aushöhlen der Länderzuständigkeit 
und der Länderparlamente. Dies wird in allen deut-
schen Landtagen von allen Fraktionen beklagt. Ge-
schehen ist aber bisher lediglich eine Entmischung 
beim Graduiertenförderungsgesetz. 

Mit diesem Krankenhausneuordnungsgesetz be-
kommen die Länder jedoch ein wesentliches Stück 
zusätzlicher Verantwortung zurück. Diese Koalition 
und diese Regierung nehmen ihre Bekenntnisse 
zum Föderalismus, liebe Kollegen von der SPD, 
ernst. 

Die SPD-Fraktion beklagt in der Debatte über 
dieses Gesetz den Rückzug des Bundes aus der 
Krankenhausfinanzierung. Meine Damen und Her-
ren, wir sollten draußen in den Länderparlamenten 
denjenigen SPD-Landtagsabgeordneten, die nach 
mehr Zuständigkeit rufen, sagen: Wir, die Unions

-

koalition, wir machen das, aber eure Kollegen von 
der SPD-Fraktion in Bonn wollen das nicht. 

(Beifall bei der CDU/CSU — Zurufe von 
der SPD) 

Der ehemalige Bundeskanzler Helmut Schmidt 
hat vor dem Bundesrat am 19. Dezember 1980 noch 
gefordert — ich zitiere ihn —: „Man muß sich um 
Bereinigung der ... politischen und finanziellen 
Verantwortlichkeit bemühen. Man muß prüfen, auf 
welcher Ebene des Gemeinwesens am ehesten die 
sachgerechteste Lösung erwartet werden kann, und 
man muß Blockaden zwischen den Entscheidungs-
ebenen, wenn möglich, aufheben." 

Ein gutes Wort! 

Getan wurde auch unter der Regierung Schmidt 
in diesem Bereich nichts. Es blieb beim staatsmän-
nischen Philosophieren vor dem Bundesrat. Diese 
Bundesregierung und die Koalitionsfraktionen ha-
ben aber die Kraft, Kompetenzen abzugeben. Dazu 
gehört besonders viel Entscheidungskraft. 

(Zurufe von der SPD) 

Ich glaube, das ist ein Gradmesser für die Souverä-
nität und für das staatspolitische Verantwortungs-
bewußtsein dieser Koalition. 

Zweiter Bereich des Fortschrittes, den dieses Ge-
setz bringt: Dieses Gesetz gibt einen wesentlich grö-
ßeren Gestaltungsspielraum für die wirtschaftliche 
Betriebsführung im Krankenhaus. Damit wird ein 
wichtiger Beitrag zur Kostendämpfung geliefert. 

Ich nenne die wichtigsten neuen Rahmenbedin-
gungen für ein wirtschaftlich arbeitendes Kranken-
haus. 

Erste Rahmenbedingung: mit der Hängematten-
situation der nachträglichen Abdeckung bereits 
verursachter Kosten wird Schluß gemacht. Nur 
noch diejenigen Kosten werden erstattet, die im 
voraus geplant und plausibel gemacht wurden. 

(Zuruf von der SPD: Ach, dann werden sie 
zu hoch geplant!) 

Zweite Rahmenbedingung: Die Vorausplanung 
wurde auch für die Krankenhäuser durch die Mög-
lichkeit interessant gemacht, Gewinne zu machen, 
die nicht mehr abzuliefern sind. Aber auch zu ver-
tretende Verluste bleiben bei den Krankenhäusern. 
Das ist ein dringend nötiges Stück zusätzlicher 
Marktwirtschaft im Krankenhaus. 

Dritte positive zusätzliche Rahmenbedingung für 
die wirtschaftliche Betriebsführung im Kranken-
haus: mehr Beweglichkeit, Preiswahrheit und wirt-
schaftliches Denken werden durch neue Entgeltfor-
men geschaffen. Dieses Gesetz macht Schluß mit 
der leistungsverschleiernden Mischkalkulation des 
sogenannten tagesgleichen, vollpauschalierten Pfle-
gesatzes. Vergütungen von Einzelleistungen, Lei-
stungsgruppen, pauschalierte Entgelt- und Fallpau-
schalen, all dies muß und wird es zukünftig im 
Krankenhaus geben. 

Allerdings muß vor naiver Blauäugigkeit gewarnt 
werden. Wer jemals geglaubt hat, eine Novelle zum 
Krankenhausfinanzierungsgesetz, gleichgültig, wie 
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sie im Detail aussieht, würde im Handumdrehen 
einen großen Kostendämpfungseffekt erreichen, 
der verschließt die Augen vor den Tatsachen, vor 
der Realität im Krankenhaus. Fast drei Viertel der 
Kosten im Krankenhaus sind Personalfixkosten, 
verschlingen Ärzte und Pflegepersonal. Das restli-
che Viertel ist auch weitgehend durch Fixkosten — 
etwa Energiekosten — nicht von den Krankenhäu-
sern beeinflußt. Wer auf ein wirtschaftliches Kran-
kenhaus setzt, muß sich auf längere Zeiträume 
einstellen, in denen Umstrukturierungen möglich 
sind. Kostendämpfungswunder von einem Tag zum 
anderen gibt es im Krankenhaus nicht. Deshalb ist 
diese Krankenhausfinanzierungsnovelle für keine 
Gruppe der Leistungserbringer im Gesundheitswe-
sen geeignet, als Alibi für eigene Versäumnisse zu 
dienen. 

Mit dem Krankenhausneuordnungsgesetz hat die 
Politik die notwendige Vorleistung für mittelfristige 
Kostendämpfungspolitik erbracht. Jetzt sind die 
verschiedenen Gruppen der Selbstverwaltung ge-
fordert, das ihre zur Stabilität der Beiträge beizu-
tragen. 

Ich kann nur diejenigen warnen, die jetzt schon 
mit langen Fingern auf den Bundesarbeitsminister 
zeigen und sagen: Ziehe die Kostendämpfungsvoll-
bremse! Eine derartige Vollbremsung kann nicht 
mehr Freiheit für die verschiedenen Gruppen der 
Leistungserbringer im Gesundheitswesen bringen. 
Der schnelle staatliche Eingriff wird weniger Hand-
lungsspielraum und weniger Markt bringen. Um so 
mehr sind vom heutigen Tage an die Verantwortli-
chen in der Selbstverwaltung gefordert. 

Der dritte Bereich des Fortschritts, den dieses 
Gesetz bringt, ist folgender. Die Kassen sind we-
sentlich stärker in die Verantwortung einbezogen 
worden als bisher. Trotzdem kommt die härteste 
Kritik an diesem Gesetz gegenwärtig von den Kas-
sen. Ich finde diese Kritik höchst befremdlich ange-
sichts des großen Gestaltungsspielraums, den die 
Kassen nunmehr zusätzlich haben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das glauben Sie 
doch wohl selbst nicht!) 

— Hören Sie mir gut zu! 

Erstens haben die Kassen eine entscheidend er-
weiterte Einflußmöglichkeit auf die Pflegesätze 
durch Vorauskalkulationen. Planzahlen sind noch 
gestaltbar; die Addition von bereits gezahlten Rech-
nungen gibt dafür keinen Spielraum mehr her. 

Zweitens sind die Kassen in der neugeschaffenen 
Schiedsstelle paritätisch vertreten, die im Streitfall 
die Pflegesätze festsetzt. Es gab einen Streit dar-
über, ob das ein Beamter sein kann. Die Realität 
wird das widerlegen. Es wird mit Sicherheit so kom-
men, daß die Selbstverwaltung klug genug ist, es 
nicht soweit kommen zu lassen. Sie werden mit 
Sicherheit keinen Beamten zum Vorsitzenden ma-
chen lassen. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Drittens haben die Kassen bei der Investitions-
planung weit mehr Einfluß als bisher. Sie bestim

-

men nicht nur bei den Krankenhausplänen mit, 
sondern auch bei den Investitionsprogrammen. 

(Egert [SPD]: Dies ist wahrheitswidrig! — 
Zuruf der Abg. Frau Fuchs [Köln] [SPD]) 

Das allein ist schon ein großer Sprung nach vorn 
für die Kassen. 

Darüber hinaus muß der Staat beim Kranken-
hausplan und bei den Investitionsprogrammen mit 
den Kassen nicht nur eng zusammenarbeiten, son-
dern Einvernehmen anstreben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Anstreben!) 

Ich meine, dies ist ein sehr weitgehender Koopera-
tionszwang. 

Viertens können die Kassen in Zukunft mit den 
Krankenhäusern Investitionsverträge über Ratio-
nalisierungsinvestitionen abschließen. 

(Egert [SPD]: Dies ist der Einstieg in den 
Geldbeutel der Versicherten!) 

Fünftens haben die Kassen in Zukunft indirekt 
Einfluß auf die Preisgestaltung über die konzer-
tierte Aktion, die in den §§ 17 und 19 sachgerecht 
verankert ist. 

Ich meine: Es sind fünf solide Werkzeuge für den 
Gestaltungswillen der Kassen. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Es steht den Kassen frei, mit diesen Werkzeugen 
Meisterwerke zu schaffen. 

Herr Präsident, das rote Licht vor mir irritiert 
mich. Ich habe bis jetzt keine zehn Minuten gespro-
chen. 

Vizepräsident Westphal: Sie haben zehn Minuten. 

Dr. Faltlhauser (CDU/CSU): Die SPD-Kollegen ha-
ben im Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung ge-
fordert, daß bei der Planung mit den Kassen ein 
Einvernehmen nicht nur angestrebt werden soll, 
sondern herzustellen ist. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das sagen Sie 
doch auch immer!) 

Nach dieser Vorstellung zahlen also die Länder den 
Sprit, und die Kassen haben das Steuer in der Hand 
und den Fuß auf der Bremse. Stellen Sie sich vor, 
der Ministerpräsident von Nordrhein-Westfalen hat 
einer Gemeinde jahrelang ein Krankenhaus ver-
sprochen. Wenn er dort hinkommt, werden ihm Vor-
haltungen gemacht: Warum wird das nicht reali-
siert? Auf drängende Fragen antwortet er: Ich halte 
zwar dieses Krankenhaus gemeinsam mit meiner 
Mehrheitsfraktion für notwendig, aber leider wol-
len die Geschäftsführer der Krankenkassen nicht. 
Bitte schreibt doch mal an diese und legt ein gutes 
Wort dafür ein, daß unsere eigene Krankenhauspla-
nung durchgesetzt wird. 

(Zuruf des Abg. Egert [SPD]) 

Eine derartige Verwischung der politischen Zu-
ständigkeit ist in der Praxis völlig undenkbar. Jeder 
Politiker, der noch ein bißchen Basisbezug hat, wird 
eine solche Situation für völlig untragbar halten. 
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Ich halte sie aber auch für verfassungspolitisch 

bedenklich. Wir sollten uns grundsätzlich Gedan-
ken darüber machen, wieweit sich der Gesetzgeber 
noch mehr aus der Gemeinwohlverantwortung zu-
rückziehen kann, wieweit er Aufgaben noch mehr 
an gesellschaftliche Gruppierungen mit diffuser Le-
gitimation und eingeengter Gruppenrationalität de-
legieren soll. 

Ist es nicht so, daß dieser Bundestag und auch die 
Landtage ohnehin schon sehr begrenzt sind durch 
ein Dickicht von Verwaltungsvorschriften, durch 
supranationale Vorgaben, durch die Rechtspre-
chung von Arbeits-, Sozial- und Verwaltungsrich-
tern? Ist es in einer derartigen Situation ange-
bracht, daß wir das Steuerrad der Verantwortung 
von der Politik immer mehr an gesellschaftliche 
Gruppen abgeben? 

Ich meine, wir sollten vor dem Hintergrund zu-
nehmender Atomisierung der Verantwortung in 
dieser Gesellschaft manche schnell dahingesagte 
Subsidiaritätsformel etwas genauer überprüfen. 

Die Kassenfürsten stellen sich breitbeinig hin 
und sagen: Wer zahlt, schafft an. Aber wer zahlt 
denn? — Nicht die Kassen, sondern die Beitrags-
zahler. Sind die Krankenkassen tatsächlich alleine 
die legitimierten Vertreter der Beitragszahler? Ich 
meine, daß die originäre Vertretung der Interessen 
der Beitragszahler vorrangig bei der Politik liegt 
und nicht bei den Selbstverwaltungen. 

Der Zwang für die Länder, Einvernehmen mit 
den Kassen bei den Planungen herzustellen, Herr 
Kollege Egert, wäre meiner Auffassung nach auch 
verfassungsrechtlich bedenklich. 

(Egert [SPD]: Immer dann, wenn etwas 
passieren soll, kommt die Verfassung ins 

Spiel! Das ist doch merkwürdig!) 

Die Kassen hätten damit ein Vetorecht bei der Pla-
nung. Die Planungskompetenz liegt doch — das ist 
verfassungsrechtlich unbestreitbar — bei den Län-
dern. Der Bund kann doch nicht, Herr Kollege 
Egert, einen Teil der Kompetenz, die ihm nicht zu-
steht, auf einen Dritten, nämlich die Krankenkas-
sen übertragen. 

Eine Übertragung von Planungsbefugnissen nach 
den Vorstellungen der SPD auf die Krankenkassen 
verstieße auch gegen Art. 28 des Grundgesetzes. 

(Zuruf von der SPD) 

— Ich versuche, Ihnen das zu erklären. — Die Ver-
sorgung der Bevölkerung mit leistungsfähigen und 
wirtschaftlichen Krankenhäusern ist unstreitig 
eine öffentliche Aufgabe. Wesentlicher Bestandteil 
dieser Verantwortung ist die Planungshoheit. Nach 
der Rechtsprechung des Bundesverfassungsge-
richts vom 3. Dezember 1957 dürfen wesentliche 
Kompetenzen der Regierung nicht auf Stellen über-
tragen werden, die von Regierung und Parlament 
unabhängig sind. Nein, den Kassen ein Vetorecht 
für die Vergabe von Steuergeldern zu geben ist poli-
tisch und verfassungsrechtlich verfehlt! 

Dieses Gesetz hat diesen Irrweg nicht beschrit-
ten, ist ihm nicht gefolgt. Den Kassenfürsten in 
ihren Glaspalästen kann ich nur zurufen: Bleibt mit 

eurem Machtanspruch auf dem Teppich; arbeitet 
mit diesem Gesetz, es gibt euch genug Instrumente 
in die Hand, um für die Kostendämpfung im Kran-
kenhaus etwas zu bewirken. 

(Zustimmung bei der CDU/CSU — Egert 
[SPD]: Die Versicherten haben das ge

-

hört!) 

Viele besonders Weitsichtige haben dem Bundes-
arbeitsminister mit unverhohlener Freude prophe-
zeit, daß es nicht zur Verabschiedung einer KHG-
Novelle kommen werde. 

(Egert [SPD]: Einer wirksamen KHG-No

-

velle!) 

Diese Propheten — Kassandra Anke war dabei — 
haben sich getäuscht; denn dieser Arbeitsminister 
heißt eben nicht Ehrenberg, sondern Blüm. Der 
Name Blüm bürgt nicht nur für Qualität, sondern 
auch für Beharrlichkeit und Durchsetzungsvermö-
gen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP — 
Zurufe von der SPD) 

Dieser Bundesarbeitsminister hat auch diese neue 
Hürde genommen, eine Hürde, die die Vorgänger 
schon beim Anlauf abschlaffen ließ. 

(Lutz [SPD]: Das hat doch der ,,Arbeitsmi

-

nister" Strauß gemacht! — Weitere Zurufe 
von der SPD) 

Der Bundestag, die Beitragszahler, die Kranken-
hausträger und die Krankenkassen haben, meine 
ich, Anlaß, Norbert Blüm für die Durchsetzung die-
ses Reformwerkes zu danken. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat Frau Dr. 
Adam-Schwaetzer. 

Frau Dr. Adam-Schwaetzer (FDP): Herr Präsident! 
Meine Damen und Herren! Ich hätte es ganz gut 
gefunden, wenn vor mir noch ein Sprecher der 
GRÜNEN zu dem Gesetzentwurf Stellung genom-
men hätte. Aber da die Fraktion der GRÜNEN in-
zwischen offensichtlich quantitativ zu ihrem Partei-
tag abgereist ist — was auch eine Neuheit in die-
sem Parlament darstellt —, 

(Sehr richtig! bei der CDU/CSU — Zurufe 
von der SPD) 

werde ich jetzt also meine Ausführungen machen. 
— Meine Damen und Herren von der Opposition, 
wir haben, auch wenn ein Parteitag anstand, bisher 
immer dafür gesorgt, daß zumindest ein Redner an 
Sitzungen teilnahm, die noch stattfanden. Aber da 
sich DIE GRÜNEN auch an der Beratung dieses 
Gesetzes im Ausschuß kaum beteiligt haben, über-
rascht einen das weiter nicht. 

Den Beginn meiner Rede, so wie ich ihn mir vor-
gestellt habe, konnte ich leicht aus der Rede unse-
res früheren Kollegen Spitzmüller, auch FDP-Frak-
tion, am 1. März 1972 abschreiben, die er damals bei 
der Verabschiedung des jetzt noch gültigen Kran-
kenhausfinanzierungsgesetzes gehalten hat. Ich 
möchte ihn deshalb zitieren, weil man damit deut- 
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lich machen kann, daß sich die Probleme seit 1972 
kaum geändert haben. Zweitens möchte ich damit 
deutlich machen, zwischen welchen Zwängen und 
Schwierigkeiten wir uns befanden. Spitzmüller 
sagte damals: 

Das nunmehr zur Verabschiedung anstehende 
Gesetz erfüllt naturgemäß viele Wünsche nicht, 
die bis zur Stunde an uns herangetragen wor-
den sind ... es ging ja nicht nur um die Kran-
kenhäuser, sondern um kommunale, freige-
meinnützige, kirchliche und nichtkirchliche, 
private Krankenhäuser, die die Gemeinnützig-
keitsordnung erfüllen, Krankenhäuser des 
Bundes, Krankenhäuser der Träger der gesetz-
lichen Rentenversicherung der Arbeiter und 
Angestellten und der gesetzlichen Unfallversi-
cherung sowie weitere Formen. Es ging j a nicht 
nur um die Interessen der Ärzteschaft, sondern 
um die Interessen der frei praktizierenden Ärz-
te, der Chefärzte, der leitenden Krankenhaus-
ärzte, der Oberärzte, Assistenzärzte und Beleg-
ärzte. Es waren nicht nur die Interessen der 
Patienten und einer Versichertengemeinschaft, 
sondern deren Vielzahl zu sehen. Es galt, ge-
rade im Hinblick auf die Finanzierung auch die 
begrenzten Möglichkeiten des Bundes und der 
Länder nicht aus den Augen zu verlieren. 

Meine Damen und Herren, dieses sind in der Tat 
die Zwänge, zwischen denen man sich hindurchbe-
wegen muß, wenn man versucht, in dieser schwieri-
gen Materie zu einer Einigung zu kommen. Ich 
habe viel Verständnis dafür, meine Herren von der 
SPD, daß Sie im Ausschuß dann immer wieder auch 
mal einen Passus aus dem ursprünglichen Regie-
rungsentwurf zum Antrag erhoben haben. Aber die 
Interessenvielfalt gebietet es nun einmal, zu einem 
Kompromiß zu kommen. Dieser Kompromiß, ob-
wohl er viele Wünsche auf unserer Seite offenläßt, 
erscheint uns doch als ein richtiger Schritt in die 
richtige Richtung. Dieses ist so vorsichtig formu-
liert, daß man sagen kann, es dürfen eben in der 
Zukunft, wenn sich das als notwendig erweist, noch 
etliche Schritte folgen. 

Die entscheidenden Neuerungen dieses Gesetzes 
betreffen die Krankenkassen. Wir messen dem 
partnerschaftlichen Gedanken der Zusammenar-
beit zwischen Krankenkassen und Krankenhäu-
sern ganz besondere Bedeutung bei. Die gestiegene 
Bedeutung der Krankenkassen zeigt sich auch in 
einer ganzen Reihe von Vorschriften, in denen ihre 
Mitsprache verbessert werden konnte. 

(Zuruf von der SPD: Wo denn?) 

Dies betrifft einmal die Regelungen über die Bun-
despflegesatzverordnung. Dabei werden die Ver-
tragspartner die Möglichkeit erhalten, vom tages-
gleichen vollpauschalierten Pflegesatz abzuwei-
chen. Dies war in der Vergangenheit ja immer wie-
der ein Punkt des Streites, warum der Patient am 
siebten Tag seines Krankenhausaufenthalts noch 
den gleichen Pflegesatz bezahlen sollte wie am er-
sten Tag, als er in der Regel eine sehr viel höhere 
Pflege in Anspruch nahm. 

Zweitens. Zukünftig werden Pflegesatzverhand-
lungen von Krankenkassen und Krankenhäusern 
geführt werden können, ohne daß der Gang zum 
Regierungspräsidenten gleich zum Knüppel aus 
dem Sack wird. Zweifellos wird dies den Einigungs-
willen und die Kompromißbereitschaft beider Sei-
ten erheblich erhöhen. 

Drittens. Die Schiedsstelle bei Pflegesatzstreitig-
keiten wird paritätisch, d. h. von beiden Interessen-
seiten gleichmäßig besetzt sein und einen neutra-
len, weisungsungebundenen Vorsitzenden haben. 
Dies war für uns eine ganz wesentliche Forderung. 
Denn, meine Damen und Herren, eigentlich muß es 
doch als ein Witz empfunden werden, wenn ein Be-
amter der gleichen Behörde, die die Investitions-
pläne genehmigt, — — 

(Zurufe von der SPD) 

— Ihre Zwischenbemerkungen waren auch schon 
mal besser. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Eigentlich muß es unverständlich sein, daß ein Be-
amter der gleichen Behörde, die die Investitions-
pläne festsetzt, auch dafür zuständig sein soll, die 
Pflegesätze zu genehmigen. Denn der wird sich na-
türlich die Pflegesätze genehmigen, die in seinen 
Investitionsplan hineinpassen, und wird die An-
sprüche der Kostendämpfung in den Hintergrund 
verweisen. 

Viertens. Beim Abschluß von Verträgen zu Ratio-
nalisierungsinvestitionen können die Vertragspart-
ner nun vor Ort beweisen, inwieweit sie den neuen 
Gestaltungsspielraum zur Kosteneinsparung und 
zum Bettenabbau nutzen. Hier kommt den Ländern 
eine besonders hohe Verantwortung zu, damit sie 
nicht den Entscheidungsspielraum der Vertragspar-
teien durch einschränkende gesetzliche Regelun-
gen auf Länderebene unzumutbar behindern. Wir 
fordern die Länder auch auf, die Krankenhäuser, 
die wegen einer Umwidmung oder wegen eines Bet-
tenabbaus nicht mehr im Bedarfsplan stehen, trotz-
dem noch, damit sie die vorgesehenen Zwecke er-
füllen und sich dafür umrüsten können, nicht ganz 
aus der Förderung herauszunehmen. 

Diese wenigen Punkte zeigen, daß das Gesetz den 
an der Versorgung primär Beteiligten neue Hand-
lungsspielräume eröffnet, die es zu nutzen gilt. Für 
uns war es aber auch wichtig, mit diesem Gesetz 
den Krankenhäusern erheblichen zusätzlichen be-
triebswirtschaftlichen Spielraum zu geben. Das be-
trifft einmal die Vorschriften über die Rationalisie-
rungsinvestitionen, zum anderen aber auch den Be-
reich, in dem in der Zukunft die Selbstkosten im 
voraus kalkuliert, festgesetzt und akzeptiert wer-
den müssen. Es darf und wird nicht mehr so sein, 
daß alle Kosten, die gemacht worden sind, im nach-
hinein auch erstattet werden müssen. 

Das bedeutet, daß in der Zukunft Gewinne und 
Verluste möglich sind. Dies ist die Voraussetzung 
für betriebswirtschaftlich vernünftige Entscheidun-
gen. Hier wird es darauf ankommen, daß die Kran-
kenkassen ihrer Verantwortung gegenüber lei-
stungsfähigen, sparsam wirtschaftenden Kranken-
häusern gerecht werden und die erwirtschafteten 
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Frau Dr. Adam-Schwaetzer 
Gewinne im nächsten Jahr nicht voll zurückverlan-
gen. 

Für uns war außerdem wichtig, daß auf der Seite 
der Krankenkassen die privaten Krankenversiche-
rungen bei der Pflegesatzgestaltung mit drin sind. 
Denn sie tragen in sehr erheblichem Maße zur Fi-
nanzierung der Krankenhäuser bei. 

(Müller [Remscheid] [CDU/CSU]: Sehr 
wahr!) 

Im Vorfeld dieser Gesetzesverabschiedung hat es 
eine ganze Menge Stellungnahmen öffentlicher Art 
gegeben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Leider!) 

die den Eindruck erweckten, daß es hier eher 
darum ginge, Macht und Einfluß der Länder zu ver-
größern als darum, ein leistungsfähiges Angebot an 
preiswerten Krankenhausbetten zu schaffen. 

(Egert [SPD]: Das ist wahr!) 

Ich verhehle nicht, daß vieles von dem schwer 
erträglich gewesen ist. Es hat zu dem bekannten 
Poker geführt. Herr Egert, ich teile zwar nicht die 
Aufregung, die Sie heute morgen vorgeführt ha-
ben, 

(Egert [SPD]: Jeder ist so, wie er ist!) 

wir haben aber wohl Verständnis dafür, daß Sie das 
Verfahren angemahnt haben. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Vielen Dank, 
gnädige Frau!) 

Die Länder können sich über diesen Kompromiß 
genausowenig wie wir beklagen, denn der Letztent-
scheid ist bei ihnen verblieben. Wir haben aber 
durch eine ganze Reihe von Regelungen einen 
Zwang zur Einigung eingebaut. Nun gilt es in der 
Tat, die Regelungen zu nutzen. 

Allen Unkenrufen zum Trotz wird das Gesetz 
heute verabschiedet. Es liegt jetzt an den Beteilig-
ten, es mit Leben zu erfüllen. Mit Heulen ist nie-
mandem geholfen. Wir wollen, daß in der Zukunft 
jeder — Krankenhäuser, Krankenkassen und Län-
der — an die Interessen der anderen denkt und zu 
einem vernünftigen Interessenausgleich kommt. 
Dieses Gesetz bietet einen Ansatzpunkt dafür. 

Vielen Dank. 

(Beifall bei der FDP und der CDU/CSU) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Abge-
ordnete Kirschner. 

Kirschner (SPD): Herr Präsident! Meine Damen 
und Herren! Herr Kollege Faltlhauser, ich möchte 
nur daran erinnern: Bei der letzten Änderungsvor-
lage der sozialliberalen Koalition haben sieben Sit-
zungen und nicht nur zwei stattgefunden wie dieses 
Mal. Wenn Sie dem Kollegen Egert vorhalten, Auf-
regung schade seiner Gesundheit, so möchte ich 
einmal feststellen: 

(Dr. Faltlhauser [CDU/CSU]: Das stimmt!) 

— Ja, sicher. Aber auch der Leistungsstreß, in dem 
man ein solches Gesetz durch den Ausschuß paukt, 

schadet der Gesundheit der Abgeordneten und 
nicht zuletzt der Mitarbeiter dieses Ausschusses. 

(Beifall bei der SPD) 

Ich glaube, auch dies muß man dazu sagen. 

Die heute zur abschließenden Beratung anste-
henden Gesetzentwürfe zur Neuordnung der Kran-
kenhausfinanzierung bedeuten ohne Zweifel einen 
tiefen Einschnitt in die Krankenhauspolitik. Für die 
Fraktion der SPD steht fest, daß der Gesetzentwurf 
der Bundesregierung in der vom federführenden 
Ausschuß für Arbeit und Sozialordnung zur An-
nahme empfohlenen Fassung einen Schritt zurück 
vor die 1972 durchgeführte Krankenhausreform be-
deutet. 

Das Ergebnis dieses Vorhabens wird — selbstver-
ständlich, Herr Kollege Dr. Becker — sein: Die Aus-
gaben der Krankenkassen für die Krankenhausver-
sorgung werden weiter steigen, ohne daß damit eine 
qualitativ bessere Versorgung der Krankenhauspa-
tienten erreicht wird. Gleichzeitig werden die Defi-
zite der Krankenhäuser weiter zunehmen. Die oh-
nehin nicht ausreichende Investitionstätigkeit im 
Krankenhausbereich wird noch unbefriedigender. 

Mißt man dieses Ergebnis an den vollmundigen 
Erklärungen des Bundesarbeitsministers, Herr Kol-
lege Dr. Blüm, so ist die Bezeichnung dieser Geset-
zesoperation mit dem Begriff Pleite schon beinahe 
Euphemismus. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Richtig!) 

Herr Bundesarbeitsminister, Sie haben mit dem 
heute zur Verabschiedung anstehenden Gesetz ge-
nau jene Bauchlandung erlebt, die Ihnen alle Kun-
digen der Gesundheitspolitik angesichts Ihrer man-
gelnden taktischen und inhaltlichen Vorbereitung 
des Gesetzgebungsverfahrens prophezeit haben. 

(Zustimmung bei der SPD) 

Anläßlich der ersten Lesung der Novelle zum Kran-
kenhausfinanzierungsgesetz haben Sie Kompro-
mißbereitschaft gegenüber den Ländern signa-
lisiert. Meine Fraktion hat damals festgestellt, daß 
Sie angesichts Ihrer dilettantischen Vorbereitung 
des Gesetzesvorhabens überhaupt nicht mehr in 
der Lage sein werden, Kompromißangebote zu ma-
chen. 

Die Gespräche zwischen Ihnen und dem bayeri-
schen Ministerpräsidenten Strauß, bei denen sich 
der Bundeskanzler ganz offensichtlich auf die Seite 
seines bayerischen Männerfreundes geschlagen 
hat, sind ein schlagender Beweis für unsere damali-
gen Feststellungen. Wer den von Ihnen selbst vor-
gelegten Regierungsentwurf als Maßstab nimmt 
und ihn an den jetzt vorliegenden Gesetzentwurf 
anlegt, der wird feststellen, daß die unionsgeführten 
Bundesländer Sie, Herr Bundesarbeitsminister, 
vorgeführt haben. Der uns jetzt vorgelegte Kompro-
miß trägt zu 5 % den Namen Blüm und zu 95 % die 
Namen der Ministerpräsidenten Strauß und Späth. 

(Beifall bei der SPD — Dr. Diederich [Ber

-

lin] [SPD]: Das ist eben ein „Blümchen

-

Strauß") 
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Kirschner 
Herr Bundesarbeitsminister, dies ist nicht nur für 
Sie eine schwerwiegende politische Niederlage, son-
dern, was weitaus gravierender ist, das ist eine Nie-
derlage für die Beitragszahler, die die Zeche Ihres 
politischen Unvermögens in Form von weiteren 
Beitragssatzerhöhungen zu zahlen haben werden. 

(Beifall bei der SPD) 

Sie, Herr Blüm, haben zu Recht darauf hingewie-
sen, daß im weiteren Bemühen um Kostendämp-
fung im Gesundheitswesen die Novellierung des 
Krankenhausfinanzierungsgesetzes eine wichtige 
Rolle spielt. Sie haben sich sogar zu der Behaup-
tung verstiegen — ich möchte jetzt einmal aus Ihrer 
Rede vom 18. Oktober zitieren —: 

Aber wer will die Ärzte, die Pharmaindustrie 
und die Versicherten zur Sparsamkeit ermah-
nen, wenn wir im ureigensten Bereich gegen-
über dem Hauptkostenverursacher, dem Kran-
kenhaus, versagen? 

Ich will auch klarstellen: 

— das sind immer noch Ihre Worte — 

Es  kann keine weiteren notwendigen Struktur-
reformen im Gesundheitswesen geben . . . , 
wenn der Gesetzgeber die Mutprobe Kranken-
haus nicht besteht. 

(Dr. Vogel [SPD] Hört! Hört! — Egert 
[SPD]: Vollmundig!) 

Ich meine, diese Mutprobe — das muß ja wohl an 
die Koalitionsfraktionen gehen — ist sowohl bei Ih-
nen, Herr Bundesarbeitsminister, als auch bei den 
Koalitionsfraktionen schwer danebengegangen. 
Das ist bei Ihnen wohl deutlich in die Hose gegan-
gen. 

(Dr. Waigel [CDU/CSU]: Unanständiger 
Ausdruck! — Egert [SPD]: Hohle Sprech

-

blasen sind übriggeblieben!) 

— Herr Waigel, ich bitte Sie. — 

Sie haben weiter gesagt, Herr Bundesarbeitsmi-
nister, wenn es mit der Novellierung des Kranken-
hausfinanzierungsgesetzes nicht recht vorangehe, 
wäre auch den Ärzten und Zahnärzten, der Phar-
maindustrie und den Gesundheitshandwerkern ein 
Beitrag zur Kostendämpfung nicht abzuverlangen. 
Die Wichtigkeit von Kostendämpfung im Kranken-
hausbereich ist in diesem Haus unbestritten. Der 
Schluß allerdings, den Sie daraus ziehen, nämlich 
daß Kostendämpfungsbeiträge bei den anderen Er-
bringern von Gesundheitsleistungen dann nicht 
mehr zu erwarten seien, mag zwar stimmungsmä-
ßig verständlich sein, ist aber inhaltlich verheerend, 
vor allen Dingen auf Grund des Ergebnisses dieses 
Gesetzentwurfes, den Sie ja wohl heute verabschie-
den wollen. 

Noch etwas, Herr Bundesarbeitsminister. Ihr 
Kernproblem und Ihr Kardinalfehler war Ihr Ver-
sprechen an die Bundesländer, der Aufhebung der 
Mischfinanzierung zuzustimmen, ja sie den Län-
dern sogar von vornherein anzubieten. Mein Kol-
lege Egert hat Ihnen das in der ersten Lesung vor-
gehalten. Damit haben Sie den einzigen Trumpf, 
den Sie zur Durchsetzung einer inhaltlichen Re

-

form der Krankenhausfinanzierung überhaupt in 
der Hand hatten, freiwillig abgegeben. 

Wir haben Ihnen anläßlich der ersten Lesung pro-
phezeit, Sie würden bei den abschließenden Bera-
tungen mit nichts anderem dastehen als der Aufhe-
bung der Mischfinanzierung. Wer sich nun das Er-
gebnis des Gesetzgebungsverfahrens ansieht, der 
wird erkennen: Wir haben — leider, muß ich dazu-
sagen — recht behalten. Das, was an inhaltlichen 
Veränderungen der Krankenhausfinanzierung in 
dem jetzt zur Abstimmung stehenden Gesetzent-
wurf enthalten ist, sind salvatorische Klauseln: 
viele Worte, politisch weiße Salben. 

Herr Bundesarbeitsminister, haben Sie sich denn 
nicht überlegt, was wird, wenn die Mischfinanzie-
rung aufgehoben wird? Ist Ihnen die Enge in den 
Finanzhaushalten der einzelnen Bundesländer — 
die  ja sehr unterschiedliche Ausmaße hat — eigent-
lich entgangen? Ist Ihnen entgangen, daß die Aufga-
be, die die Länder jetzt allein zu bewältigen haben, 
von ihnen überhaupt nicht mehr bewältigt werden 
kann? Ist Ihnen als Bundesarbeitsminister denn die 
politische Verantwortung für die Stabilität der Bei-
tragssätze in der Krankenversicherung abhanden 
gekommen? Wie wollen Sie dieser Verantwortung 
nachkommen, wenn Sie die Mischfinanzierung mir 
nichts, dir nichts aufgeben? 

Ich gebe zu, Herr Bundesarbeitsminister, Sie ha-
ben es in Ihrem eigenen Bundeskabinett nicht ganz 
leicht gehabt, vor allen Dingen nicht mit dem Bun-
desfinanzminister, der auch hier ist; denn es ist 
zugestanden: Der Fiskalist Stoltenberg macht mit 
der Aufhebung der Mischfinanzierung ein blenden-
des finanzielles Geschäft für seinen Bundeshaus-
halt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: So ist es!) 

Nun noch zu einigen inhaltlichen Fragen der Re-
form der Krankenhausfinanzierung, die Sie in Ih-
rem ursprünglichen Gesetzentwurf aufgegriffen 
hatten. Die sozialdemokratische Bundestagsfrak-
tion — dies ist unbestritten, Herr Bundesarbeitsmi-
nister — hat ihre eigene Leidensgeschichte in 
Sachen Krankenhausfinanzierung. Aber gerade 
weil wir diese haben, fühlen wir uns besonders be-
rechtigt, zu den wichtigen Fragen Stellung zu neh-
men. 

Wir haben im Frühjahr dieses Jahres hier in die-
sem Hause eine Fragestunde zu dieser Thematik 
gehabt, in der Ihr parlamentarischer Staatssekretär 
Höpfinger die Position Ihres Ministeriums zu den 
inhaltlichen Fragen eindeutig klargestellt hat. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Das war sehr 
gut!) 

Und wir haben das damals begrüßt und erklärt, 
wenn Sie in dieser Weise und mit diesen Antworten 
auf die Probleme einen Gesetzentwurf zur Kran-
kenhausfinanzierung vorlegten, würden wir Sie 
darin unterstützen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

Und diese Erklärung haben wir ernst gemeint. 
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Kirschner 
Als Sie nun Ihren Regierungsentwurf vorgelegt 

haben und dieser Regierungsentwurf mit Aus-
nahme der Mischfinanzierung den damals von Ih-
nen selber gesetzten Erwartungen entsprach, ha-
ben wir wiederum erklärt, wir unterstützten diesen 
Teil des Gesetzentwurfes. 

Nun sind wir heute in der eigenartigen Situation, 
daß wir als Opposition die einzigen in diesem 
Hause sind, die diesen Teil Ihres Gesetzentwurfes 
tragen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Hört! Hört!) 

Sie selbst haben sich aber in der Zwischenzeit von 
Ihren eigenen Vorschlägen verabschiedet. 

(Beifall bei der SPD) 

Allein dies, Herr Bundesarbeitsminister, sollte Ih-
nen ja wohl zu denken geben: Die Opposition trägt 
Ihren Gesetzentwurf, die Koalition verabschiedet 
sich von ihm. Dies ist — das kann man wohl sagen 
— eine groteske Situation. Sie sagt natürlich auch 
einiges über Ihre politischen, taktischen und diplo-
matischen Fähigkeiten bzw. die Fehler, die Sie in 
diesem Gesetzgebungsverfahren gemacht haben. 

(Beifall bei der SPD) 

Herr Bundesarbeitsminister, wir wollen Sie ein-
mal an Ihren eigenen Versprechungen messen. Sie 
haben versprochen — und ich habe dies eben auch 
mit Erstaunen von der Frau Kollegin Adam-
Schwaetzer gehört —, den Krankenkassen die not-
wendigen Mitbestimmungsrechte bei der Kranken-
hausbedarfsplanung und bei der Pflegesatzgestal-
tung zu gewähren. Ich möchte Sie aus dem Proto-
koll vom 18. Oktober zitieren. Da haben Sie gesagt: 

Das System des Krankenhauses leidet an meh-
reren Konstruktionsfehlern. Der erste ist: Die 
Krankenkassen, welche die Hauptlast der 
Krankenhausfinanzierung tragen, haben aus 
meiner Sicht zu wenig zu sagen. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Es hat sich 
nichts gebessert!) 

Ja, Herr Bundesarbeitsminister, was ist jetzt ei-
gentlich von Ihren vollmundigen Versprechungen 
übriggeblieben? Wo bleibt denn die Mitbestimmung 
der Krankenkassen? Dies ist doch nur noch auf 
weiße Salbe reduziert worden. Sie haben doch über-
haupt nichts erreicht. 

Lassen Sie mich noch eine weitere Bemerkung 
machen: Was sehr wichtig ist — — 

Vizepräsident Westphal: Herr Abgeordneter, dies 
dürfen Sie nur noch in einem Satz tun. Dann ist lei-
der die Redezeit vorbei. 

Kirschner (SPD): Herr Präsident, es tut mir leid, 
daß wir so wenig Zeit dafür haben — wenn man 
sich vorstellt, was wir mit diesem Gesetz bewegen. 

Ich will nur noch eines sagen, Herr Bundesar-
beitsminister — das andere kann ich leider nicht 
mehr ausführen, obwohl es für uns alle wichtig ge-
wesen wäre —: Wir werden diesem Gesetzentwurf 
nicht zustimmen. Wir hätten ihm in den Teilen zu-
stimmen können, die Sie ursprünglich — ohne die 
Herausnahme der Mischfinanzierung — vorgelegt 

hatten. Die Bürger des Landes werden letzten En-
des die Zeche für diesen verkorksten Gesetzent-
wurf zu zahlen haben. 

Herzlichen Dank. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Das Wort hat der Bundes-
minister für Arbeit und Sozialordnung. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Präsident! Meine Damen und Her-
ren! Ich möchte mich bei den beteiligten Ausschüs-
sen ausdrücklich für die Beratung bedanken, die 
unter großem Zeitdruck stand. Ich habe Verständ-
nis für die Klagen, die geäußert worden sind. Dieser 
Zeitdruck wäre nicht entstanden, wenn ich nicht, da 
mein Vorgänger Ehrenberg zweimal gescheitert ist, 
einen dritten Versuch hätte machen müssen. Dann 
hätten wir überhaupt nicht unter Zeitdruck gestan-
den; dann hätten wir ein Krankenhausfinanzie-
rungsgesetz gehabt. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Einer, der zweimal Bruchlandung gemacht hat, der 
soll dem anderen keine Bauchlandung vorwerfen, 
Herr Kirschner. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wenn Sie nie härter landen als bei diesem Gesetz, 
dann kann ich Sie jetzt schon beglückwünschen. 
Diese ganzen Wortspiele mit dem Blumen-Strauß! 
Blumen-Strauß ist mir immer noch lieber als Vogel 
Strauß. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU) 

Wir verabschieden heute ein neues Kranken-
hausfinanzierungsgesetz. Das ist ein Schritt nach 
vorne. Ich sage nicht, daß wir am Ziel all unserer 
Wünsche wären, aber wir haben einen großen 
Schritt nach vorne gemacht. Der Fortschritt ist 
eben kein Überschallflugzeug, er kommt zu Fuß da-
her. 

Bei der Finanzierung des Krankenhauses kom-
men mehr wirtschaftliche Gesichtspunkte zum Zug. 
Meine Damen und Herren, das halte ich für einen 
Fortschritt, denn Sparsamkeit und Gesundheit sind 
keine Gegensätze. Unsere Gesundheit ist nicht in 
dem Maße gestiegen, in dem wir mehr Geld für 
Gesundheit ausgegeben haben. Das Krankenhaus 
ist auch nicht in jedem Falle besser geworden, je 
mehr Geld in das Krankenhaus investiert wurde. 

Die Kosten sind jedenfalls in zehn Jahren — von 
1973 bis 1983 — von 11 Milliarden DM auf 30 Milli-
arden DM gestiegen. In der Tat, wenn wir nicht die 
Bremse anziehen, werden wir von den Kosten über-
rollt. Die Bremse anziehen heißt nicht nur, auf den 
Gesetzgeber zu vertrauen. Bremse anziehen heißt, 
daß alle Beteiligten Einsicht zeigen und daß die 
Selbstverwaltung alle Mittel in Dienst nimmt, die 
der Kostendämpfung dienen. Gesundung und Spar-
samkeit können auch deshalb keine Gegensätze 
sein, denn Patient und Beitragszahler sind doch 
keine Feinde. Das sind dieselben Menschen in 
höchst unterschiedlichen Situationen. 
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Bundesminister Dr. Blüm 
Wo liegen die Verbesserungen, worin liegt der 

Schritt nach vorne? 

Erstens. Das Selbstkostendeckungsprinzip, das 
ein Erstattungsprinzip war, haben wir verändert; 
wir haben es umgekehrt. Ein Erstattungsprinzip, 
ein Selbstkostendeckungsprinzip als Erstattung 
entstandener Kosten, das ist der Ohrensessel der 
Krankenhäuser. Diesen Ohrensessel haben wir be-
seitigt. Es wird jetzt über vorauskalkulierte Selbst-
kosten verhandelt. Damit sind Selbstkosten gestalt-
bar. Sie fallen nicht vom Himmel; sie sind Verhand-
lungsgegenstand: Wieviel Maschinen sollen in die 
Selbstkosten eingehen? Wie kann die Verweildauer 
verkürzt werden? Damit gestalten wir Selbstkosten 
und nehmen sie nicht wie ein Schicksal hin. Kein 
Krankenhaus, das wirtschaftlich arbeitet, braucht 
diese Umstellung zu fürchten. 

Ich sehe den zweiten großen Fortschritt im Nie-
gesatzrecht. Darauf ist ja schon hingewiesen wor-
den. Wir haben die Weichen gestellt weg vom tages-
gleichen vollpauschalierten Pflegesatz hin zur Lei-
stungsentgeltung, hin zu einem Entgelt für die Lei-
stung, die das Krankenhaus erbringt. Die Leistung 
bei einer Blinddarmoperation ist eben etwas ande-
res als die Leistung bei einer Herzoperation. Wenn 
hier Leistungsgesichtspunkte zum Zuge kommen, 
dann, glaube ich, hat die Sparsamkeit größere 
Chancen. 

Druck auf Verweildauer. In der Tat, die Versu-
chung ist groß, den Patienten länger im Kranken-
hausbett liegen zu lassen, als es für seine Gesun-
dung notwendig ist, wenn — darauf ist ja schon auf-
merksam gemacht worden — für den ersten wie für 
den zwanzigsten Tag das gleiche Geld bezahlt 
wird. 

Das Krankenhaus kann Gewinn und Verlust ma-
chen. Hier zeigt sich, daß das Gewinnprinzip — an-
ders, als manche, die ihre Kinderbücher aus Karl 
Marx' Zeiten lesen, glauben — keineswegs nur das 
große Profitprinzip ist, sondern daß darin der An-
sporn liegt, zu sparen; denn wenn man Gewinn ma-
chen kann, den Gewinn für sich verwenden kann, 
zurücklegen kann, dann besteht ein Antrieb zu Spa-
ren. Sparen für andere: Der Fremdsparer müßte 
noch erfunden werden! 

Meine Damen und Herren, ich sehe auch in der 
Stärkung der Verhandlungsposition der Kranken-
kassen neue Möglichkeiten der Kostendämpfung. 
Die Preisfestsetzungsbehörde — wie immer sie aus-
gesehen hat, welchen Titel auch immer sie trug — 
ist tot. Jetzt ist eine Schiedsstelle mit gleich starken 
Partnern vorgesehen. Nur wenn sich die beiden 
nicht einigen können, wird ein Dritter zu Hilfe ge-
rufen. Wenn sie sich nicht auf den Dritten einigen 
können, dann wird das Land den Vorschlag ma-
chen. Aber der Dritte muß in jedem Falle neutral 
sein; er darf nicht weisungsgebunden sein. 

Meine Damen und Herren, was hätten Sie doch 
vor Jahren darum gegeben, wenn Sie eine solche 
Schiedsstelle in Ihr Gesetz gebracht hätten! Sie hät-
ten das doch als einen der größten Erfolge in der 
Krankenhausgeschichte gefeiert. 

(Zuruf des Abg. Dr. Waigel [CDU/CSU]) 

Allerdings — ich füge es hinzu — ist meine Posi-
tion in der Tat die, den Rücken der Krankenkassen 
zu stärken. Aber diese müssen auch ihre Chancen 
ergreifen. Der Gesetzgeber kann nur Angebote ma-
chen. Sie müssen ihre Chancen verantwortungsvoll 
ergreifen. 

Zur Krankenhausplanung — das ist der zweite 
Gesichtspunkt: Ihr Vorwurf war auch da, ich sei 
nicht weit genug gesprungen. Also wissen Sie: 
Wenn man zweimal auf der Anlaufbahn war und 
Muskelkrampf hatte, dann soll man mir nicht vor-
werfen, ich sei nicht so weit gesprungen. Sie sind 
doch noch nicht mal bis zum Absprungbalken in 
Sachen Krankenhausplanung gekommen. Wir sind 
doch einen Schritt nach vorn gekommen. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Das wird doch niemand bestreiten. 

Krankenkassen haben Mitspracherecht bei 
Krankenhausplanung und Investitionsprogram-
men, und zwar über die Zusammenarbeit hinaus, 
die das Gesetz bisher nur für die Krankenhauspla-
nung vorschrieb. Es ist Einvernehmen anzustreben, 
und zwar über Entscheidungsgrundlagen, Pla-
nungsziele, Schwerpunkte und Prioritäten. Ich sehe 
in dieser Einladung zur Kooperation nicht einfach 
ein Verfahren, wo die Krankenkassen befragt wer-
den „Sagst du ja, sagst du nein?", sondern wo part-
nerschaftlich um die beste Krankenhausplanung 
gerungen wird. 

In der Tat muß gefragt werden, wie es auch unter 
Krankenhäusern eine bessere Arbeitsteilung geben 
kann, ob etwa jedes Großgerät in jedem Kranken-
haus stehen kann. Sinn unserer Krankenhausge-
setzgebung kann nicht sein, daß die einen über die 
Investitionen bestimmen und für die anderen ledig-
lich die Folgekosten übrigbleiben. Wir wollen die 
Kooperation. Es hängt sehr davon ab, was die Part-
ner daraus machen. 

Ich sage das auch deshalb, weil wir gemeinsam 
an der Senkung der Lohnnebenkosten interessiert 
sein müssen. Wenn die Lohnnebenkosten davonlau-
fen oder explodieren, vernichtet die Sozialversiche-
rung ihre eigene Einnahmequelle. Das wäre sozusa-
gen ein Selbstmord der Sozialversicherung. Das 
kann niemand wollen. 

Ich sehe auch in der Konzertierten Aktion weiter-
hin jenen runden Tisch, an dem alle Beteiligten sit-
zen, um gemeinsam nach Möglichkeiten der Weiter-
entwicklung unseres Gesundheitssystems Aus-
schau zu halten. Diese Konzertierte Aktion ist für 
mich nicht das große Palaver, sondern der Versuch, 
gemeinsame Orientierungsmaßstäbe zu finden, an 
die sich alle halten. Es geht nicht, einerseits mehr 
Selbstverwaltung zu verlangen und andererseits 
nichts zu machen. Es geht auch nicht, mehr Selbst-
verwaltung zu verlangen und anschließend nach 
dem Staat zu rufen. 

Um diese Grundsatzposition noch mal deutlich zu 
machen: Für mich ist der Staat immer nur Ersatz-
spieler. Er sitzt immer nur auf der Reservebank. 
Wenn die Stammspieler versagen, bin ich bereit, 
mich warmzulaufen und möglicherweise aufs Spiel-
feld zu gehen. 
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Vizepräsident Westphal: Herr Minister, gestatten 
Sie eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Glombig? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Bitte schön. 

Vizepräsident Westphal: Bitte. 

Glombig (SPD): Herr Bundesarbeitsminister, wür

-

den Sie bei dieser Gelegenheit nun endlich zugeben, 
daß Sie eine große politische Niederlage hinsicht-
lich der Entmischung in der Krankenhausfinanzie-
rung erlitten haben und daß Sie vorhaben, als Aus-
gleich dafür die Selbstbeteiligungselemente der ge-
setzlichen Krankenversicherung zu Lasten der Ver-
sicherten weiter auszubauen, und daß die perso-
nelle Entscheidung, Herrn Vielhaber von der FDP 
zum Leiter der Unterabteilung Krankenversiche-
rung Ihres Hauses zu machen, deutlich darauf hin-
weist, daß dieser Weg von Ihnen gegangen werden 
soll? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Herr Abgeordneter, darf ich vielleicht Ihre 
Fragen sortieren: Welche Fragen waren zur Kran-
kenhausfinanzierung und welche zur Personalpoli-
tik? 

Glombig (SPD): Es paßt beides. Es gehört beides 
zusammen. 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Also ich bleibe, wenn Sie es gestatten, bei 
der Krankenhausfinanzierung und stelle fest: Ent-
mischung war das einvernehmliche Ziel sowohl des 
Entwurfs der Länder wie der Bundesregierung. Ich 
kann da nicht verlieren, wenn es im eigenen Ge-
setzentwurf steht. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 
Ich will Ihnen das auch begründen. Mischsyste-

me, wo immer sie sind, enthalten die Gefahr der 
Verantwortungsverwischung. Jeder versteckt sich 
hinter dem anderen. Wenn er kein Geld geben will, 
sagt er: Mir fehlt der Partner. Ich bin da für Verant-
wortungsklarheit. Die Adressen müssen klar sein. 

Und wo soll denn das Geschäft des Bundes sein? 
Wir haben doch das Geld an die Länder weitergege-
ben. Wir haben damit doch kein Spargesetz verbun-
den. Freilich ist es richtig, daß die Länder dies auch 
für die Krankenhausinvestitionen reservieren sol-
len. Aber die Adresse dieser Forderung sind die 
Länder. Ich unterstütze die Forderung, weil es Inve-
stitionsstau nicht im Sinn des Baus neuer Betten 
gibt — wir haben viel zu viele Betten. Aber es gibt 
einen Investitionsstau in Sachen Modernisierung. 
Wenn Investitionen, die notwendig sind, nicht getä-
tigt werden, treibt das die Kosten hoch. Deshalb: 
Unterlassene Investitionen sind weder arbeits-
marktpolitisch erwünscht noch gesundheitspoli-
tisch von Nutzen. 

Vizepräsident Westphal: Herr Minister, Sie gestat-
ten eine Zwischenfrage des Herrn Abgeordneten 
Reimann? — Bitte schön. 

Reimann (SPD): Herr Arbeitsminister, Sie spre-
chen immer in einer sehr bildreichen Sprache. Jetzt 
haben Sie sich schon mehrfach als Ersatzspieler 
bezeichnet. Ich frage Sie: Glauben Sie nicht, es wäre 
besser, Sie würden als Tormann aufs Spielfeld ge-
hen, um die Elfmeter von Herrn Strauß und Herrn 
Späth zu halten? 

Dr. Blüm, Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung: Möglicherweise bin ich im Fußball nicht 
so bekannt wie Sie. Ich bleibe dabei: Der Staat 
sollte Bescheidenheit üben. Der Staat sollte sich zu-
rückhalten. Wenn es die Stammspieler der Selbst-
verwaltung selber können, sollen sie als Tormann, 
als Stürmer, als Verteidiger spielen. 

(Beifall bei der CDU/CSU) 

Ihnen, Herr Kollege, würde ich die Rolle des 
Schiedsrichters gönnen, weil Sie eine besondere 
Nähe zu den roten Karten haben. 

(Heiterkeit und Beifall bei der CDU/CSU 
und der FDP) 

Meine Damen und Herren, ich will noch ein paar 
Bemerkungen zu den freigemeinnützigen Kran-
kenhäusern machen. Mir liegt sehr daran, hier aus 
Anlaß der Verabschiedung dieses Gesetzes darauf 
hinzuweisen, daß die freigemeinnützigen Kranken-
häuser für uns ein unverzichtbarer Bestandteil un-
serer Krankenhauslandschaft sind. 

(Beifall bei der CDU/CSU und der FDP) 

Wir wünschen nicht den staatlichen Einheitstyp. 
Das Problem vieler dieser Krankenhäuser besteht 
darin, daß sie keinen finanzkräftigen Rückhalt in 
einer Kommune, in einem Träger haben. Deshalb 
gebietet es die Chancengleichheit, daß der Staat die 
nötigen Investitionsmittel gerade in diesem Bereich 
reserviert. Wir wollen das Angebot der freigemein-
nützigen Krankenhäuser. Sie brauchen ihre Lei-
stungen auch gar nicht zu verstecken. Bei ihnen ist 
der Pflegesatz pro Tag im Durchschnitt um 20 DM 
niedriger als bei den großen staatlichen Gesund-
heitsfabriken. Rechnen wir einmal: Jeder der 107 
Millionen Pflegetage wäre um 20 DM billiger, so wie 
das in den freigemeinnützigen Krankenhäusern der 
Fall ist. Wir hätten dann über Nacht über 2 Milliar-
den DM gespart. 

Ich will diese Debatte mit ein paar Grundsatzbe-
merkungen zur Gesundheitspolitik beschließen. Ich 
glaube nämlich in der Tat, daß der Gesetzgeber und 
die Paragraphenproduzenten nicht alles kennen 
und nicht alles können. Das Gesundheitssystem 
könnte geradezu zum Lehrmittel für eine außenge-
steuerte Welt werden, für eine Welt, in der alle Pro-
bleme von Spezialisten gelöst werden, in der für alle 
Probleme eine Therapie vorhanden ist, eine Welt, in 
der sich niemand mehr mit sich selber und seinen 
Problemen auseinandersetzt. Die Sucht nach den 
Medikamenten als geradezu pseudoreligiöse Trö-
stung ist auch ein Abschied von Selbständigkeit 
und Selbstverantwortung. Das Medikament für al-
les und für jeden — selbst Kinder werden stillge-
legt; vielleicht würde Erziehung mehr nützen als 
manches Medikament —, 

(Beifall bei der CDU/CSU) 
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die Flucht und der Versuch, die Lösung immer von 
außen her zu finden, könnten in eine Gesellschaft 
führen, in der wir alle von der Wiege bis zur Bahre 
an die Hand genommen werden. Es geht darum, die 
Mechanisierung des Gesundheitssystems zurückzu-
drängen. Wir müssen in manchen Großkranken-
häusern ja geradezu eine Suchmeldung nach dem 
Menschen aufgeben. Der Blinddarm auf Zim-
mer 1218 ist vielleicht doch nicht der ganze Mensch. 
Man spricht von einem Patientenfluß. Das Wort 
ist dem Begriff „Aktenfluß" nachgebildet und zeigt 
die ganze Gesinnung dieser Gesundheitsfabrikan-
ten. 

Ich glaube, wir müssen geradezu wieder neu für 
eine humane Medizin eintreten, indem wir auch an 
Selbstverantwortung appellieren. Der Tod, abge-
schoben ins Krankenhaus und damit verdrängt! Ein 
fast heilloser Wettbewerb zwischen Diagnose und 
Therapie, ein Wettbewerb, den die Therapie nie ge-
winnen kann, weil am Ende des Lebens immer das 
Sterben steht. Vielleicht ist diese Verdrängung des 
Todes auch ein Grund für die Kostenträchtigkeit 
und die Züge von Unmenschlichkeit, die unser Ge-
sundheitssystem bedrohen. Deshalb ist eine Ge-
sundheitspolitik, die wieder mehr an Selbst- und 
Mitverantwortung appelliert, auch ein Beitrag zu 
einer Gesellschaft der Freiheit, zu einer Ge-
sellschaft, in der die Menschen nicht immer nach 
anderen suchen, wenn sie selber Probleme 
haben. 

(Anhaltender Beifall bei der CDU/CSU und 
der FDP) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, weitere Wortmeldungen liegen nicht vor. Ich 
schließe die Aussprache. 

Das Wort zu einer persönlichen Erklärung nach 
§ 31 unserer Geschäftsordnung hat der Abgeordnete 
von der Wiesche. 

von der Wiesche (SPD): Herr Präsident! Meine 
sehr verehrten Damen und Herren! Zur Abstim-
mung über die Novellierung des Krankenhausfi-
nanzierungsgesetzes gebe ich folgende persönliche 
Erklärung ab. 

Die gesetzlichen Regelungen hinsichtlich unseres 
Krankenhauswesens gehören zu den politisch 
schwierigsten Beratungen und Materien dieses 
Hauses. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU) 

Daraus ergibt sich für mich, daß die Mitglieder des 
zuständigen Fachausschusses für Arbeit und Sozi-
alordnung ausreichend Gelegenheit haben müssen, 
die Gesetzesmaterie zu prüfen und sachverständige 
Beratung einzuholen. Bei der Beratung der Gesetz-
entwürfe zum Krankenhausfinanzierungsgesetz ist 
dies zum wiederholten Male im erforderlichen Um-
fang nicht möglich gewesen. 

(Sehr wahr! bei der SPD) 

Wir haben hier vor wenigen Wochen eine Debatte 
zum Selbstverständnis des Deutschen Bundestages 

geführt und sind zu gemeinsamen Einsichten ge-
langt. 

(Dr. Diederich [Berlin] [SPD]: Das ist der 
Wandel vom Selbstverständnis zum Unver- 

ständnis!) 

Dieser Bundestag, meine Damen und Herren, muß 
endlich beginnen, seine Rechte ernster zu nehmen, 
die ja zugleich Verpflichtungen gegenüber den Bür-
gern und den Bürgerinnen sind. Dies ist nicht nur 
Aufgabe der parlamentarischen Opposition. Dies ist 
vor allen Dingen Aufgabe der Koalitionsparteien. 

(Zurufe von der CDU/CSU und der FDP) 

Solange sich die Koalitionsparteien als in das 
Parlament hinein verlängerter Arm der Regierung 
begreifen und sich ihre Mitglieder nicht bewußt 
sind, daß sie als Parlamentarier ihre Eigeninteres-
sen und ihr Eigengewicht haben, 

(Zuruf von der CDU/CSU: Woher wissen 
Sie das?) 

wie es unser Grundgesetz vorsieht, so lange wird 
dieses Parlament immer wieder von der Bürokra-
tenmaschinerie der Regierung unter unannehm-
bare Terminzwänge gesetzt. 

(Frau Fuchs [Köln] [SPD]: Sehr richtig!) 

Mit meiner Ablehnung dieses Gesetzentwurfes 
will ich dokumentieren, 

(Krey [CDU/CSU]: Mißbrauch der Ge-
schäftsordnung!) 

daß es mir aus terminlichen Gründen nicht möglich 
war, das Gesetz, das wir heute verabschieden sollen, 
so zu prüfen, wie es meine mir vom Grundgesetz 
auferlegte Pflicht verlangt. Mein Nein zu diesem 
Gesetz ist Protest gegen das unwürdige und unan-
nehmbare Beratungsverfahren. 

(Beifall bei der SPD) 

Vizepräsident Westphal: Meine Damen und Her-
ren, im Zusammenhang mit dem Verfahren der Be-
ratung über dieses Gesetz hat es in dieser Debatte 
mehrfach Äußerungen gegeben. Es ist dabei in be-
sonderer Weise den Mitarbeitern gedankt worden, 
die im Ausschuß ihre Hilfstätigkeit ausgeübt haben, 
auch den Mitarbeitern des zuständigen Ministeri-
ums. Wer hier nicht erwähnt worden ist — darum 
möchte ich das jetzt tun —, sind die Mitarbeiter des 
Sekretariats des Ältestenrats und der Druckerei. 
Die haben nach der Ausschußberatung noch bis 
nachts um zwei Uhr gearbeitet. 

(Beifall bei der CDU/CSU, der FDP und der 
SPD) 

Ich darf noch hinzufügen: Den Mitarbeitern der Bo-
tenmeisterei haben wir in den letzten Wochen 
mehrfach zugemutet, um Mitternacht aus dem 
Haus zu gehen und morgens um halb sieben wieder 
hier zu sein. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und der FDP) 

Wir haben den Nachweis der Effektivität der Ver-
waltung des Hauses geführt. Aber ob wir unserer 
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Vizepräsident Westphal 
Fürsorgepflicht gut nachgekommen sind, versehe 
zumindest ich mit einem Fragezeichen. 

(Beifall bei Abgeordneten der CDU/CSU, 
der SPD und der FDP) 

Wir kommen zur Einzelberatung und Abstim-
mung über den Zusatzpunkt 4 a, den von der Bun-
desregierung eingebrachten Entwurf eines Geset-
zes zur Neuordnung der Krankenhausfinanzierung, 
Drucksache 10/2095. 

Ich rufe die Art. 1 bis 3 in der Ausschußfassung 
auf. Wer den aufgerufenen Vorschriften zuzustim-
men wünscht, den bitte ich um das Handzeichen. — 
Wer stimmt dagegen? — Enthaltungen? — Die auf-
gerufenen Vorschriften sind mit großer Mehrheit 
angenommen. 

Ich rufe den Änderungsantrag der Fraktionen der 
CDU/CSU, SPD und FDP und der Fraktion DIE 
GRÜNEN auf Drucksache 10/2581 auf. Es wird be-
antragt, nach Art. 3 einen neuen Art. 3 a einzufügen. 
Wer zuzustimmen wünscht, den bitte ich um das 
Handzeichen. — Wer stimmt dagegen? — Enthal-
tungen? — 

(Lachen und Zurufe von der CDU/CSU und 
der FDP) 

— Meine Damen und Herren, dieser Änderungsan-
trag, einen neuen Art. 3 a einzufügen, ist von allen 
vier Fraktionen eingebracht worden. Ich darf noch 
einmal fragen, wer gegen die Einfügung dieses 
neuen Art. 3 a stimmt. — Gibt es Stimmenthaltun-
gen? — Dann stelle ich fest, daß dieser Änderungs-
antrag aller vier Fraktionen einstimmig angenom-
men worden ist. 

Ich rufe die  Art. 4 bis 6, Einleitung und Über-
schrift in der Ausschußfassung auf. Wer den aufge-
rufenen Vorschriften zuzustimmen wünscht, den 
bitte ich um das Handzeichen. — Wer stimmt dage-
gen? — Stimmenthaltungen? — Die aufgerufenen 
Vorschriften sind mit großer Mehrheit angenom-
men. 

Damit ist die zweite Beratung abgeschlossen. 

Da in der zweiten Beratung ein interfraktioneller 
Änderungsantrag angenommen worden ist, müssen 
wir gemäß § 84 unserer Geschäftsordnung mit der 
Mehrheit von zwei Dritteln der anwesenden Mit-
glieder des Bundestags beschließen, daß die dritte 
Beratung jetzt unmittelbar erfolgen kann. Ich bitte 
diejenigen, die damit einverstanden sind, das Hand-
zeichen zu geben. — Gegenstimmen? — Keine. Ent-
haltungen? — Keine. Ich stelle Einstimmigkeit fest; 
die erforderliche Mehrheit ist also vorhanden. 

Wir treten in die 

dritte Beratung 

ein und kommen zur Schlußabstimmung. Wer dem 
Gesetz als Ganzem zuzustimmen wünscht, den bitte 
ich, sich zu erheben. — Wer stimmt dagegen? — 
Enthaltungen? — Das Gesetz ist mit Mehrheit an-
genommen. 

Wir kommen nunmehr zum Gesetzentwurf des 
Bundesrates zur Neuordnung der Krankenhausfi-
nanzierung auf Drucksache 10/2096. Der Ausschuß 
empfiehlt auf Drucksache 10/2565 unter Ziffer 2, 
den Gesetzentwurf des Bundesrates auf Druck-
sache 10/2096 für erledigt zu erklären. Wer der Be-
schlußempfehlung des Ausschusses zuzustimmen 
wünscht, den bitte ich um ein Handzeichen. — Ge-
genprobe! — Enthaltungen? — Dies ist einstimmig 
gewesen. Die Beschlußempfehlung ist angenom-
men. 

Meine Damen und Herren, wir sind damit am 
Schluß unserer Tagesordnung. 

Ich berufe die nächste Sitzung des Deutschen 
Bundestages auf Mittwoch, den 12. Dezember 1984, 
13 Uhr ein. 

Ich wünsche ein angenehmes Wochenende. 

Die Sitzung ist geschlossen. 

(Schluß der Sitzung: 13.08 Uhr) 
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Anlagen zum Stenographischen Bericht 

Anlage 2 

Amtliche Mitteilungen 

Der Präsident hat gemäß § 80 Abs. 3 der Geschäftsordnung die 
nachstehende Vorlage überwiesen: 

Unterrichtung durch die Bundesregierung: Überplanmäßige 
Ausgabe bei Kap. 12 10 Tit. 546 12 - Steuern aus Gesell-
schaft für Nebenbetriebe der Bundesautobahnen mbH (GfN) 
- (Drucksache 10/2504) 

zuständig: Haushaltsausschuß 

Die in Drucksache 10/2286 unter Nummer 15 aufgeführte EG-
Vorlage 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Angleichung der 
einzelstaatlichen Maßnahmen betreffend das Inverkehrbrin-
gen technologisch hochwertiger Arzneimittel, insbesondere 
solcher, die mit Hilfe biotechnischer Prozesse hergestellt 
werden 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 75/318/EWG zur Angleichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften der Mitgliedstaaten über die analyti-
schen, toxikologisch-pharmakologischen und ärztlichen oder 
klinischen Vorschriften und Nachweise über Versuche mit 
Arzneispezialitäten 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 81/852/EWG über die analytischen, toxikologisch

-

pharmakologischen und tierärztlichen oder klinischen Vor-
schriften und Nachweise über Versuche mit Tierarzneimit-
teln 

Vorschlag für eine Empfehlung des Rates zu den Versuchen 
mit Arzneispezialitäten im Hinblick auf deren Inverkehr-
bringen 

Vorschlag für eine Richtlinie des Rates zur Änderung der 
Richtlinie 65/65/EWG zur Angleichung der Rechts- und Ver-
waltungsvorschriften über Arzneispezialitäten 

ist als Drucksache 10/2525 verteilt. 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Verkehr hat mit Schreiben 
vom 27. November 1984 mitgeteilt, daß der Ausschuß von einer 
Berichterstattung gemäß § 80 Abs. 3 Satz 2 der Geschäftsordnung 
über die nachstehende Vorlage absieht: 

Unterrichtung durch das Europäische Parlament: Entschlie-
ßung zu den Beziehungen zwischen der Europäischen Ge-
meinschaft und Jugoslawien auf dem Verkehrssektor 
(Drucksache 10/847) 

Der Vorsitzende des Ausschusses für Wirtschaft hat mit Schrei-
ben vom 15. November 1984 mitgeteilt, daß der Ausschuß die nach-
stehenden EG-Vorlagen zur Kenntnis genommen hat: 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß des Kooperationsabkommens zwischen der Europäi-
schen Wirtschaftsgemeinschaft und der Arabischen Repu-
blik Jemen - KOM(84) 416 endg. - (Drucksache 10/2076 
Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für getrocknete Weintrauben der Tarifstelle 
08.04 B I des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in Zy-
pern (1985) - KOM(84) 435 endg. - (Drucksache 10/2076 
Nr. 2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung von Gemeinschaftszollkon-
tingenten für Sardinen, zubereitet oder haltbar gemacht, der 
Tarifstelle 16.04 des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung in 
Marokko (1985) - KOM(84) 430 endg. - (Drucksache 
10/2076 Nr.3) 
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Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über den Ab-
schluß eines dritten Zusatzprotokolls zum Abkommen zwi-
schen der Europäischen Wirtschaftsgemeinschaft und dem 
Staat Israel — KOM(84) 478 endg. — (Drucksache 10/2076 
Nr. 4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 
20.06 B II c) 1 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung 
in Marokko (1985) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Aprikosenpülpe der Tarifstelle ex 
20.06 B II c) 1 aa) des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ursprung 
in Tunesien (1985) — KOM(84) 415 endg. — (Drucksache 
10/2076 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates über die Eröff-
nung, Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszoll-
kontingents für Sardinen, zubereitet oder haltbar gemacht, 
der Tarifstelle 16.05 D des Gemeinsamen Zolltarifs mit Ur-
sprung in Tunesien (1985) — KOM(84) 429 endg. — (Druck-
sache 10/2076 Nr. 6) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Grege, weder gedreht noch verzwirnt, der Tarif-
nummer 50.02 des Gemeinsamen Zolltarifs (1985) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Garne, ganz aus Seide, nicht in Aufmachungen für 
den Einzelverkauf, der Tarifnummer ex 50.04 des Gemeinsa-
men Zolltarifs (1985) 

Entwurf einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung des Gemeinschaftszollkontin-
gents für Garne, ganz aus Schappeseide, nicht in Aufma-
chungen für den Einzelverkauf, der Tarifstelle 50.05 A des 
Gemeinsamen Zolltarifs (1985) — KOM(84) 442 endg. — 
(Drucksache 10/2154 Nr. 1) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung der Gemeinschaftszollkontin-
gente für bestimmte Gewebe und bestimmten Samt und 
Plüsch, auf Handwebstühlen hergestellt, der Tarifnummer 
ex 50.09, ex 55.07, ex 55.09 und ex 58.04 des Gemeinsamen 
Zolltarifs (1985) — KOM(84) 448 endg. — (Drucksache 
10/2154 Nr.2) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festset-
zung von Plafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftli-
chen Überwachung der Einfuhren bestimmter Erzeugnisse 
mit Ursprung in Malta (1985) — KOM(84) 410 endg. — 
(Drucksache 10/2154 Nr. 3) 

Entwurf eines Beschlusses der im Rat vereinigten Vertreter 
der Regierungen der Mitgliedstaaten der Europäischen Ge-
meinschaft für Kohle und Stahl zur Festsetzung von Pla-
fonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftlichen Überwa-
chung der Einfuhren bestimmter Waren mit Ursprung in 
Jugoslawien (1985) — KOM(84) 462 endg. — (Drucksache 
10/2154 Nr.4) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festset-
zung von Plafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftli-
chen Überwachung für die Einfuhr bestimmter Waren mit 
Ursprung in Jugoslawien (1985) — KOM(84) 463 endg. — 
(Drucksache 10/2154 Nr. 5) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Eröffnung, 
Aufteilung und Verwaltung eines Gemeinschaftszollkontin-
gents für bestimmte handgearbeitete Waren (1985) — 
KOM(84) 461 endg. — (Drucksache 10/2154 Nr. 6) 

Vorschlag einer Verordnung (EWG) des Rates zur Festset-
zung von Plafonds und zur Einrichtung einer gemeinschaftli-
chen Überwachung der Einfuhren bestimmter Textilerzeug-
nisse mit Ursprung in Zypern (1985) — KOM(84) 420 endg. — 
(Drucksache 10/2154 Nr. 7) 

Anlage 3 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Frage 
des Abgeordneten Heyenn (SPD) (Drucksache 
10/2544 Frage 5): 

Wie beurteilt die Bundesregierung den in den letzten Wo-
chen häufigen Eintritt von Flugzeugen in den Überschallbe-
reich über dem norddeutschen Festland — Bereich Ham-
burg/Norderstedt —, und wie gedenkt sie sicherzustellen, 
daß die dadurch entstehenden extremen Lärmbelästigungen 
der Bevölkerung in Zukunft unterbleiben? 

Die Bundesregierung ist sich bewußt, daß Über-
schallflüge eine Belastung für die betroffene Bevöl-
kerung darstellen. Überschallflüge über Land sind 
daher auf das für die Einsatzbereitschaft absolut 
notwendige Minimum reduziert worden. 

Aus diesem Grunde erfolgen auch die im Über-
schallbereich durchzuführenden Test- und Werk-
stattflüge sowie Luftverteidigungseinsätze der im 
Norden stationierten Verbände — wenn immer 
möglich — über See. 

Die Anzahl der Überschallflüge hat jedoch weder 
in dem von Ihnen genannten Gebiet noch über dem 
gesamten Bundesgebiet zugenommen. 

Anlage 4 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Würzbach auf die Fragen 
des Abgeordneten Büchner (Speyer) (SPD) (Druck-
sache 10/2544 Fragen 10 und 11): 

Welche Informationen hat die Bundesregierung im Zuge 
der engen Abstimmung im Verteidigungsbündnis mit den 
USA über die zukünftige Verwendung der militärischen US-
Anlagen bei der Fronmühle zwischen Haßloch und Geins

-

heim? 

Erwartet die Bundesregierung die Rückgabe der Liegen-
schaften an die Bundesrepublik Deutschland und bestehen 
Pläne, dieses Gelände erneut militärisch zu verwenden? 

Zu Frage 10: 

Die Streitkräfte der Vereinigten Staaten haben 
bisher noch nicht entschieden, ob und ggf. in wel-
cher Weise sie die militärischen Anlagen bei Hass-
loch-Frohnmühle künftig nutzen wollen. 

Zu Frage 11: 

Zur Zeit steht noch nicht fest, ob die Streitkräfte 
der Vereinigten Staaten die von Ihnen genannten 
Liegenschaften weiterhin nutzen werden. Pläne für 
eine eventuelle Anschlußnutzung bestehen daher 
noch nicht. 

Anlage 5 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Rawe auf die Fragen des 
Abgeordneten Zander (SPD) (Drucksache 10/2544 
Fragen 55 und 56): 
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Wie ist der Stand der Bemühungen der Deutschen Bundes-
post, für das seit Jahren nicht bewirtschaftete Dreh-Restau-
rant im Fernmeldeturm in Frankfurt am Main einen Pächter 
zu finden? 

Wie hoch sind die Kosten, die die Deutsche Bundespost bis-
her für das leerstehende Restaurant insgesamt aufwenden 
mußte, und wie hoch belaufen sich gegenwärtig die monatli-
chen Kosten? 

Nach den Eigentumsverhältnissen bezüglich des 
Drehrestaurants ist es Sache des Konkursverwal-
ters bzw. der Gläubigerbanken, d. h. der Dresdner 
Bank Hamburg und der Deutschen Genossen-
schaftsbank Frankfurt am Main, einen Pächter zu 
finden. Nachdem diesen nach der Konkurseröff-
nung am 1. April 1982 bis Mitte 1983 die Verpach-
tung nicht gelungen war, hat sich die Deutsche 
Bundespost seitdem im eigenen und im Interesse 
der Stadt Frankfurt um einen Pächter bemüht. Da-
mit waren Konkursverwalter und die in Rede ste-
henden Banken auch deshalb einverstanden, weil 
sie daran die Hoffnung knüpften, die Deutsche Bun-
despost werde die Publikumseinrichtungen käuf-
lich übernehmen. Nachdem die Deutsche Bundes-
post nunmehr vornehmlich wegen der hohen In-
standsetzungslasten nicht mehr von einem positi-
ven Ertragswert der Publikumseinrichtungen aus-
gehen kann, wird sie die von den Gläubigerbanken 
angebotene käufliche Übernahme, zu der sie weder 
vertraglich noch sonst wie verpflichtet ist, ableh-
nen. Ob sich ein Pächter finden wird, kann ange-
sichts der erheblichen Risiken, die mit diesem fi-
nanziellen Engagement verbunden sind, von der 
Deutschen Bundespost nicht beurteilt werden. 

Die Deutsche Bundespost hat seit Konkurseröff-
nung bis Ende Oktober 1984 insgesamt 470 000 DM 
für die Publikumseinrichtungen aufgewendet; der 
derzeitige Monatsbetrag der laufenden Kosten be-
trägt 13 000 DM. Dabei handelt es sich nur um die 
zur Substanzerhaltung unabdingbar notwendigen 
Aufwendungen. 

Anlage 6 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Jahn auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Sperling (SPD) (Drucksache 
10/2544 Fragen 57 und 58): 

Auf welchen Erhebungen und welchen statistischen 
Grundlagen beruht die Aussage von Bundesminister Dr. 
Schneider (Interview im SDR vom 15. November 1984), daß 
es in der Bundesrepublik Deutschland 26 Millionen Wohnun-
gen und 25 Millionen Haushalte gibt? 

Beabsichtigt die Bundesregierung, angesichts dieser präzi-
sen Kenntnisse des Bundesministers für Raumordnung, 
Bauwesen und Städtebau auf den Wohnungsteil der geplan-
ten Volkszählung zu verzichten? 

Zu Frage 57: 

Die von Bundesminister Dr. Schneider für den 
Gesamtbestand an Wohnungen und Haushalten ge-
nannten Zahlen sind den jährlichen Veröffentli-
chungen des Statistischen Bundesamtes „Bautätig-
keit und Wohnungen — Bestand an Wohnungen" 

sowie „Bevölkerung und Erwerbstätigkeit — Haus-
halte und Familien" entnommen. 

Die Zahlen beruhen auf einer Fortschreibung der 
Ergebnisse der Wohnungszählung 1968 und der 
Volkszählung 1970, die mit Hilfe der laufenden Bau-
tätigkeitsstatistik und des Mikrozensus vorgenom-
men wird. 

Zu Frage 58: 

Die Bundesregierung beabsichtigt dies nicht. Sie 
hat am 13. November 1984 den Entwurf eines Volks-
zählungsgesetzes 1986 beschlossen, in dem auch 
eine Wohnungszählung vorgesehen ist. Ihre Erhe-
bungsmerkmale sind gegenüber der schon für 1983 
geplanten Zählung unverändert. 

Im übrigen hat Bundesminister Dr. Schneider 
nicht zum Ausdruck gebracht, daß er die vorhande-
nen statistischen Unterlagen für ausreichend hält. 
Im Gegenteil hat gerade er wiederholt betont, daß 
die geplante Zählung dringend benötigt wird, um 
aktuelle und verläßliche Daten zu erhalten. Sie sol-
len sich nicht auf globale Eckwerte beschränken, 
sondern tief gegliederte Angaben über die Woh-
nungsversorgung der Bevölkerung liefern. 

Anlage 7 

Antwort 

des Staatssekretärs Boenisch auf die Frage des Ab-
geordneten Dr. Hupka (CDU/CSU) (Drucksache 10/ 
2544 Frage 63): 

Warum ist in der Veröffentlichung „Dokumente zur 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung — Verträge und 
Vereinbarungen mit der DDR" nicht auch die Entscheidung 
des Bundesverfassungsgerichtes vom 7. Juli 1975 abgedruckt, 
und kann dies in einer Neuauflage nachgeholt werden? 

Das Bundesverfassungsgericht hat am 31. Juli 
1973 entschieden, daß der Grundlagenvertrag zwi-
schen der Bundesrepublik Deutschland und der 
DDR in der sich aus den Gründen des Urteils erge-
benden Auslegung mit dem Grundgesetz vereinbar 
ist. 

In einer Entscheidung vom 7. Juli 1975 hat sich 
das Bundesverfassungsgericht mit den Verträgen 
von Moskau und Warschau befaßt. Soweit sich das 
Gericht in der Entscheidung mit der Frage der deut-
schen Staatsangehörigkeit befaßt, nimmt es aus-
drücklich Bezug auf die erstgenannte Entschei-
dung. 

Bis vor kurzem hat das Presse- und Informations-
amt der Bundesregierung eine Dokumentation un-
ter dem Titel „Dokumentation zur Entspannungspo-
litik der Bundesregierung" herausgegeben. Sie be-
stand aus zwei Bänden: Der erste Band mit dem 
Untertitel „Ostpolitik" enthielt im Hauptteil die Ost-
verträge und das Vier-Mächte-Abkommen über 
Berlin und im Anhang die KSZE-Schlußakte sowie 
in gekürzter Form die wichtigsten innerdeutschen 
Verträge und Vereinbarungen. Der zweite Band mit 
dem Untertitel „Deutschlandpolitik" umfaßte dage-
gen im Hauptteil die Verträge und Vereinbarungen 
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der Bundesrepublik Deutschland mit der DDR und 
im Anhang die Ostverträge sowie das Vier-Mächte-
Abkommen über Berlin. 

Angesichts der Erweiterungen im innerdeut-
schen Bereich konnte diese Form der Dokumenta-
tion bei der Neuauflage im August 1984 nicht mehr 
beibehalten werden. Das Presse- und Informations-
amt hat zunächst einmal die „Dokumentation zur 
Deutschlandpolitik der Bundesregierung — Ver-
träge und Vereinbarungen mit der DDR —" heraus-
gegeben. In dem zugehörigen Anhang ist zwar das 
Vier-Mächte-Abkommen über Berlin enthalten, 
aber nicht mehr die Ostverträge. 

Diese letztgenannte Dokumentation wird von Ih-
nen in Ihrer Frage angesprochen. Sie enthält auf 
Seite 46-48 den Grundlagenvertrag zwischen der 
Bundesrepublik Deutschland und der DDR. Am 
Ende des abgedruckten Textes wird auf das Bun-
desverfassungsgerichtsurteil vom 31. Juli 1973 hin-
gewiesen und der wichtigste Leitsatz des Urteils 
teilweise zitiert. Es wird ausdrücklich darauf hinge-
wiesen, daß alle Verfassungsorgane verpflichtet 
sind, den Wiedervereinigungsanspruch im Innern 
wachzuhalten und nach außen beharrlich zu vertre-
ten. Da aber in diesem Band auf den Abdruck der 
Ostverträge verzichtet wurde, bestand auch keine 
Veranlassung, den von Ihnen angesprochenen Be-
schluß des Bundesverfassungsgerichts vom 7. Juli 
1975 mit in die Dokumentation einzubeziehen. 

Das Presse- und Informationsamt plant für das 
Jahr 1985, einen weiteren Dokumentationsband mit 
dem Titel „Dokumentation zur Ostpolitik der Bun-
desregierung — Verträge und Vereinbarungen mit 
der Sowjetunion, Polen und der Tschechoslowa-
kei —" herauszugeben. Ein entsprechender Hinweis 
auf die Entscheidung des Bundesverfassungsge-
richts vom 7. Juli 1975 wird in diese Veröffentli-
chung aufgenommen. 

Anlage 8 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Hedrich (CDU/CSU) (Drucksache 10/ 
2544 Frage 66): 

Treffen Pressemeldungen zu, daß sich die zivile Bevölke-
rung in der angolanischen Hauptstadt Luanda nahe einer 
Hungerskatastrophe befindet? 

Nach Kenntnis der Bundesregierung gibt es in 
Angola erhebliche Versorgungsprobleme, die je-
doch nicht so sehr die Hauptstadt Luanda, sondern 
das Innere des Landes betreffen. Von einer Hunger-
katastrophe in der Hauptstadt ist der Bundesregie-
rung nichts bekannt. Das Internationale Komitee 
vom Roten Kreuz (IKRK), das umfangreiche Hilfs-
aktionen in Angola eingeleitet hat, führt diese in 
den Provinzen Huambo, Bie, Benguela und Huila 

durch. Die Bundesregierung unterstützt diese Hilfs-
aktionen. 

Anlage 9 

Antwort 

des Staatsministers Möllemann auf die Frage des 
Abgeordneten Bindig (SPD) (Drucksache 10/2544 
Frage 70): 

Was hat die Bundesregierung — auch in ihrer Funktion als 
Signatarmacht der Genfer Konvention über die Behandlung 
von Kriegsgefangenen — bisher konkret unternommen, um 
die Bemühungen des Internationalen Komitees vom Roten 
Kreuz (IKRK) zum Schutz von Gesundheit und Leben der 
50 000 irakischen Kriegsgefangenen im Iran zu unterstüt-
zen? 

Bereits auf den ersten Appell des Internationalen 
Komitees vom Roten Kreuz (IKRK) vom 7. Mai 
1983, mit dem dieses die Signatarstaaten um Unter-
stützung bei der Durchführung seiner humanitären 
Aufgaben im Konflikt zwischen Iran und Irak bat, 
hat die damals griechische Präsidentschaft der EG 
im Auftrag der Bundesregierung und der übrigen 
europäischen Partner bei den Kriegführenden in-
terveniert. Durch diese Demarche wurden Iran und 
Irak aufgefordert, die Bestimmungen der Genfer 
Konvention von 1949 einzuhalten und die humani-
täre Tätigkeit des IKRK in beiden Ländern zu er-
leichtern. 

Nach dem zweiten Memorandum des IKRK zum 
irakisch-iranischen Konflikt vom 10. Februar 1984 
haben die Zehn am 27. Februar 1984 in einer Erklä-
rung zum Golfkrieg an die Kriegführenden appel-
liert, die Regeln des internationalen Rechts über die 
Behandlung von Kriegsgefangenen sorgfältig zu be-
achten. Darüber hinaus hat die Bundesregierung 
Gespräche mit hochrangigen Vertretern beider 
Länder zum Anlaß genommen, auf die Bedeutung, 
die wir den Genfer Konventionen und der humani-
tären Arbeit des Roten Kreuzes in derartigen Kon-
fliktfällen beimessen, mit allem Nachdruck hinzu-
weisen. 

Der erneute Appell des Präsidenten des IKRK 
vom 23. November 1984 ist gegenwärtig Gegenstand 
von Beratungen der zehn europäischen Staaten. Es 
ist geplant, daß die Zehn auch diesmal den Appell 
des IKRK gemeinsam unterstützen und sich deut-
lich für die Einhaltung der Genfer Konventionen 
einsetzen werden. Wir sind der Ansicht, daß ge-
meinsame Schritte die größtmögliche Wirkung er-
zielen. 

Anlage 10 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Dr. Stavenhagen (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2544 Fragen 72 und 73): 



Deutscher Bundestag — 10. Wahlperiode — 109. Sitzung. Bonn, Freitag, den 7. Dezember 1984 	8189* 

Welche wichtigen umweltpolitischen Maßnahmen hat die 
Bundesregierung seit dem 1. Oktober 1982 ergriffen, und wie 
werden sich diese Maßnahmen bis 1990 beziehungsweise 
1995 auswirken? 

Welche weiteren umweltpolitischen Maßnahmen plant die 
Bundesregierung bis 1987, und welche Auswirkungen auf die 
Umwelt erwartet sie hiervon? 

Zu Frage 72: 

Die Bundesregierung hat auf allen Feldern der 
Umweltpolitik seit Oktober 1982 Initiativen ergrif-
fen. Schwerpunkt der Arbeit war der Kampf gegen 
das Fortschreiten der Waldschäden. Die Bundesre-
gierung hat am 6. September 1983 ein Aktionspro-
gramm „Rettet den Wald" beschlossen. 

Schwerpunkt des Programms ist die Luftreinhal-
tung. 

— Mit der Großfeuerungsanlagen-Verordnung, die 
am 1. Juli 1983 in Kraft getreten ist, werden die 
Schadstoffemissionen aller mit fossilen Brenn-
stoffen (Kohle, 01, Gas) befeuerten Anlagen ab 
50 MW Feuerungswärmeleistung (bei Gas ab 
100 MW) scharfen Emissionsbegrenzungen un-
terworfen. Das gilt ganz besonders für Schwefel-
dioxid und Stickstoffoxide, die — neben anderen 
Einflußfaktoren — maßgeblich zu den Waldschä-
den beitragen. 

— Die Novellierung der Immissionswerte der TA 
Luft (Teil 2), die am 1. März 1983 in Kraft getre-
ten ist, verbessert erheblich den Schutz der 
menschlichen Gesundheit und gewährleistet 
erstmals auch den Schutz besonders empfindli-
cher Pflanzen und Tiere. 

— Im Zusammenhang mit der derzeit laufenden 
Novellierung der Emissionswerte der TA Luft 
(Teil 3) wurde die Verordnung über genehmi-
gungsbedürftige Anlagen (4. BImSchV) neuge-
faßt. Der Bundesrat hat mit der Maßgabe von 
Änderungen zugestimmt. Die Vorschrift soll 
noch im Dezember 1984 im Bundesgesetzblatt 
verkündet werden. 

— Durch die Kabinettbeschlüsse vom 21. Juli, 
26. Oktober 1983, 3. Juli, 19. September und 7. No-
vember 1984 wurde die Strategie zur Einführung 
des umweltfreundlichen Autos entwickelt und 
umgesetzt. Die notwendigen Rahmenbedingun-
gen hat die Bundesregierung auf den Weg ge-
bracht: 

1. Das umweltfreundliche Auto ist definiert durch 
die Einhaltung der US-Schadstoffgrenzwerte. 
Diese werden einschließlich der US-Testverfah-
ren in die Straßenverkehrszulassungsordnung 
übernommen. Die Arbeiten an dem Entwurf zur 
Ergänzung der StVZO sind weitestgehend abge-
schlossen. Er wird in Kürze dem Bundesrat zu-
geleitet. 

Dieselfahrzeuge gelten dann als umweltfreund

-

lich, wenn sie neben den US-Grenzwerten für 

gasförmige Emissionen auch die in den USA ab 
1986/87 wirksam werdenden Werte für die die-
selspezifischen gefährlichen Feststoffemissio-
nen einhalten. 

2. Das umweltfreundliche Auto wird finanziell ge-
fördert, und zwar durch eine je nach Hubraum 
zeitlich gestaffelte Kfz-Steuerbefreiung zwi-
schen 4 und 10 Jahren. Das Bundeskabinett hat 
am 7. November mit der Verabschiedung des 
Entwurfs eines Artikelgesetzes zur „Förderung 
des schadstoffarmen Personenkraftwagens" die 
Novellierung des Kfz-Steuergesetzes in Gang ge-
setzt. 

3. Diese optionelle Phase und damit auch die fi-
nanzielle Förderung umweltfreundlicher Pkw 
wird abgelöst durch eine obligatorische Rege-
lung. Nach dem 31. Dezember 1988 sollen Pkw 
nur noch dann zugelassen werden, wenn sie die 
US-Schadstoffgrenzwerte einhalten. Für Pkw 
über 2 1 Hubraum gilt bereits der Termin 31. De-
zember 1987. Ein entsprechender Entwurf zur 
Novellierung der Straßenverkehrszulassungs-
ordnung wird dem Bundesrat zugeleitet wer-
den. 

4. Die Versorgung mit bleifreiem Kraftstoff wird 
sichergestellt. 

Die am 1. September 1984 in Kraft getretene An-
derung der Benzinqualitätsabgabenverordnung 
sowie die vom Kabinett am 7. November be-
schlossene Änderung des Mineralölsteuergeset-
zes, die die Mineralölsteuer für bleifreies Benzin 
um 2 Pfg/1 senkt und für bleihaltige Kraftstoffe 
um 2 Pfg/1 erhöht, schaffen die Rahmenbedin-
gungen. 

Den Ausbau der 272 Autobahntankstellen auf 
bleifreies Benzin hat die Bundesregierung ein-
geleitet: Bereits am 1. November 1984 wird an 
53 Tankstellen bleifreies Benzin angeboten. Die 
Bundesregierung wird sich im Rahmen der ihr 
zur Verfügung stehenden Mittel darum bemü-
hen, daß sich bleifreies Benzin auch in den 
Nachbarstaaten durchsetzt. Die notwendigen 
Rahmenbedingungen hierfür sollen durch die 
EG-Richtlinie geschaffen werden, die der Um-
weltministerrat am 6. Dezember beraten wird. 

5. Der in jeder Hinsicht beste Weg ist die EG-weite 
obligatorische Einführung des umweltfreundli-
chen Autos. Durch die beschlossene Vorschal-
tung der freiwilligen Phase steht für die EG-
Partner ein ausreichender Anpassungszeitraum 
zur Verfügung. 

6. Gegenwärtig werden mit Nachdruck die techni-
schen Möglichkeiten der Reduzierung der Emis-
sionen von Altfahrzeugen und der finanziellen 
Förderung einer Umrüstung geprüft. 
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Im Hinblick auf das Abgasverhalten der her-
kömmlichen Fahrzeuge haben Bundesverkehrs- 
und Bundesinnenminister dem Bundesrat den 
Entwurf der Änderungsverordnung zur StVZO 
zugeleitet, mit der eine Pflicht zur jährlichen 
Abgassonderuntersuchung eingeführt wird; die 
Regelung soll am 1. Januar 1985 in Kraft treten. 

Die Bundesregierung hat allgemein die interna-
tionale Zusammenarbeit bei der Reinhaltung der 
Luft erheblich intensiviert. Zu nennen ist vor allem 
die EG-Luftreinhalterichtlinie, die der EG-Umwelt

-

ministerrat am 1. März 1984 verabschiedet hat und 
die wesentlich auf eine deutsche Initiative zurück-
geht. Sie enthält erstmals gemeinschaftsweit die 
Verpflichtung zur Emissionsbekämpfung an der 
Quelle nach dem Stand der Technik und eine Ver-
pflichtung zur Umrüstung von Altanlagen. Beson-
dere Bedeutung hat die Multilaterale Umweltkonfe-
renz, die unter Vorsitz von Bundesinnenminister 
Dr. Zimmermann vom 24. bis 27. Juni 1984 in Mün-
chen stattgefunden hat. Sie hat u. a. wichtige Be-
schlüsse zur Reduzierung der Schwefelemissionen 
und der Stickstoffoxidemissionen erbracht. 

Zur Eindämmung der Waldschäden hält die Bun-
desregierung auch waldbauliche Maßnahmen für 
erforderlich. Seit 1984 werden die Düngung, der 
Vor- und Unterbau, die Wiederaufforstung und die 
Pflege von Jungbeständen im Rahmen der Gemein-
schaftsaufgabe „Verbesserung der Agrarstruktur 
und des Küstenschutzes" gefördert. Die Bundesmit-
tel für die Gemeinschaftsaufgabe wurden zu diesem 
Zweck um 20 Millionen DM aufgestockt. 

Im Gewässerschutz hat die Bundesregierung 31 
weitere Verwaltungsvorschriften über Mindestan-
forderungen an Abwassereinleitungen erlassen mit 
dem Ziel, die Einleitung bestimmter Schadstoffe be-
reits an der Quelle zu vermeiden oder zumindest zu 
vermindern. Mit der Verabschiedung weiterer acht 
Verwaltungsvorschriften ist für 1985 zu rechnen. 
Damit wird dann das Regelwerk vorerst abge-
schlossen sein. 

Am 31. Oktober und 1. November 1984 fand in 
Bremen unter Vorsitz von Bundesinnenminister 
Dr. Zimmermann die erste Internationale Nordsee-
schutz-Konferenz statt. Sie hat wichtige Beschlüsse 
gefaßt, die sich u. a. auf die Verringerung der Schad-
stoffbelastungen über Flüsse und Küstengewässer, 
den Schadstoffeintrag über die Luft, den Schutz des 
Wattenmeeres, die Verringerung der Meeresver-
schmutzung durch Schiffe und von Bohr-Plattfor-
men aus und die Verbesserung der Meß- und Über-
wachungsprogramme beziehen. 

In der Abfallwirtschaft wurde durch nationale 
und internationale Maßnahmen das Problem der 
unkontrollierten Beseitigung von gefährlichen Ab-
fällen außerhalb der jeweiligen Staatsgrenzen an-
gegangen (Stichwort: Seveso-Abfälle). Der EG-Um-
weltministerrat hat am 28. Juni 1984 auf Vorschlag 
der Bundesregierung eine Richtlinie über die grenz-
überschreitende Verbringung gefährlicher Abfälle 
verabschiedet. Die 3. Novelle zum Abfallbeseiti-
gungsgesetz, die ebenfalls dieser Zielsetzung dient, 
wurde im November 1984 vom Bundesrat gebilligt. 

Die Bundesregierung hat vielfältige Initiativen 
ergriffen, um den Naturschutz und die Landschafts-
pflege nachhaltig zu verbessern. 

Das Washingtoner Artenschutzabkommen, das 
einen entscheidenden Schritt zur international ein-
heitlichen Handhabung des Artenschutzes darstellt, 
gilt seit dem 1. Januar 1984 in der gesamten EG. 
Auch die Gesetze zur Ratifizierung der beiden in-
ternationalen Übereinkommen zum Schutz wilder 
Tier- und Pflanzenarten sind im Juli 1984 in Kraft 
getreten. 

Die „Rote-Liste" der bei uns gefährdeten Tier- 
und Pflanzenarten wurde 1983 überarbeitet und um 
zusätzliche Artengruppen erweitert, die seitdem 
wirksamer geschützt werden können. 

Das Bundeskabinett hat eine Novelle des Pflan-
zenschutzgesetzes beschlossen. Das neue Gesetz 
zum Schutz der Kulturpflanzen soll das 1968 erlas-
sene Gesetz an die zwischenzeitliche Entwicklung 
anpassen, den Schutz von Mensch und Tier verbes-
sern und durch die Abwendung von Gefahren für 
den Naturhaushalt die ökologischen Risiken des 
Pflanzenschutzes vermindern. 

In der Lärmschutzpolitik wurden insbesondere 
Initiativen zur Verminderung des Verkehrslärms 
ergriffen. Ein „Antimanipulationskatalog" soll Ma-
nipulationen an Mopeds und anderen Kleinkrafträ-
dern verhindern. Durch eine Ergänzung der Stra-
ßenverkehrszulassungs-Ordnung wird der Katalog 
rechtsverbindlich. Das Vorhaben, lärmarmen Nutz-
fahrzeugen in lärmsensiblen Gebieten Benutzervor-
teile einzuräumen und die Nachfrage nach solchen 
Fahrzeugen anzuregen, wurde vorangebracht. Auch 
diese Maßnahme wird von der Änderung der StVZO 
erfaßt. 

Am 6. Juli 1983 wurden Richtlinien für den Lärm-
schutz an Bundesfernstraßen erlassen und damit 
Immissionsgrenzwerte für die Lärmvorsorge an 
neuen und wesentlich geänderten Bundesfernstra-
ßen festgelegt. 

Dank deutscher Initiative ist es in der EG gelun-
gen, die Geräuschgrenzwerte für Kraftfahrzeuge 
weiter zu senken (Richtlinie vom 3. September 
1984). Weiter hat die EG entsprechend dem deut-
schen Konzept für eine Reihe von Baumaschinen 
und für Rasenmäher zeitlich abgestufte Geräusch-
grenzwerte festgelegt. 

Deutlich vorangetrieben wurde die Zusammenar-
beit mit der DDR und der CSSR. Das gilt insbeson-
dere für die Luftreinhaltung und den Gewässer-
schutz, wo eine Reihe von Gesprächen auf Exper-
tenebene geführt wurden. Am 12. Oktober 1983 
wurde mit der DDR zur Entlastung des bayerisch/ 
thüringischen Grenzflusses Röden eine Vereinba-
rung über den Bau einer Abwasserbeseitigungsan-
lage für die in der DDR liegende Stadt Sonneberg 
unterzeichnet. Damit ist ein erstes Ziel auf dem 
Weg zu gemeinsamen Umweltschutzanstrengungen 
in beiden Teilen Deutschlands erreicht. Der Dialog 
mit der Sowjetunion über Umweltfragen ist im Sep-
tember 1984 in einem ersten formellen Treffen in 
Moskau ausgebaut worden. 
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Im Bereich der Chemikalien hat der Bundesmini-
ster des Innern der EG-Kommission am 12. Septem-
ber 1983 den Entwurf einer Rechtsverordnung zuge-
leitet, die ein Verbot der gesundheitsgefährdenden 
polychlorierten Biphenyle (PCB) in dem Hauptan-
wendungsgebiet der elektrotechnischen Geräte 
(Transformatoren, Kondensatoren) vorsieht. Der 
Entwurf wurde mit der Aufforderung vorgelegt, 
eine EG-einheitliche Regelung zu schaffen. Die 
Hersteller elektrotechnischer Anlagen und der 
Bergbau haben sich gegenüber dem Bundesmini-
ster des Innern zur zügigen Ersetzung von PCB ver-
pflichtet. 

Die ergriffenen Maßnahmen werden zu einer 
spürbaren Entlastung der Umwelt führen. Dabei 
kann das Ausmaß der Emissionsminderung nur in 
Teilbereichen abgeschätzt werden. Exakte Voraus-
sagen lassen sich in den meisten Fällen schon 
darum nicht treffen, weil eine Vielzahl von Einfluß-
größen für die Entwicklung der Emissionssituation 
relevant sind, die im einzelnen weder erfaßt noch 
prognostiziert werden können und die sich z. T. ge-
genläufig auswirken können. In der Luftreinhal-
tung wird die Großfeuerungsanlagen-Verordnung 
eine Verminderung der jährlichen SO 2-Emissionen 
aus Großfeuerungsanlagen von 2,1 Millionen t 1982 
um 1 Million t bereits bis 1988 und bis 1993 um min-
destens 1,6 Millionen t bewirken. Insgesamt werden 
die jährlichen SO2-Emissionen von 1980 = 3,2 Mil-
lionen t bis 1993 halbiert werden. Die Großfeue-
rungsanlagen-Verordnung wird auch zu einer dra-
stischen Verringerung der No x-Emissionen führen: 
von jährlich bisher 1 Million t aus Großfeuerungs-
anlagen auf rund 300 000 t. 

Die Einführung des umweltfreundlichen Pkw 
wird, wenn der Umstellungsprozeß abgeschlossen 
ist, eine Verminderung der gasförmigen Schadstoff-
emissionen um bis zu 90 % bewirken. Durch die Ein-
führung des bleifreien Benzins werden zudem die 
Blei-Emissionen aus Kraftfahrzeugen praktisch auf 
Null reduziert. 

Zu Frage 73: 

a) Die Politik zur Reinhaltung der Luft wird auch 
in den nächsten Jahren höchste Priorität haben. 
Die weitere Forschung nach den Ursachen der 
Waldschäden und die Entwicklung von fortschrittli-
chen Verfahren, die die Abgabe von Schadstoffen in 
die Luft vermindern oder ganz ausschließen, sind 
dabei von erheblicher Bedeutung. 

Folgende Vorhaben stehen an: 

Im Rahmen einer weiteren Novellierung werden 
nunmehr die Emissionswerte der TA Luft (Teil 3) 
grundlegend überarbeitet. Die Vorschrift soll im 
Frühjahr in Kraft treten. Diese Novelle, die z. T. 
drastische Verschärfungen enthält, wird — neben 
der Kfz-Abgasregelung — für viele Jahre Maßstäbe 
setzen. 

Zur Verbesserung des Vollzugsinstrumentariums, 
insbesondere zur leichteren Durchsetzung der An-
forderungen aus der Großfeuerungsanlagen-Ver-
ordnung und der TA Luft (Teil 3) bei Altanlagen ist 
eine Änderung des Bundes-Immissionsschutzgeset

-

zes (BImSchG) vorgesehen. Der Bundesinnenmini-
ster hat bereits im Februar 1984 einen entsprechen-
den Entwurf vorgelegt. Der Bundesrat hat am 
18. Mai 1984 mit gleicher Zielsetzung zwei Gesetz-
entwürfe zur Änderung des BImSchG beschlossen. 
Im Interesse der Beschleunigung des Gesetzge-
bungsverfahrens hat die Bundesregierung die Wei-
terverfolgung ihrer eigenen Initiative zugunsten 
der Vorschläge des Bundesrates zurückgestellt. 

Die Bundesregierung strebt im Rahmen der EG 
die Halbierung des Schwefelgehalts in leichtem 
Heizöl von derzeit 0,3 Gewichtsprozent auf 0,15% 
an. Das Verfahren zur Änderung der entsprechen-
den EG-Richtlinie ist eingeleitet. 

Die Bundesregierung setzt sich weiter für eine 
EG-Regelung nach dem Muster der Großfeuerungs-
anlagen-Verordnung ein. Ein Vorschlag der EG-
Kommission liegt vor. Der Umweltministerrat wird 
sich im Dezember 1984 damit befassen. 

Im Gewässerschutz steht weiterhin die Vermei-
dung der Einleitung von gefährlichen Stoffen im 
Mittelpunkt. Die Bundesregierung hat im Bundes-
haushalt 1984 und für die Folgejahre die Mittel für 
Modellvorhaben maßgeblich erhöht, mit denen 
neue Technologien zur Vermeidung besonders was-
sergefährdender Schadstoffe (z. B. Schwermetalle, 
organische Halogenverbindungen) gefördert wer-
den. 

Dem Ziel der Verringerung der Gewässerbela-
stung durch gefährliche Schadstoffe dient auch der 
Entwurf einer 5. Novelle zum Wasserhaushaltsge-
setz, der im Juli 1984 den Ländern zugeleitet wurde. 
Er sieht insbesondere die Einführung des Standes 
der Technik für gefährliche Stoffe, die Einbezie-
hung der Indirekteinleiter in diese Regelungen und 
den verstärkten Schutz des Grundwassers vor. Der 
Entwurf soll Anfang 1985 dem Bundeskabinett zu-
geleitet werden. 

Auch über die Novellierung des Abwasserabga-
bengesetzes berät die Bundesregierung zur Zeit mit 
den Ländern. Dabei geht es um eine Verbesserung 
der Wirksamkeit und Praktikabilität des Gesetzes. 
Grundlage ist der 1983 von der Bundesregierung 
vorgelegte Ergebnisbericht zum Abwasserabgaben-
gesetz. 

Die Lösung der Probleme der Werra- und Weser-
versalzung und der erheblich belasteten Elbe sollen 
vorangebracht werden. Nach dem Abschluß der Ex-
pertengespräche über die Reduzierung der Werra-
Versalzung sind nunmehr Regierungsverhandlun-
gen aufgenommen worden. 

In der Abfallwirtschaft wird das Abfallbeseiti-
gungsgesetz novelliert. Der im Oktober 1984 von der 
Bundesregierung beschlossene Entwurf sieht u. a. 
ein Vermeidungs- und Verwertungsgebot für Ab-
fälle sowie produktbezogene Regelungen wie z. B. 
Maßnahmen zur Verringerung von Verpackungsab-
fall, Kennzeichnung und Rücknahmeverpflichtun-
gen für bestimmte Abfälle vor. Der Entwurf ist be-
reits am 3. Oktober 1984 vom Bundeskabinett be-
schlossen worden. 
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Vorgesehen ist die Verbesserung des Arten-
schutzrechts. Außerdem wird die Bundesregierung 
in Kürze ein Biotopschutzkonzept vorlegen. 

Neuer Schwerpunkt umweltpolitischer Maßnah-
men wird in Zukunft der Boden sein. Der Schutz 
des Bodens in seinen vielfältigen Funktionen, ins-
besondere als Speicher und Filter des Wasserhaus-
halts und als Lebensraum für Pflanzen und Tiere, 
verdient nach Auffassung der Bundesregierung be-
sondere Aufmerksamkeit. Der Entwurf des Bundes-
innenministers für eine umfassende Bodenschutz-
konzeption liegt seit August 1984 vor.  

Nach der Erörterung mit den Bundesländern im 
Dezember 1984 wird die Bodenschutzkonzeption 
dem Kabinett zugeleitet werden. 

b) Die bis 1987 geplanten Maßnahmen werden 
eine weitere erhebliche Entlastung der Umwelt be-
wirken. Das gilt ganz besonders für die Luftreinhal-
tung. 

So wird z. B. die vorgesehene Halbierung des 
Schwefelgehalts in leichtem Heizöl die jährlichen 
SO2-Emissionen um 140 000 t verringern. 

Wichtig ist in diesem Zusammenhang auch die 
Verpflichtung, die die Bundesrepublik Deutschland 
im internationalen Verbund eingegangen ist. Nach 
den in Ottawa (Konferenz über Sauren Regen im 
April 1984) und München (Multilaterale Umwelt-
konferenz) gefaßten Beschlüssen hat sie sich zu ei-
ner 30%-Reduzierung der SO 2-Emissionen bis 1993 
verpflichtet. 

Tatsächlich werden die ergriffenen und eingelei-
teten Maßnahmen bei SO 2  und NO. zu einer Verrin-
gerung der jährlichen Schadstoffemissionen von 
deutlich mehr als 50% führen. Das wird u. a. die 
Lebensbedingungen für den Wald schon in den 
nächsten Jahren nachhaltig verbessern. 

Anlage 11 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Berger (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2544 Fragen 81 und 82): 

Sind die Feststellungen des Bundesrechnungshofes in sei-
nen Bemerkungen 1984 (Drucksache 10/2223) zutreffend, daß 
in den zurückliegenden Jahren Wehrpflichtige in größerer 
Zahl zum Dienst im Katastrophenschutz freigestellt worden 
sind, als es nach den Soll-Zahlen für Einheiten und Einrich-
tungen des erweiterten Katastrophenschutzes erforderlich 
gewesen wäre? 

Haben die auf diese Weise im Übersoll freigestellten Wehr-
pflichtigen tatsächlich, und zwar auf Dauer und regelmäßig 
Dienst im erweiterten Katastrophenschutz geleistet, oder 
sind der Bundesregierung auch Fälle bekannt, in denen sich 
Wehrpflichtige auf diese Weise nur elegant vom Grundwehr-
dienst gedrückt haben? 

Zu Frage 81: 

Der Bundesrechnungshof bezieht sich bei seinen 
Feststellungen offensichtlich nur auf die Sollstärke 
des sogenannten Verstärkungsteils im erweiterten 
Katastrophenschutz. Dieser Ansatz begegnet Be-
denken. Zum erweiterten Katastrophenschutz im 

Sinne des § 1 des Gesetzes über die Erweiterung 
des Katastrophenschutzes gehören auch die Einhei-
ten des Katastrophenschutzes der Länder, die auf 
Kosten des Bundes eine zusätzliche Ausbildung er-
halten. Dies sind zur Zeit jährlich rund 50 000 Hel-
fer. Auch für die Mitwirkung im Ergänzungsteil ist 
eine Freistellung vom Wehrdienst möglich. 

Der Bundesregierung liegen bisher keine gesi-
cherten Erkenntnisse vor, daß Freistellungen über 
das Soll des erweiterten Katastrophenschutzes ins-
gesamt hinaus freigestellt worden sind. 

Im übrigen nimmt das Bundesamt für Zivilschutz 
die zentrale Aufsicht über die Freistellungspraxis 
wahr. 

Zu Frage 82: 

Aufgrund der Feststellungen zu Frage 81 geht die 
Bundesregierung davon aus, daß die vom Wehr-
dienst freigestellten Helfer ihren Dienst im Kata-
strophenschutz ordnungsgemäß versehen. Im übri-
gen besteht eine Verpflichtung für den zuständigen 
Hauptverwaltungsbeamten, Helfer, die ihren 
Dienstpflichten im Katastrophenschutz nicht nach-
kommen, diese dem Kreiswehrersatzamt zurückzu-
melden. 

Anlage 12 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf 
die Fragen des Abgeordneten Hauser (Esslin-
gen) (CDU/CSU) (Drucksache 10/2544 Fragen 83 
und 84): 

Gibt es eine zentrale Überwachung der im Rechnungshof

-

bericht 1984 (Drucksache 10/2223) kritisierten Freistellungs-
praxis zum Katastrophenschutz, und kann diese einen mögli-
chen Mißbrauch der einschlägigen Regelungen des Wehr-
pflichtgesetzes einschränken bzw. verhindern? 

Ist in den einzelnen Bundesländern eine unterschiedliche 
Handhabung dieser Freistellungspraxis festzustellen, und ist 
die gesetzestreue Anwendung der entsprechenden Bestim-
mung des Wehrpflichtgesetzes bzw. des Gesetzes über den 
erweiterten Katastrophenschutz durch die Bundesländer 
bzw. Stadt- und Landkreise gewährleistet? 

Zu Frage 83: 

Ja. Nach § 6 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über den 
Zivilschutz nimmt das Bundesamt für Zivilschutz 
die zentrale Aufsicht über den erweiterten Kata-
strophenschutz wahr. 

Zur Vermeidung von Mißbräuchen hat das Bun-
desamt sein bisheriges Meldeverfahren verfeinert. 
Die Länder sind nunmehr verpflichtet die Freistel-
lungen nach Einheiten aufzuschlüsseln. 

Zu Frage 84: 

Das Ergebnis des neuen Meldeverfahrens ist ab-
zuwarten, um zu dieser Frage Auskunft geben zu 
können. 
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Anlage 13 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Ganz (St. Wendel) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2544 Fragen 85 und 86): 

Auf welche Weise wird die Bundesregierung sicherstellen, 
daß jeder Mißbrauch der Freistellungspraxis vom Grund-
wehrdienst zugunsten des erweiterten Katastrophenschut-
zes, wie er im Rechnungshofbericht 1984 (Drucksache 
10/2223) für die zurückliegenden Jahre festgestellt worden 
ist, künftig ausgeschlossen werden kann? 

Sind die in diesem Bericht getroffenen Feststellungen rich-
tig, daß in Ausdehnung der im Gesetz genau definierten Aus-
nahmetatbestände über den erweiterten Katastrophenschutz 
hinaus auch Freistellungen zugunsten anderer Hilfsorgani-
sationen verfügt worden sind? 

Zu Frage 85: 

Nach § 6 Abs. 3 Satz 2 des Gesetzes über den Zivil-
schutz nimmt das Bundesamt für Zivilschutz die 
zentrale Aufsicht über den erweiterten Katastro-
phenschutz wahr. 

Zur Vermeidung von Mißbräuchen hat das Bun-
desamt sein bisheriges Meldeverfahren verfeinert. 
Die Länder sind nunmehr verpflichtet die Freistel-
lungen nach Einheiten aufzuschlüsseln. 

Zu Frage 86: 

Der Bundesrechnungshof bezieht sich bei seinen 
Feststellungen offensichtlich nur auf die Sollstärke 
des sog. Verstärkungsteils im erweiterten Kata-
strophenschutz. Dieser Ansatz begegnet Bedenken. 
Zum erweiterten Katastrophenschutz im Sinne des 
§ 1 des Gesetzes über die Erweiterung des Kata-
strophenschutzes gehören auch die Einheiten des 
Katastrophenschutzes der Länder, die auf Kosten 
des Bundes eine zusätzliche Ausbildung erhalten. 
Dies sind zur Zeit jährlich rund 50 000 Helfer. Auch 
für die Mitwirkung im Ergänzungsteil ist eine Frei-
stellung vom Wehrdienst möglich. 

Der Bundesregierung liegen bisher keine gesi-
cherten Erkenntnisse vor, daß Freistellungen über 
das Soll des erweiterten Katastrophenschutzes ins-
gesamt hinaus freigestellt worden sind. 

Im übrigen nimmt das Bundesamt für Zivilschutz 
die zentrale Aufsicht über die Feststellungspraxis 
wahr. 

Anlage 14 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Sauermilch (GRÜNE) 
(Drucksache 10/2544 Fragen 87 und 88): 

Was veranlaßt die Bundesregierung zu der Auffassung, im 
Falle der Firma NUKEM (Hanau) der uneingeschränkten 
Verarbeitung von hochangereichertem, d. h. waffenfähigem 
Uran ausdrücklich zuzustimmen, und wie vereinbart die 
Bundesregierung dies mit ihrer Erklärung vom 19. November 
1984, „als weitere Maßnahme der nuklearen Abrüstung" ein 
weltweites Verbot von hochangereichertem Uran für Waffen-
zwecke zu fordern? 

Wie begründet die Bundesregierung ihre oben genannte 
Auffassung im Zusammenhang mit der Firma NUKEM (Ha-
nau) vor dem Hintergrund der Tatsache, daß die allein für 

friedliche Zwecke produzierenden Urananreicherungsanla-
gen in der westlichen Welt kein hoch-, sondern lediglich nied-
rigangereichertes nichtwaffenfähiges Uran herstellen dür-
fen? 

Sie beziehen sich offensichtlich auf die Antwort 
der Bundesregierung zu Frage 14 auf die Große An-
frage der SPD-Fraktion zur Nichtverbreitung von 
Kernwaffen, BT-Drs. 10/2402. Die dort getroffene 
Aussage betrifft jedoch einen völlig anderen Sach-
verhalt, nämlich die Herstellung von hoch angerei-
chertem Uran für atomare Sprengkörper. Dies hat 
mit der Produktion von Brennelementen zur friedli-
chen Nutzung der Kernenergie, wie sie die Firma 
NUKEM betreibt, nichts zu tun. 

Im übrigen darf darauf verwiesen werden, daß 
hochangereichertes Uran in zahlreichen Staaten 
der westlichen Welt auch für friedliche Zwecke her-
gestellt wird. 

Anlage 15 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Fragen des Abgeordneten Krizsan (GRÜNE) 
(Drucksache 10/2544 Fragen 89 und 90): 

Trifft es zu, daß die Bundesregierung neue Rechtsvor-
schriften erwägt oder plant (siehe Frankfurter Rundschau 
Nr. 273, 1984, Seite 1), die zur Errichtung einer Wiederaufbe-
reitungsanlage für abgebrannte Kernbrennstäbe aus Atom-
kraftwerken führen sollen, auch wenn diese Anlage als allzu 
gefährlich und/oder allzu teuer erscheinen sollte? 

Welche gesetzliche Ermächtigung würde einer solchen 
Rechtsvorschrift zugrunde liegen, und wie wäre sie mit § 9 a 
Atomgesetz in Einklang zu bringen? 

Es trifft nicht zu, daß die Bundesregierung derlei 
Rechtsvorschriften erwägt oder plant. Die Frage 
nach einer Rechtsgrundlage stellt sich somit nicht. 

Anlage 16 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Stockleben (SPD) (Drucksache 
10/2544 Fragen 91 und 92): 

Kann die Bundesregierung die bekanntgewordene Absicht 
der Peiner AG bestätigen, ab 1985 die bisherigen Ausbil-
dungsstellen von 28 auf zwölf Ausbildungsplätze im Jahr zu 
kürzen? 

Ist die Bundesregierung gegebenenfalls bereit, zuzugeben, 
daß eine derartige Entscheidung eines bundeseigenen Unter-
nehmens, den bisherigen Versprechungen der Bundesregie-
rung, für zusätzliche Ausbildungsplätze zu sorgen, eklatant 
widerspricht? 

Zu Frage 91: 

Die Bundesregierung kann lediglich bestätigen, 
daß das Unternehmen beabsichtigt, die Zahl der im 
Jahr 1985 neu einzustellenden Auszubildenden von 
28 im Vorjahr auf 12 zurückzuführen. Der Vorstand 
der Peiner AG trägt damit der außerordentlich 
schwierigen Lage der Gesellschaft Rechnung. 
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Mit den dann ab 1985 insgesamt zur Verfügung 
stehenden 93 Ausbildungsplätzen leistet die Peiner 
AG im Interesse der Jugendlichen des Peiner Ein-
zugsbereichs weiterhin einen weit über den eigenen 
Ausbildungsbedarf hinausgehenden Ausbildungs-
beitrag. Die Peiner AG erreicht damit eine Ausbil-
dungsquote von 7,1 Prozent und überschreitet den 
Bundesdurchschnitt — im Jahr 1983: 5,8 Prozent — 
erheblich. 

Zu Frage 92: 

Nein. 

Die Bundesregierung sieht — insbesondere ange-
sichts des Erfolges ihrer Bemühungen um die Erhö-
hung des Ausbildungsplatzangebotes im privaten 
und bundeseigenen industriellen Unternehmensbe-
reich — keinen Widerspruch darin, daß in Einzelfäl-
len verantwortliche Unternehmensorgane auch in 
der Ausbildungsfrage besonderen unternehmensbe-
zogenen Tatbeständen Rechnung tragen müssen. 

Anlage 17 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Fragen 
des Abgeordneten Menzel (SPD) (Drucksache 
10/2544 Fragen 93 und 94): 

Welche Auswirkung wird die Entscheidung des Großen Se-
nats des Bundesfinanzhofes (GrS 4/82 vom 25. Juni 1983), 
nach der die Absicht der Bundesregierung abgelehnt wird, 
die Publikums GmbH u. Co. KG körperschaftsteuerpflichtig 
zu machen, und nach der diesen Gesellschaften die Möglich-
keit genommen wird, ihren Kommanditisten Verluste zuzu-
weisen, wenn keine Gewinne erzielt werden, auf den Woh-
nungsbau bzw. Baumaßnahmen überhaupt und für das Steu-
eraufkommen haben? 

Welche Konsequenzen für die Gesetzgebung gedenkt die 
Bundesregierung aus dieser Entscheidung zu ziehen? 

Zu Frage 93: 

Der Beschluß des Großen Senats des Bundesfi-
nanzhofs ist zu den gewerblichen Einkünften er-
gangen. Der Große Senat hat unter anderem die 
sogenannte Gepräge-Rechtsprechung aufgegeben. 
Nach dieser Rechtsprechung wurden Gesellschaf-
ten in der Rechtsform der GmbH und Co KG stets 
als gewerblich tätige Gesellschaften behandelt, 
wenn die GmbH der Gesellschaft das Gepräge gibt. 
Das galt auch dann, wenn sich die Tätigkeit der 
Gesellschaft auf Vermietung und Verpachtung be-
schränkte. Nach der neuen höchstrichterlichen Be-
urteilung sind diese Gesellschaften als vermögens-
verwaltende Gesellschaften zu betrachten, die Ein-
künfte aus Vermietung und Verpachtung erzielen. 

Die Auswirkungen der Entscheidung des Bundes-
finanzhofs auf den Bereich des Wohnungsbaus las-
sen sich noch nicht abschließend beurteilen. Hierzu 
ist noch in dieser Woche eine Erörterung mit den 
Vertretern der obersten Finanzbehörden der Län-
der vorgesehen. Auch die Auswirkungen auf das 
Steueraufkommen lassen sich noch nicht überse-
hen. 

Zu Frage 94: 

Die neue Rechtsprechung betrifft insbesondere in 
Berlin im Bereich des sozialen und steuerbegün-
stigten Wohnungsbaus tätige Gesellschaften in der 
Rechtsform der GmbH und Co KG. 

Um den sozialen und steuerbegünstigten Woh-
nungsbau in Berlin nicht zu gefährden, ist im Steu-
erbereinigungsgesetz 1985, das der Bundestag kürz-
lich beschlossen hat, eine Übergangsregelung vor-
gesehen. 

Danach können diese Gesellschaften auf Antrag 
steuerlich nach den bisherigen Regelungen, also 
wie gewerblich tätige Gesellschaften, behandelt 
werden. 

Ob weitere gesetzgeberische Maßnahmen erfor-
derlich sind, kann ebenfalls erst nach der Erörte-
rung mit den Vertretern der obersten Finanzbehör-
den der Länder entschieden werden. 

Anlage 18 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Lowack (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2544 Frage 95): 

Mit welchen steuerlichen Einbußen rechnet die Bundesre-
gierung, falls, entgegen dem Urteil des Bundesfinanzhofs 
vom 25. Januar 1984 (Az. I R 7/80 Bundessteuerblatt 1984 II, 
S. 344) Rückstellungen für die Kosten der betrieblichen Be-
rufsausbildung zugelassen würden? 

Die sich bei Zulassung der von Ihnen genannten 
Rückstellungen ergebenden Steuerausfälle lassen 
sich nicht genau beziffern. 

Eine überschlägige Berechnung für 1984 würde 
folgendes ergeben: 

Von den insgesamt rd. 700 000 neuen Ausbil-
dungsverhältnissen entfallen auf steuerpflichtige 
Betriebe und Praxen rd. 600 000. Geht man von den 
Kosten der betrieblichen Berufsausbildung aus, wie 
sie das Bundesinstitut für Berufsbildung veröffent-
licht hat, ergäbe sich ein Rückstellungsbetrag von 
durchschnittlich 17 000 DM pro Ausbildungsverhält-
nis. Das gesamte Rückstellungsvolumen beliefe 
sich im Erstjahr der Zulassung auf über 10 Milliar-
den DM. Dies würde zu Steuerausfällen von mehre-
ren Milliarden DM führen. 

In meiner Antwort auf Ihre Frage für die Frage-
stunde am 19./20. September 1984 habe ich bereits 
darauf hingewiesen, daß die Bundesregierung — 
insbesondere aus Haushaltsgründen — nicht beab-
sichtigt, eine Gesetzesinitiative zur Zulassung von 
Rückstellungen für Berufsausbildungskosten zu un-
terstützen. 

Anlage 19 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Voss auf die Frage des 
Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2544 Frage 96): 
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Wie viele Angestellte in der Bundesverwaltung werden auf 
Planstellen für Beamte geführt, und in welchem Umfang 
besteht die Möglichkeit, diese Angestellten in ein Beamten-
verhältnis zu übernehmen? 

Am 30. Juni 1984 waren in der Bundesverwaltung 
5129 Planstellen für Beamte mit Angestellten be-
setzt, das sind rd. 4,7 Prozent. In welchem Umfang 
diese Angestellten in das Beamtenverhältnis über-
nommen werden könnten, hängt von den Umstän-
den jedes Einzelfalles ab, u. a. auch von dem Willen 
der Angestellten. Nähere Angaben könnten nur 
durch Rückfrage bei den Ressorts, die ihrerseits 
ihren nachgeordneten Bereich beteiligen müßten, 
erlangt werden. Dies war wegen der Kürze der zur 
Verfügung stehenden Zeit nicht möglich. 

Anlage 20 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Waffenschmidt auf die 
Frage des Abgeordneten Broll (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2544 Frage 97): 

Besteht die Absicht, Stellen für Angestellte, wenn diese 
durch das Ausscheiden aus dem Beschäftigungsverhältnis 
frei geworden sind, in Planstellen für Beamte umzuwandeln 
und damit das Berufsbeamtentum zu stärken? 

Nach Artikel 33 Abs. 4 des Grundgesetzes ist die 
Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse als stän-
dige Aufgabe in der Regel Beamten zu übertragen. 
Zum hoheitlichen Bereich wird nicht nur die Ein-
griffsverwaltung gezählt, sondern auch die durch 
die Daseinsvorsorge geprägte Leistungsverwal-
tung. 

Die Ausübung hoheitsrechtlicher Befugnisse darf 
Mitarbeitern des öffentlichen Dienstes, die nicht 
Beamte sind, übertragen werden, solange das vom 
Grundgesetz vorausgesetzte Regel-Ausnahme-Ver-
hältnis nicht verletzt wird. Soweit in diesem Be-
reich Angestellte beschäftigt werden, wird jeweils 
beim Ausscheiden eines Angestellten geprüft, ob 
für die Wahrnehmung der Aufgaben ein Beamter 
zur Verfügung steht und die Stelle daher in eine 
Beamtenplanstelle umgewandelt werden kann. 
Dies entspricht der grundsätzlichen Auffassung der 
Bundesregierung, für eine stärkere Berücksichti-
gung des Funktionsvorbehaltes einzutreten. 

Anlage 21 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Löffler (SPD) (Drucksache 
10/2544 Fragen 98 und 99): 

Kann die Bundesregierung sicherstellen, daß alle berech-
tigten Anforderungen aus dem Titel „Förderung der Lei-
stungssteigerung im Handel" 1985 erfüllt werden können? 

Wie begründet die Bundesregierung die Herabsetzung des 
Haushaltsansatzes für 1985? 

Zu Frage 98: 
Die Bundesregierung ist bestrebt sicherzustellen, 

daß 1985 aus dem genannten Titel alle „berechtig-
ten" Anforderungen erfüllt werden können. Dazu 
ist es im Hinblick auf das Haushaltssoll von 13,5 
Millionen DM allerdings unumgänglich, die Förder-
konditionen so zu verändern, daß die „berechtigten" 
Anforderungen diesen Titelansatz nicht überschrei-
ten. Eine dementsprechende Änderung der „Richtli-
nien über die Förderung von Unternehmensbera-
tungen für kleine und mittlere Unternehmen" ist 
vorbereitet; sie soll am 1. Januar 1985 in Kraft tre-
ten und eine kontinuierliche Fortsetzung des Bera-
tungsprogramms gewährleisten. In welchem Um-
fang es darüber hinaus notwendig wird, auch die 
Konditionen für andere Fördermaßnahmen des 
Handels zu ändern, kann erst nach Vorliegen der 
Ist-Ergebnisse 1984 sowie nach Abschluß der be-
reits vorsorglich eingeleiteten Prioritätendiskus-
sion mit den Spitzenorganisationen des Handels 
endgültig beurteilt werden. 

Zu Frage 99: 
Der Haushaltsvoranschlag 1985 enthielt für die 

Förderung der Leistungssteigerung im Handel in 
Kapitel 0902 Titel 685 63 mit 17,0 Millionen DM ei-
nen gegenüber dem Vorjahr um 0,6 Millionen DM 
höheren Ansatz. Davon wurden im Laufe der Haus-
haltsberatungen 3,5 Millionen DM in den auf 
Wunsch des Haushaltsausschusses neu gebildeten 
Titel „Förderung von Existenzgründungsberatun-
gen" (Kapitel 0902 Titel 685 68) umgesetzt. Hiernach 
werden Existenzgründungsberatungen im Handel 
künftig nicht mehr aus dem Handelstitel, sondern 
aus dem neuen Titel finanziert. Somit ist der Han-
delstitel ab 1985 von Ausgaben für Existenzgrün-
dungsberatungen in Höhe von 3,5 Millionen DM 
entlastet. 

Anlage 22 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
des Abgeordneten Dr. Emmerlich (SPD) (Druck-
sache 10/2544 Fragen 100 und 101): 

Sind die in dem Schreiben der Krupp-Stahl-AG und der 
Klöckner-Werke-AG vom 7. November 1984 an den Bundes-
wirtschaftsminister enthaltenen Angaben über die beabsich-
tigte Fusion Krupp/Klöckner/CRA hinsichtlich der Ziele und 
Ergebnisse der Fusion, hinsichtlich der etwa erforderlichen 
Anträge auf Genehmigung der Fusion nach EG-, Bundes- 
und Landesrecht und hinsichtlich der gewünschten finanziel-
len Förderung durch den Bund und die Bundesländer in der 
Zwischenzeit ergänzt worden, und in welcher Weise wird die 
Bundesregierung den Deutschen Bundestag und seine Aus-
schüsse über die gestellten Anträge und die Entscheidungs-
kriterien vor den einzelnen Entscheidungen unterrichten? 

Welche Genehmigungen sind für die Fusion nach EG- und 
Bundesrecht erforderlich, und wie lange wird die Prüfung 
der Anträge voraussichtlich dauern? 

Zu Frage 100: 

Die Krupp Stahl AG und die Klöckner Werke AG 
haben die in ihrem Schreiben vom 7. November 
1984 enthaltenen Angaben bisher nicht ergänzt. Of-
fenbar ist der Meinungsbildungsprozeß über das 
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Fusionskonzept in den Unternehmen noch nicht ab-
geschlossen. Die Bundesregierung wird wie bisher 
den Haushalts- und den Wirtschaftsausschuß des 
Parlaments im Rahmen der gesetzlichen Geheim-
haltungsvorschriften über die weitere Entwicklung 
unterrichten. 

Zu Frage 101: 

Die geplante Fusion wird sowohl nach den Vor-
schriften des EGKS-Vertrages von der EG-Kommis-
sion als auch nach deutschem Kartellrecht vom 
Bundeskartellamt fusionsrechtlich zu prüfen sein. 

Die Bearbeitung eines Genehmigungsantrags 
nach Art. 66 EGKS-Vertrag durch die EG-Kommis-
sion nimmt erfahrungsgemäß mehrere Monate in 
Anspruch. Das Bundeskartellamt muß nach den 
Vorschriften des Kartellrechts in der Regel inner-
halb von vier Monaten nach Anmeldung eines Zu-
sammenschlußvorhabens entscheiden. 

Anlage 23 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Fragen 
der Abgeordneten Dr. Wieczorek (SPD) und 
Dr. Jens (SPD) (Drucksache 10/2544 Fragen 102 
und 103): 

Zu welchen Ergebnissen hat das Gespräch des Bundes-
kanzlers mit dem amerikanischen Präsidenten über den ein-
seitig und gegen das Allgemeine Zoll- und Handelsabkom-
men (GATT) verstoßenen Importstopp von Röhren aus der 
EG geführt? 

Hat der amerikanische Präsident sich gegenüber dem 
Bundeskanzler bereit erklärt, den einseitigen Importstopp 
von Röhren aus der EG zurückzunehmen und mit seinen 
europäischen Partnern einvernehmliche Lösungen auf dem 
Verhandlungswege zu erreichen? 

Der Bundeskanzler und der Bundesminister des 
Auswärtigen haben den amerikanischen Präsiden-
ten, Vizepräsident Bush und Außenminister Shultz 
sehr nachdrücklich auf die Gefahren hingewiesen, 
die den Handelsbeziehungen zwischen der EG und 
den USA infolge des einseitigen amerikanischen 
Importstops gegenüber Stahlrohrexporten der Ge-
meinschaft drohen. Die amerikanischen Gesprächs-
partner sind sich des Ernstes der Lage voll bewußt. 
Es bestand Einvernehmen, daß so schnell wie mög-
lich weiterverhandelt werden müsse. 

Demgemäß hat der amerikanische Präsident den 
US-Trade Representative Brock beauftragt, die Ge-
spräche mit der europäischen Seite weiter zu füh-
ren und eine Einigung zu suchen. 

Anlage 24 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Sprung auf die Frage 
des Abgeordneten Dr. Ehrenberg (SPD) (Druck-
sache 10/2544 Frage 107): 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß die Mobil-Oil AG die 
Stillegung der umweltfreundlichsten und auf die Produktion 
von bleifreiem Benzin ausgerichteten Raffinerie in Wil-
helmshaven eingeplant hat, und was will die Bundesregie-
rung dagegen tun, da — über die strukturpolitischen Folgen 
hinaus — aus dieser Stillegung eine weitere Verzögerung 
beim Angebot von bleifreiem Benzin und eine Vergrößerung 
der Importabhängigkeit auch bei Raffinerie-Produkten  zu er-
warten sind? 

Der Bundesregierung ist bekannt, daß die Mobil 
Oil die Einstellung der Rohölverarbeitung in Wil-
helmshaven für den 1. April 1985 angekündigt hat. 

Es trifft zu, daß diese Raffinerie von der techni-
schen Auslegung her zur Erzeugung bleifreien Ben-
zins gut geeignet ist. Andererseits ist der Benzinan-
teil an der Produktion wegen fehlender Weiterver-
arbeitungsanlagen relativ klein. 

Die Bundesregierung geht von der Zusage der 
Mineralölwirtschaft aus, die Nachfrage nach blei-
freiem Benzin in vollem Umfang zu decken. Der 
rasche Aufbau des Netzes von Bleifrei-Tankstellen 
spricht für die Einhaltung dieser Zusage. 

Es ist nicht zwingend, daß die Schließung der 
Raffinerie Wilhelmshaven den Anteil der Produkt-
importe an der deutschen Ölversorgung vergrößern 
würde. Dabei spielt eine Rolle, daß diese Raffinerie 
zu einem erheblichen Teil für den Export gearbeitet 
hat. Vor allem aber kann wegen der in der Bundes-
republik bestehenden Überkapazitäten die Schlie-
ßung auch zu einer besseren Auslastung der ver-
bleibenden Anlagen führen. 

Die Bundesregierung hält eine Anpassung der 
deutschen Raffineriekapazität an den gesunkenen 
Mineralölabsatz in gewissem Umfang für unver-
meidlich; jedoch soll die inländische Rohölverarbei-
tung schon aus Gründen der Versorgungssicherheit 
auch künftig das Rückgrat unserer Ölversorgung 
bilden. In diesem Rahmen ist die Frage, welche Raf-
finerie konkret geschlossen werden soll, von den 
Unternehmen auf der Grundlage von Gesprächen 
mit der Belegschaft, der jeweiligen Gemeinde und 
dem jeweiligen Bundesland zu entscheiden. Die 
Bundesregierung ist allerdings der Auffassung, daß 
die Unternehmen dabei aus Gründen der Versor-
gungssicherheit auf eine auch regional möglichst 
ausgewogene Raffineriestruktur achten sollten. Ge-
spräche über die Zukunft der Raffinerie Wilhelms-
haven werden derzeit insbesondere vom Land Nie-
dersachsen geführt. 

Anlage 25 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Pfuhl (SPD) (Drucksache 
10/2544 Frage 108): 

Ist die Bundesregierung nunmehr, da sich auch das Präsi-
dium des Deutschen Bauernverbandes für Bundesmittel zur 
Existenzsicherung der kleinen und mittleren landwirtschaft-
lichen Betriebe ausgesprochen hat, bereit, in Abänderung 
ihrer bisherigen Haltung über Hilfsprogramme als Antwort 
auf die diesjährigen Ernteschäden nachzudenken? 
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Die deutsche Landwirtschaft hat 1984 insgesamt 
eine ausgezeichnete Ernte eingebracht. Von globa-
len Ernteschäden, die die Forderung nach Hilfen 
aus Bundesmitteln rechtfertigen könnten, kann 
also keine Rede sein. In einzelnen Späterntegebie-
ten von Mittelgebirgslagen sind 1984 allerdings 
Ernteverluste bei Getreide eingetreten. Wie Ihnen 
in der Fragestunde am 17./18. Oktober 1984 bereits 
geantwortet wurde, kann die Bundesregierung 
keine Maßnahmen zum Ausgleich von regionalen 
Einkommenseinbußen aufgrund ungünstiger Witte-
rung ergreifen. 

Die Regulierung regional witterungsbedingter 
Schäden ist nach der verfassungsrechtlichen Aufga-
benverteilung zwischen Bund und Ländern eine 
Aufgabe der Länder. Nur bei Katastrophen nationa-
len Ausmaßes kann der Bund auf der Grundlage 
seiner ungeschriebenen Zuständigkeit für Aufga-
ben der gesamtstaatlichen Repräsentation Hilfe lei-
sten. Die Bundesländer haben bereits Maßnahmen 
eingeleitet, durch die den besonders betroffenen 
Betrieben geholfen wird. 

Im übrigen weist die Bundesregierung darauf 
hin, daß sie in den letzten Monaten eine Politik-
wende zugunsten der klein- und mittelbäuerlichen 
Betriebe durchgesetzt hat. Abgerundet wird dieses 
Programm durch die Ausweitung und Erhöhung 
der Ausgleichszulage in benachteiligten Gebieten, 
für die der Haushaltsausschuß zusätzlich Bundes-
mittel in Höhe von 125 Millionen DM bewilligt hat, 
so daß neben der im Sommer bereits beschlossenen 
Erhöhung um 25 Millionen DM insgesamt 150 Mil-
lionen DM mehr als vorher zur Verfügung stehen. 
Weitgehend abgeschlossen sind schließlich auch die 
Vorbereitungen für agrarsoziale Entlastungsmaß-
nahmen. Sobald die Mittel dafür verfügbar sind, sol-
len kleine Betriebe von ihren vergleichsweise ho-
hen Beiträgen zur Landwirtschaftlichen Sozialver-
sicherung weiter entlastet werden. 

Anlage 26 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Müller (Schweinfurt) 
(SPD) (Drucksache 10/2544 Fragen 109 und 110): 

Werden die von Bundesaußenminister Genscher am 
26. Oktober 1984 im Pressedienst der FDP geäußerten Beden-
ken zur Milchkontingentierung von anderen Mitgliedern der 
Bundesregierung geteilt, und trifft es zu, daß die der FDP 
angehörenden Minister der Einführung der Milchkontingen-
tierung nicht ausdrücklich zugestimmt haben? 

Kann die Bundesregierung die von Bundesaußenminister 
Genscher in einem Interview des Deutschlandfunks am 
27. Oktober 1984 gemachten Aussagen bestätigen, wonach 
sich bei Anhörungen im Bundeskanzleramt die Führung des 
Bauernverbandes und die Landesvorsitzenden einhellig für 
die Milchquotenregelung ausgesprochen haben, und wie er-
klärt sich die Bundesregierung die jetzt vom Bauernverband 
an der Milchkontingentierung geübte Kritik? 

Zu Frage 109: 

Es trifft nicht zu, daß Bundesaußenminister 
Hans-Dietrich Genscher und die der FDP angehö-
renden Minister der Einführung der Garantiemen-
genregelung Milch nicht zugestimmt haben. Die 

möglichen Lösungsansätze für die Probleme auf 
dem europäischen Milchmarkt sind ausführlich in-
nerhalb der Bundesregierung erörtert worden. Die 
Bundesregierung hat sich eindeutig für den in 
Brüssel allein konsensfähigen Weg entschieden. 

Im übrigen hat Bundesaußenminister Genscher 
in dem von Ihnen zitierten Pressedienst nur daran 
erinnert, daß die FDP in der Diskussion über den 
Weg der Rückführung der Milchproduktion für eine 
differenzierte Mitverantwortungsabgabe eintrat, 
die jedoch nicht konsensfähig war, und daß die Aus-
wirkungen der Garantiemengenregelung Milch 
durch flankierende Maßnahmen abgemildert wer-
den müssen. Die Bundesregierung tut dies; insbe-
sondere sind hier die erleichternden Maßnahmen 
bei den mittleren und kleineren Milcherzeugern zu 
erwähnen. In den benachteiligten Gebieten sind die 
bisherigen Hilfsmaßnahmen von der Bundesregie-
rung erweitert und verbessert worden. 

Zu Frage 110: 

Bereits im Jahre 1976 hat sich der Deutsche Bau-
ernverband in einem Präsidiumsbeschluß für men-
genbegrenzende Maßnahmen zur Lösung der 
Milchmarktprobleme ausgesprochen. Diese men-
genbegrenzenden Maßnahmen hat er in den folgen-
den Jahren immer wieder gefordert. 

Die hauptsächliche Kritik des Deutschen Bauern-
verbandes gegen die jetzt eingeführte Garantie-
mengenregelung Milch richtet sich vor allem dage-
gen, daß diese Maßnahme zu spät verwirklicht wor-
den ist und deshalb Rückschnitte in der Milchanlie-
ferung notwendig geworden sind. Weitere Kritik 
wird gegen Einzelheiten der EG-Regelungen erho-
ben. Diese mußten jedoch zunächst hingenommen 
werden, um in der grundsätzlichen Sachentschei-
dung einen Kompromiß zu ermöglichen, der unbe-
dingt erforderlich war, um den Zusammenbruch der 
Milchmarktordnung zu verhindern. 

Die Bundesregierung ist bemüht, sachgerechte 
Änderungen in den EG-Regelungen herbeizufüh-
ren. 

Anlage 27 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Wimmer (Neuötting) 
(SPD) (Drucksache 10/2544 Fragen 111 und 112): 

Wie viele selbständige Landwirte (absolut und in Prozent 
aller Landwirte) nehmen Hilfe zum Lebensunterhalt nach 
dem Bundessozialhilfegesetz in Anspruch? 

Kann die Bundesregierung Erhebungen der Forschungsge-
sellschaft für Agrarpolitik und Agrarsoziologie e. V. Bonn be-
stätigen, nach denen 1980 in der Bundesrepublik Deutsch-
land rund 30 000 Haupterwerbsbetriebe unter den Regelsät-
zen der Hilfe zum Lebensunterhalt lagen, und wie viele land-
wirtschaftliche Betriebe haben die Regelsätze im Wirt-
schaftsjahr 1982/83 unterschritten? 

Zu Frage 111: 

Die Bundesstatistik der Sozialhilfe enthält keine 
Angaben über die Berufszugehörigkeit der Hil- 
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feempfänger. Daher kann weder eine absolute Zahl 
noch eine Prozentzahl genannt werden. 

Aus wissenschaftlichen Untersuchungen ist der 
Bundesregierung aber bekannt, daß Landwirte, 
selbst wenn sie anspruchsberechtigt sind, nur un-
gern Sozialhilfe in Anspruch nehmen. 

Insofern dürfte die Zahl der Sozialhilfeempfänger 
unter den selbständigen Landwirten gering sein. 

Zu Frage 112: 

Die Bundesregierung kann weder die von der 
Forschungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrar-
soziologie ermittelte Zahl bestätigen, noch kann sie 
eine entsprechende Zahl für das Wirtschaftsjahr 
1982/83 nennen. Betriebe, die die Regelsätze der 
Hilfen zum Lebensunterhalt unterschreiten, wer-
den statistisch nicht erfaßt. Schätzungen dazu sind 
mit erheblichen methodischen Problemen behaftet; 
neben den betrieblichen Einkommen müssen näm-
lich auch alle anderen Einkommensbeiträge und 
die Vermögensverhältnisse ermittelt werden. Diese 
methodischen Probleme konnten auch von der For-
schungsgesellschaft für Agrarpolitik und Agrarso-
ziologie nur unzulänglich bewältigt werden. Die 
Bundesregierung verzichtet deshalb auf derartige 
Schätzungen. 

Anlage 28 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Dr. Rose (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2544 Frage 113): 

Sind der Bundesregierung genaue Zahlen bekannt, in wie 
vielen Fällen die sogenannte Milchrente gewährt wurde an 
Landwirte, die freiwillig ihre Kühe aufgegeben hatten, auf 
Hinweis des Bundesamtes für Ernährung und Forstwirt-
schaft aber erneut Kühe anschafften, um dadurch in den 
Genuß der Milchrente zu kommen? 

Bei allen finanziell wirksamen Maßnahmen be-
steht ein gewisser Anreiz, diese mißbräuchlich zu 
nutzen. Dies ist Ihnen sicherlich aus anderen Berei-
chen, z. B. aus dem Steuerrecht, bekannt. 

Kurz nachdem der Bundesregierung bekannt 
wurde, daß es im Bereich der sogenannten Milch-
rentenregelung zu Fällen gekommen ist, bei denen 
mißbräuchliche Ausnutzung dieser Regelung nicht 
auszuschließen ist, hat die Bundesregierung unver-
züglich gehandelt und die einschlägigen Rechtsvor-
schriften so geändert, daß diese Fälle ausgeschlos-
sen wurden. 

Das Bundesamt für Ernährung und Forstwirt-
schaft hat im übrigen auf Anfrage nur auf die da-
mals insbesondere durch das EG-Recht mitbe-
stimmte geltende Rechtslage verwiesen. 

Anlage 29 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Fragen des Abgeordneten Carstensen (Nordstrand) 
(CDU/CSU) (Drucksache 10/2544 Fragen 114 und 
115): 

Sind der Bundesregierung Gründe bekannt, weshalb die 
Erfindung des „Carborain"-Verfahrens für den Garten- und 
Waldbau, entwickelt von Alexander Kückens, Ratzeburg, 
jetzt in Japan vermarktet wird und nicht in der Bundesrepu-
blik Deutschland? 

Ist der Bundesregierung bekannt, wie sich nach dem ver-
heerenden Frühjahr für die Krabbenfischerei die Preise für 
Krabben und die Fänge entwickelt haben? 

Zu Frage 114: 
Der Bundesregierung sind keine Gründe be-

kannt, weshalb das „Carborain"-Verfahren jetzt 
auch in Japan vermarktet wird. Das Verfahren wird 
jedoch auch in der Bundesrepublik Deutschland 
zum Einsatz im Gartenbau angeboten. Eine Anwen-
dung im Waldbau ist der Bundesregierung nicht be-
kannt. 

Zu Frage 115: 
In der Speisekrabben-Fangsaison vom Herbst 

1983 bis zum Frühjahr 1984 konnten auf Grund na-
turbedingter Einflüsse nur vergleichsweise kleine 
Mengen gefangen werden. Die Krabbenbestände 
waren von außergewöhnlich starken Schwärmen 
von jungem Wittling und Kabeljau zu großem Teil . 
weggefressen worden. Trotz umfangreicher Fänge 
noch im ersten Halbjahr 1983 ließ die Fangreduzie-
rung in der zweiten Jahreshälfte das Jahresergeb-
nis 1983 auf knapp 9 000 t absinken (zum Vergleich: 
die durchschnittliche Fangmenge der Vorjahre be-
trug rd. 12 000 t; in 1982 wurden rd. 14 000 t angelan-
det). Auch in der ersten Jahreshälfte 1984 konnten 
nur recht geringe Mengen gefangen werden. Mit 
Beginn der neuen Saison wurde dann deutlich, daß 
sich die Krabbenbestände inzwischen erholt haben. 
Seit August/September 1984 sind wieder wesentlich 
höhere Fangmengen zu verzeichnen. Das Jahreser-
gebnis bleibt abzuwarten. 

Im umgekehrten Sinne wie die Anlandemengen 
entwickelten sich die Erzeugerpreise. Diese stiegen 
mit der Verknappung steil an und erreichten im 
April/Mai 1984 ihren Höhepunkt (nämlich bis zu 
12,40 DM/kg; zum Vergleich: im ersten Halbjahr 
1983 wurden durchschnittlich 2,13 DM/kg erzielt). 
Der dann mit der Zunahme der Anlandungen ein-
setzende Preisabstieg bedeutete zunächst einmal 
eine Normalisierung der Preissituation, geht aber 
offensichtlich zum Teil weiter nach unten, als von 
der Marktsituation her zu erwarten wäre. 

Vermutlich zeigen sich hier nachteilige Auswir-
kungen der trotz gewisser Verbesserungen noch un-
befriedigenden Vermarktungsstruktur bei Speise-
krabben. Den wenigen großen Handelsunterneh-
men auf der Abnehmerseite steht ein Angebot ge-
genüber, das noch keineswegs ausreichend zusam-
mengefaßt ist. Das zur Verfügung stehende Instru-
mentarium der Erzeuger-Organisation — verbun-
den auch mit finanziellen Hilfen bestimmter Art — 
wird offensichtlich von den deutschen Krabbener- 
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zeugern noch nicht durchgreifend genutzt. Bund 
und Bundesländer befürworten eine Verbesserung 
der Vermarktungsstruktur. Es steht zu hoffen, daß 
die positiv eingestellten Kräfte in den Verbänden 
und wirtschaftlichen Zusammenschlüssen der Er-
zeuger bald Fortschritte erzielen — letztlich im In-
teresse aller Marktteilnehmer einschließlich der 
Verbraucher für Speisekrabben. 

Anlage 30 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. von Geldern auf die 
Frage des Abgeordneten Stiegler (SPD) (Druck-
sache 10/2544 Frage 116): 

Welche Schäden haben die Stürme und Orkane der letzten 
Woche am Waldbesitz in der Bundesrepublik Deutschland 
verursacht, und was plant die Bundesregierung, um einzel-
nen Betroffenen zu helfen, um Störungen des Holzmarktes 
zu vermeiden? 

Die in der Zeit vom 22.-24. November 1984 in der 
Bundesrepublik Deutschland durch orkanartige 
Stürme entstandenen Schäden haben nach den bis-
herigen ersten überschlägigen Schätzungen der 
Länder einen Umfang von rund 8 Millionen m 3 

 Schadholz ergeben. Schwerpunktmäßig betroffen 
sind das südliche Niedersachsen, Nordrhein-West-
falen, Hessen, Rheinland-Pfalz, Bayern, Baden

-

Württemberg und Saarland. Von den zu erwarten-
den Kalamitätsnutzungen entfallen über 90 % auf 
die Baumart Fichte. Bei den Schäden handelt es 
sich zu 70-80 % um Windbruch, der Rest ist Wind-
wurf. Die Waldbestände wurden vorwiegend grup-
pen- und einzelstammweise beschädigt. 

Die Behebung der Folge der Sturmschäden fällt 
in erster Linie in die Zuständigkeit der Bundeslän-
der. Um für den Waldbesitz die Schäden wirtschaft-
lich tragbar zu machen, kommen daneben folgende 
Maßnahmen in Betracht, die die Bundesregierung 
prüft und ggf. bei den zuständigen Stellen vorschla-
gen wird: 

1. Anwendung des „Katalogs über mögliche steuer-
liche Maßnahmen zur Berücksichtigung der 
durch Naturkatastrophen verursachten Schä-
den" (Erlaß des BMF). 

2. Einräumung von Ausnahmetarifen durch Bun-
desbahn, Güterstraßenverkehr, Schiffahrt. 

3. Sondermaßnahmen zur Absatzförderung durch 
den Absatzförderungsfonds über die CMA. 

4. Sicherstellung, daß keine zusätzlichen Einfuh-
ren und Bezüge von Holz aus den Ostblocklän-
dern und der DDR erfolgen. 

5. Anwendung des Forstschäden-Ausgleichsgeset-
zes (Einschlagsbeschränkung) bei Zunahme der 
Schadholzmengen. 

BML hat die Länderreferenten für Donnerstag, 
den 6. Dezember 1984 zu einer Besprechnung einge-
laden, um die Schadensschätzungen zu überprüfen 
und — soweit erforderlich — die notwendigen Maß-
nahmen abzustimmen. 

Anlage 31 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Hiller (Lübeck) (SPD) (Druck-
sache 10/2544 Fragen 117 und 118): 

Wie hoch ist der jährliche Gesamtaufwand für die Erstat-
tung von Visa-Gebühren für ältere Reisende in die DDR, und 
wie hoch wäre dieser, wenn allen Anspruchsberechtigten, 
also auch denen, die keine Erstattung beantragen, eine Er-
stattung gewährt würde? 

Ist der Bundesregierung bekannt, daß DDR-Grenzorgane 
in Selmsdorf, Zarrentin und Horst zumindest in einzelnen 
Fällen für ein Eintagesvisum eine Gebühr von 15 DM erho-
ben haben, und wie hat die Bundesregierung darauf gegen-
über der DDR reagiert, um sicherzustellen, daß auch in Zu-
kunft für ein Eintagesvisum nur 5 DM zu entrichten sind? 

Zur Erstattung von Visagebühren für ältere Rei-
sende in die DDR sind aus dem Bundeshaushalt 
(Kapitel 6004 Titel 685 01) folgende Zahlungen gelei-
stet worden: 

1979 	7,0 Millionen DM 
1980 	7,3 Millionen DM 
1981 	4,8 Millionen DM 
1982 	6,3 Millionen DM 
1983 	5,8 Millionen DM 
1984 	werden die Gesamtaufwendungen 

voraussichtlich 
7,0 Millionen DM betragen. 

Die Zahl der Anspruchsberechtigten wird stati-
stisch nicht erfaßt. Wie viele von ihnen keine Er-
stattung beantragen, ist der Bundesregierung daher 
nicht bekannt. 

Personen aus der Bundesrepublik Deutschland, 
die zu einem Tagesbesuch in die DDR oder nach 
Berlin (Ost) einreisen wollen, müssen an die DDR-
Behörden eine Visumgebühr von 5,— DM entrich-
ten. Bei Besuchen, die zwei oder mehr Tage dauern 
— also auch bei Zwei-Tages-Fahrten im Rahmen 
des grenznahen Verkehrs — werden Visagebühren 
von 15,— DM gefordert. 

Diese Regelung hat die Regierung der DDR be-
stätigt, als die Bundesregierung auf einzelne Über-
gangsschwierigkeiten im Zusammenhang mit den 
zum 1. August 1984 geänderten Regelungen hinge-
wiesen hat. Die Bundesregierung wird auch künftig 
Einzelfälle der Erhebung zu hoher Visagebühren 
gegenüber der Regierung der DDR ansprechen. 

Anlage 32 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Dr. Hennig auf die Fragen 
der Abgeordneten Frau Terborg (SPD) (Drucksache 
10/2544 Fragen 119 und 120): 
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Welche kontreten Schritte hat die Bundesregierung unter-
nommen, um den deutsch-deutschen Jugendaustausch wie-
der zu beleben? 

Sieht die Bundesregierung Möglichkeiten, den Verfas-
sungsschutzbericht 1983 in den Passagen zum deutsch-deut-
schen Jugendaustausch zu korrigieren, oder ist eine Wieder-
holung der mißverständlichen Passagen über den Jugend-
austausch im nächsten Verfassungsschutzbericht zu erwar-
ten? 

Zu Frage 119: 

Die Bundesregierung hat öffentlich im Rahmen 
der Beantwortung parlamentarischer Anfragen 
wiederholt erklärt, daß die für die einseitige Beein-
trächtigung des Jugendaustausches von der DDR 
angegebenen Gründe nicht stichhaltig sind. Dies 
betrifft den Vorwurf, die Sicherheit der jugendli-
chen DDR-Touristen sei in der Bundesrepublik 
Deutschland nicht gewährleistet. Es trifft nicht zu, 
daß die Teilnehmer der touristischen Jugendgrup-
pen aus der DDR von Angehörigen des Verfas-
sungsschutzes observiert und befragt worden sind. 
Die Bundesregierung mißt dem innerdeutschen Ju-
gendaustausch große Bedeutung bei; sie hat ihn 
deshalb in den vergangenen Jahren durch Bereit-
stellung erheblicher Haushaltsmittel gefördert. 

Zu Frage 120: 

Im Hinblick darauf, daß sich der Inhalt der Ver-
fassungsschutzberichte an den Erkenntnissen des 
gesamten Berichtszeitraumes orientiert, kann die 
Frage, ob der Verfassungsschutzbericht 1984 ähnli-
che Feststellungen zum Jugendaustausch enthalten 
wird wie der Bericht „83", erst nach Auswertung 
sämtlicher Erkenntnisse des Jahres 1984 zu Beginn 
des Jahres 1985 entschieden werden. 

Die Prüfung dieser Frage wird unter Abwägung 
aller hierbei zu berücksichtigenden Gesichtspunkte 
— der Sicherheitsaspekte, aber auch der Tatsache, 
daß wir dem Jugendaustausch besondere Bedeu-
tung beimessen — vorgenommen werden. 

Anlage 33 

Antwort 

des Parl. Staatssekreträs Dr. Hennig auf die Fragen 
des Abgeordneten Schulze (Berlin) (CDU/CSU) 
(Drucksache 10/2544 Fragen 121 und 122): 

Treffen Pressemitteilungen zu, wonach eine schwerkranke 
64jährige Bürgerin aus Berlin-Kreuzberg in der Kontrollba-
racke des Grenzüberganges Waltersdorfer Chaussee von 
DDR-Zöllnern in menschenunwürdiger Weise behandelt 
wurde? 

Wenn ja, wie beurteilt die Bundesregierung diesen skanda-
lösen Vorfall, und wie gedenkt die Bundesregierung im Zu-
sammenwirken mit dem Senat von Berlin darauf zu reagie-
ren? 

Am 21. November 1984 ist eine 64jährige Rentne-
rin, die sich auf der Rückreise aus der DDR nach 
Berlin (West) befand, am Übergang Rudower 

Chaussee von Zollbeamten der DDR längere Zeit 
festgehalten worden. 

Sie mußte sich in einem Kontrollraum entkleiden 
und einer Leibesvisitation unterziehen. Die mit 
dem Kontrollvorgang verbundene Aufregung ver-
stärkte sich, da die Betroffene Diabetikerin ist. Sie 
erlitt einen Herzanfall. 

Nach Aussagen eines Mitreisenden der Rentne-
rin bemühten sich die Zollkontrolleure um die Zu-
ziehung eines Arztes. Als das nicht gelang, durfte 
die Rentnerin mit ihren Mitreisenden nach Berlin 
(West) ausreisen. 

Dort wurde sie in das Krankenhaus Neukölln ein-
geliefert, das sie am folgenden Tag auf eigenen 
Wunsch wieder verlassen hat. 

Der Besuchsbeauftragte des Berliner Senats hat 
wegen des Vorfalls bei dem Besuchsbeauftragten 
der Regierung der DDR die Erwartung zum Aus-
druck gebracht, bei allen Personenkontrollen auf 
die besonderen Umstände des jeweiligen Falles 
Rücksicht zu nehmen und an diesen Gegebenheiten 
die Art und Weise der Kontrolle auszurichten. Die-
ser Erwartung schließt sich die Bundesregierung 
nachdrücklich an. 

Die Bundesregierung beobachtet nach wie vor 
alle Modalitäten des innerdeutschen Reiseverkehrs 
mit größter Aufmerksamkeit. Bei Hinweisen und 
Beschwerden wird jeder Einzelfall sorgfältig ge-
prüft und gegebenenfalls bei der Regierung der 
DDR angesprochen. 

Wegen aller Einzelfälle im innerdeutschen Reise-
verkehr von grundsätzlicher Bedeutung steht die 
Bundesregierung in ständigem Kontakt mit dem 
Berliner Senat. 

Anlage 34 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen der 
Abgeordneten Frau Roitzsch (Quickborn) (CDU/ 
CSU) (Drucksache 10/2544 Frage 123 und 124): 

Trifft es zu, daß Arbeitslose unabhängig davon, ob sie 
staatliche finanzielle Unterstützung erhalten oder nicht, 
grundsätzlich nur 13 DM pro Tag als Aushilfe hinzuverdie-
nen dürfen, während Personen in einem festen Arbeitsver-
hältnis bis zu 390 DM im Monat steuerfrei hinzuverdienen 
dürfen? 

Wenn ja, beabsichtigt die Bundesregierung, hier nach dem 
Grundsatz der Gleichbehandlung eine gesetzliche Änderung 
herbeizuführen? 

Einkommen, das ein Arbeitsloser aus einer Be-
schäftigung von weniger als 20 Stunden wöchent-
lich erzielt, wird auf sein Arbeitslosengeld oder 
seine Arbeitslosenhilfe lediglich zur Hälfte ange-
rechnet, soweit es nach Abzug von Steuern, Sozial-
versicherungsbeiträgen und Werbungskosten 
15 DM wöchentlich übersteigt. Arbeitslosengeld 
oder Arbeitslosenhilfe und Nebenverdienst dürfen 
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jedoch zusammen 80 v. H. des letzten pauschalier-
ten Nettoarbeitsentgelts nicht überschreiten. 

Diese Regelung ist auf die Besonderheiten der 
Arbeitslosenversicherung zugeschnitten. Sie schafft 
einerseits einen Anreiz für den Arbeitslosen, eine 
Nebentätigkeit auszuüben und damit die Verbin-
dung zum Arbeitsleben zu erhalten, berücksichtigt 
aber andererseits, daß ein Arbeitsloser, der eine Ne-
benbeschäftigung ausübt, nur teilarbeitslos ist und 
deshalb keine volle Lohnersatzleistung beanspru-
chen kann. 

Steuerlich werden die Nebeneinkünfte von Ar-
beitslosen und Erwerbstätigen grundsätzlich gleich-
behandelt. Dabei kommt entweder das normale 
Lohnsteuerabzugsverfahren mit Lohnsteuerkarte 
zur Anwendung oder die Besteuerung wird nach 
der Sondervorschrift für Lohnsteuerpauschalierung 
bei Teilzeitbeschäftigten vorgenommen. 

Im ersten Fall wird eine Lohnsteuer nur erhoben, 
wenn der zu versteuernde Nebenverdienst bei-
spielsweise in Steuerklasse I (Alleinstehende ohne 
Kinder) mehr als 563,99 DM monatlich, 131,59 DM 
wöchentlich oder 18,79 DM täglich beträgt. 

Im zweiten Fall muß der Arbeitgeber bei kurzfri-
stigen oder geringfügigen Beschäftigungen die 
Lohnsteuer mit einem Pauschsatz von 10 v. H. über-
nehmen. 

Eine kurzfristige Beschäftigung liegt vor, wenn 
der Arbeitnehmer bei dem Arbeitgeber gelegent-
lich, nicht regelmäßig wiederkehrend beschäftigt 
wird, die Dauer der Beschäftigung 18 zusammen-
hängende Arbeitstage nicht übersteigt und 

a) der Arbeitslohn während der Beschäftigungs-
dauer 42 Deutsche Mark durchschnittlich je Ar-
beitstag nicht übersteigt oder 

b) die Beschäftigung für einen unvorhersehbaren 
Zeitpunkt sofort erforderlich wird. 

Steuerrechtlich liegt eine geringfügige Beschäfti-
gung vor, wenn der Arbeitnehmer bei dem Arbeit-
geber laufend beschäftigt wird, die Tätigkeit jedoch 
während der Beschäftigungsdauer 20 Stunden und 
der Arbeitslohn 120 Deutsche Mark wöchentlich 
nicht übersteigt. 

Die vorstehenden Pauschalierungen sind unzu-
lässig bei Arbeitnehmern, deren Arbeitslohn wäh-
rend der Beschäftigungsdauer 12 Deutsche Mark 
durchschnittlich je Arbeitsstunde übersteigt. 

Die sogenannte 390-DM-Grenze ist nur für die 
Kranken- und Rentenversicherung von Bedeutung. 

Anlage 35 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Glombig (SPD) (Drucksache 10/2544 
Fragen 125 und 126): 

Trifft es zu, daß Vertreter des Bundesministeriums für 
Arbeit und Sozialordnung vorgeschlagen haben, im Rahmen 
der Änderungen des Schwerbehindertenrechts die Pausch-
beträge für Körperbehinderte einzuschränken oder sogar zu 
beseitigen, und wenn ja, welche Gründe waren dafür maß-
geblich? 

Trifft es zu, daß die Vertreter der obersten Finanzbehörden 
der Länder sich gegen eine Senkung der Pauschbeträge für 
Körperbehinderte ausgesprochen haben, und sind der Bun-
desregierung die Gründe bekannt? 

Änderungen bei den Pauschbeträgen für Behin-
derte nach § 33b des Einkommensteuergesetzes 
wurden bei der Vorbereitung des Haushaltsbegleit-
gesetzes 1984, des Steuerentlastungsgesetzes 1984 
und der Novelle zum Schwerbehindertengesetz zwi-
schen Vertretern des Bundesministeriums der Fi-
nanzen und des Bundesministeriums für Arbeit und 
Sozialordnung als Alternativen zu anderen Einspa-
rungen im Behinderten- und Rehabilitationsbereich 
erörtert. Konkrete Vorschläge zur Einschränkung 
oder zur Beseitigung der Pauschbeträge wurden 
aber vom Bundesministerium für Arbeit und Sozial-
ordnung nicht gemacht. 

Auch die Vertreter der obersten Finanzbehörden 
der Länder haben sich im März 1984 anläßlich einer 
Sitzung der Einkommensteuerreferenten gegen 
eine Einschränkung oder Beseitigung der Pausch-
beträge für Behinderte ausgesprochen, insbeson-
dere weil 

— diese Pauschbeträge keine Steuervergünstigun-
gen seien, sondern lediglich der Verwaltungsver-
einfachung dienten und 

— ihre Einschränkung oder gar Beseitigung die 
Steuerpflichtigen zur Geltendmachung behin-
derungsbedingter Aufwendungen im Rahmen 
des § 33 des Einkommensteuergesetzes und da-
mit zum Einzelnachweis behinderungsbeding-
ten Mehraufwands zwinge, dessen Beurteilung 
die Finanzverwaltung und die Finanzgerichte 
überfordere. 

Anlage 36 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Schreiner (SPD) (Drucksache 
10/2544 Fragen 127 und 128): 

Sind Presseberichte zutreffend, nach denen das Bundesmi-
nisterum für Arbeit und Sozialordnung in einer vorgesehe-
nen Änderung der „Verordnung über gefährliche Arbeitsstof-
fe" plane, daß in Zukunft drei statt bisher zwei Kriterien 
gleichzeitig erfüllt sein müßten, bevor ein Stoff als krebser-
zeugend bewertet werde, daß außer dem Nachweis für die 
Häufigkeit bösartiger Geschwulste in einem Tierversuch zu-
sätzlich auch noch der Nachweis von Erbgutveränderungen 
bei Tieren und Veränderungen bei Zellkulturen erbracht 
werden müsse, und wenn ja, wie vereinbart die Bundesregie-
rung solch eine Änderung mit ihrem Eid, Schaden vom deut-
schen Volke, also auch von den Arbeitnehmerinnen und Ar-
beitnehmern, abzuwenden? 

Sind Vermutungen des Deutschen Gewerkschaftsbundes 
zutreffend, daß die vorgesehene Änderung der „Verordnung 
über gefährliche Arbeitsstoffe" in enger Zusammenarbeit 
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mit der Industrie erfolgt sei, und wenn ja, wie rechtfertigt die 
Bundesregierung ihr einseitiges Eintreten für die ausschließ-
lich profitorientierten Interessen der betroffenen Industrie? 

Im Zusammenhang mit dem Entwurf der Gefahr-
stoffverordnung, die die Arbeitsstoffverordnung ab-
lösen soll, ist ein Vorschlag zur Präzisierung der 
Kriterien zur Definition des Begriffs „krebserzeu-
gend" unter einigen Bundesressorts diskutiert wor-
den. In den von der Bundesregierung zu beschlie-
ßenden Verordnungsentwurf wird dieser Vorschlag 
jedoch nicht übernommen werden. 

Der nicht weiterverfolgte Vorschlag ist auch mit 
Industriefachleuten erörtert worden. Ich weise aber 
ganz entschieden Ihre durch nichts belegte Behaup-
tung zurück, die Bundesregierung trete einseitig für 
die betroffene Industrie ein. 

Anlage 37 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage der 
Abgeordneten Frau Männle (CDU/CSU) (Druck-
sache 10/2544 Frage 129): 

Welches sind die Ursachen überproportionaler Arbeitslo-
sigkeit von Ärztinnen, und was gedenkt die Bundesregierung 
dagegen zu tun? 

Zwar hat die Zahl der arbeitslos gemeldeten Ärz-
te, insbesondere jüngerer Ärzte in letzter Zeit zuge-
nommen. Sie liegt jedoch nach wie vor erheblich 
unter dem Durchschnitt aller Berufsgruppen. Auch 
im Vergleich zu anderen Hochschulabsolventen 
stellt sich die Arbeitsmarktlage von Ärzten relativ 
günstig dar. 

Es trifft zu, daß Ärztinnen stärker von Arbeitslo-
sigkeit betroffen sind. Im September 1983 waren 
47 % der arbeitslosen Ärzte Frauen, wobei ihr Anteil 
an den beschäftigten Ärzten aber nur 23,7 % betrug. 
Bei abgeschlossener Facharztweiterbildung ergibt 
sich kein besseres Bild. So lag der Frauenanteil 
unter den beschäftigten Fachärzten bei 19 % und 
unter den arbeitslosen Fachärzten bei 45,5%. 

Bei der Beantwortung der Frage nach den beson-
deren Ursachen der auch bei den Arztberufen über-
proportionalen Arbeitslosigkeit von Frauen muß 
sich die Bundesregierung auf die Erfahrungen aus 
der Vermittlungspraxis der Arbeitsämter stützen. 

Danach wünscht eine Anzahl von Krankenhäu-
sern keine Bewerbervorschläge von Ärztinnen mit 
der Begründung, es seien bereits Ärztinnen in aus-
reichender Zahl beschäftigt oder die am Arbeits-
platz geforderte körperliche Beanspruchung sei so 
hoch, daß Bedenken gegen die Einstellung von 
Frauen bestünden. 

Regional betrachtet konzentriert sich die Arbeits-
losmeldung von Ärztinnen auf Gebiete, die bereits 
stark mit Ärzten besetzt und als Wohn- und Arbeits-
ort beliebt sind. 

Angesichts der allgemeinen Schwierigkeiten auf 
dem Arbeitsmarkt, die auch für andere Hochschul-
absolventen bestehen, beabsichtigt die Bundesre

-

gierung keine Sondermaßnahmen für bestimmte 
Gruppen. 

Soweit sich Ärzte als arbeitsuchend melden, sind 
die Dienststellen der Bundesanstalt für Arbeit be-
müht, Bewerberinnen gleichermaßen wie Bewerber 
in die gemeldeten offenen Stellen zu vermitteln und 
sie außerdem für offene Stellen in ländlichen Ge-
bieten zu interessieren. Sie wirken in Vermittlungs-
gesprächen auf die Arbeitgeber ein, Frauen mehr 
offene Stellen zugänglich zu machen. 

Anlage 38 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Fragen des 
Abgeordneten Hinsken (CDU/CSU) (Drucksache 
10/2544 Fragen 130 und 131): 

Welche Kriterien müssen bei einem arbeitslosen Mitbür-
ger zutreffen, um als echt Arbeitsloser registriert zu wer-
den? 

Wie ist sichergestellt, daß ein Arbeitsloser nicht mehrmals, 
d. h. bei verschiedenen Arbeitsämtern, registriert ist? 

Als Arbeitslose werden die Arbeitsuchenden ge-
zählt, die 

— vorübergehend nicht in einem Beschäftigungs-
verhältnis stehen oder nur eine kurzzeitige Be-
schäftigung ausüben, die unter 20 Stunden in 
der Woche liegt, 

— der Arbeitsvermittlung zur Verfügung stehen, 

— sich persönlich beim zuständigen Arbeitsamt ge-
meldet haben, 

— das 65. Lebensjahr noch nicht vollendet haben, 

— nicht arbeitsunfähig erkrankt sind, 

— tatsächlich in der Lage sind, unmittelbar eine 
abhängige Beschäftigung aufzunehmen. 

Vereinfacht kann man sagen, daß alle Arbeitneh-
mer, die keine Arbeit haben und beim Arbeitsamt 
unmittelbar eine Arbeit suchen, als arbeitslos ge-
zählt werden. 

Nach § 129 des Arbeitsförderungsgesetzes ist 
grundsätzlich das Arbeitsamt für die Registrierung 
eines Arbeitslosen zuständig, in dessen Bezirk der 
Arbeitslose bei Eintritt der Arbeitslosigkeit seinen 
Wohnsitz hat. Solange er sich nicht an seinem 
Wohnsitz aufhält, ist das Arbeitsamt zuständig, in 
dessen Bezirk der Arbeitslose bei Eintritt der Ar-
beitslosigkeit seinen gewöhnlichen Aufenthalt hat. 

Auf Antrag des Arbeitslosen hat das Arbeitsamt 
ein anderes Arbeitsamt für zuständig zu erklären, 
wenn nach der Arbeitsmarktlage keine Bedenken 
entgegenstehen oder die Ablehnung für den Ar-
beitslosen eine unbillige Härte bedeuten würde; so 
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schreibt es § 130 des Arbeitsförderungsgesetzes 
vor. 

Anlage 39 

Antwort 

des Parl. Staatssekretärs Vogt auf die Frage des 
Abgeordneten Sieler (SPD) (Drucksache 10/2544 
Frage 132): 

Trifft es zu, daß der Bundesminister für Arbeit und Sozial-
ordnung beabsichtigt, den ehemaligen Persönlichen Referen-
ten des früheren Präsidenten der Bundesanstalt für Arbeit 
unter Umgehung der Laufbahnvorschriften zum Vizepräsi-
denten des Landesarbeitsamtes Rheinland-Pfalz zu ernen-
nen? 

Es trifft zu, daß die Bundesregierung in ihrer Sit-
zung am 27. November 1984 auf Empfehlung des 

Bundesministers für Arbeit und Sozialordnung be-
schlossen hat, den Verwaltungsdirektor Otto-Wer-
ner Schade zum Vizepräsidenten eines Landesar-
beitsamtes — Amt der Besoldungsgruppe B 3 
BBesO — vorzuschlagen. Der Empfehlung des Bun-
desministers für Arbeit und Sozialordnung ging 
eine Abstimmung mit den Selbstverwaltungsorga-
nen (Verwaltungsrat und Vorstand) der Bundesan-
stalt für Arbeit voraus. 

Zu der beabsichtigten Ernennung des Beamten 
ist neben der Zustimmung des Verwaltungsrats der 
Bundesanstalt und der beteiligten Landesregierun-
gen — Rheinland-Pfalz und Saarland —, die Zulas-
sung von laufbahnrechtlichen Ausnahmen durch 
den Bundespersonalausschuß erforderlich. Derar-
tige Ausnahmen waren bereits mehrfach notwen-
dig; sie wurden auch erteilt. 
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